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Liebe Leserinnen und Leser! 


Eigentlich hatten wir für 
diese Nummer den Themenschwerpunkt 
„Frauen und Entwicklung“ geplant. 
Leider ist es nicht gelungen, termingerecht 
damit zu,einem guten und für uns 
befriedigenden Ende zu kommen. 


Deshalb wird dieser Themenschwerpunkt 
erst im Februar erscheinen. 


Mit herzlichen Grüßen eure 
Frauen vom „iz“. 
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Atombombentests 


Mit der „Greenpeace“ nach Moruroa 


„Französisch“-Polynesien liegt im Südpa- 
zifik und umfaßt ca. 120 Inseln und Atolle. 
Früher nannte man diese Inselwelt, deren 
ursprüngliche Bevölkerung die Maohis 
(verwandt mit den Maoris/Neuseeland) 
sind, die „Südsee“. „Französisch“-Polyne- 
sien ist heute französisches überseeisches 
Territorium, verfügt also über eine be- 
grenzte interne Selbstverwaltung, unter- 
steht jedoch in allen wichtigen Fragen 
Frankreich. Zu Polynesien gehören auch 
die Atolle von Moruroa und Fangataufa. 
Auf diesen beiden Inseln führt Frankreich 
seit 1966 seine Atomversuche durch, und 
zwar bis 1974 in der Atmosphäre, ab 1975 
unterirdisch. Vorher fanden die Tesıs in 
der Sahara statt. Algerien verlangte jedoch, 
als es unabhängig wurde, daß die Versuche 
nicht mehr auf algerischem Boden durch- 
geführt würden. 

„Um Französisch-Polynesien für seine 
Anhänglichkeit an Frankreich zu danken“ 
(wörtliches Zitat!), entschied sich De 
Gaulle für diese Kolonie als neues Ver- 
suchsgebiet. ö 

Nachdem die „Rainbow Warrior“ durch 
das staatsterroristische Attentat des franzö- 
sischen Geheimdienstes zerstört war, be- 
schloß Greenpeace, das für eine Antarktis- 
Expedition vorgesehene Schiff „Greenpea- 
ce“ die Kampagne des „Rainbow Warrior“ 


fortführen zu lassen, bevor es Anfang De- 
zember von Auckland aus in die Antarktis 
aufbrechen würde. 

Die „Greenpeace“ brach am 14. Sep- 
tember von Curacao, wo ich am 12. 
abends an Bord gegangen war, auf und 
steuerte nach Durchfahrt durch den Pana- 
makanal auf Moruroa zu, vor dessen terri- 
torialen Gewässern (12 Seemeilen von der 
Küste) wir am 4. Oktober eintrafen. 


as Attentat auf die „Rainbow 
D Warrior“ am 10. Juli 1985 hat die 

Weltöffentlichkeit aufgescheucht. 
Wer konnte ein Interesse daran haben, 
die Greenpeace-Kampagne gegen die 
französischen Atomtests im Süd-Pazifik 
zu beenden, wenn nicht Frankreich? 
Aber war es vorstellbar, daß das Land 
der „Declaration des Droits de l’homme* 
mit Dynamit gegen eine gewaltfreie Orga- 
nisation vorging, die nur von ihrem Recht 
auf freie Meinungsäußerung Gebrauch 
machte? 

Eine Antwort — noch nicht das Einge- 
ständnis der staatlichen Verantwortung 
für das Verbrechen, wohl aber seine im- 
plizite nachträgliche Rechtfertigung — 
kam am 18. August. An diesem Tag be- 
fahl Mitterrand der französischen Armee 


im Pazifik, gegen Greenpeace-Schiffe ge- 
gebenenfalls mit Gewalt vorzugehen. Da- 
mit wurde deutlich: 

Nicht nur bürdet Frankreich Risiken 
und Gefahren der Atomtests Völkern am 
anderen Ende der Welt auf, die wie die 
Maohis in „Französisch“-Polynesien, nie 
um ihre Meinung gefragt wurden, oder die 
sich, wie die Länder des Süd-Pazifik- 
Forums, ausdrücklich seit langem dage- 
gen wehren. Der Befehl führte darüber- 
hinaus vor Augen, daß diese Politik bereit 
ist, notfalls auch über die Leichen der da- 
gegen gewaltfrei Protestierenden zu ge- 
hen. 

Um gegen diesen Zynismus zu prote- 
stieren und gleichzeitig meine Solidarität 
auszudrücken, einerseits mit Greenpeace, 
andererseits mit dem Maohi-Volk, dem 
das Menschenrecht auf Selbstbestim- 
mung, auf freie Meinungsäußerung, ja auf 
Leben und Gesundheit, um der Force de 
Frappe willen vorenthalten wird, bin ich 
an Bord der „Greenpeace“ gegangen. 

Ziel der Kampagne war es, auf einen 
endgültigen Stop der französischen 
Atomversuche auf Moruroa und Fanga- 
taufa hinzuwirken, diese Versuche also 
vor der Weltöffentlichkeit anzuklagen, ih- 
re verheerenden ökologischen, gesund- 
heitlichen und sozialen Konsequenzen 
aufzuzeigen und für jedermann verständ- 
lich zwei französische Schutzbehauptun- 
gen zu widerlegen: 

1. Daß das Maohi-Volk nichts gegen 
die Versuche einzuwenden habe und sein 
Land freiwillig-patriotisch dafür zur Ver- 
fügung stelle. 

2. Daß Opfer der Versuche nicht zu be- 
klagen seien. 

Proteste vor den Territorialgewässern 
von Moruroa mit der ganzen „Friedens- 
flotte“, bestehend aus GREENPEACE, 
VEGA, BREEZE, ALLIANCE, drei 
Schlauchbooten, einer Segeljolle und ei- 
nem selbstgebauten Floß, waren ein 
Schwerpunkt der Aktion. 

Der andere galt dem Bemühen, mit be- 
troffenen Bewohnern des Atolls von 
Mangareva (zur Moruroa am nächsten 
gelegenen Gruppe der Gambier-Inseln 
gehörig) Kontakt aufzunehmen, da dessen 
500 Bewohner sich Sorgen wegen direk- 
ter und indirekter gesundheitlicher und 
ökologischer Folgeschäden der bis 1984 
durchgeführten, atmosphärischen Atom- 
tests Frankreichs machen: z. B. Krebsfäl- 
le, die vom Militärarzt behandelt werden, 
mit Augen- oder Nierenschäden gebore- 
ne Kinder, von Ciguatera! befallene Fi- 
sche in der Lagune. 

Mit absurden Verwaltungstricks und 
-vorwänden haben alle französischen und 
territorialen Autoritäten — vom Ober- 
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kommando im Südpazifik über den „Ho- 
hen Kommissar“ in Polynesien bis zur 
Hafenbehörde in Papeete/Tahiti — Hand 
in Hand, getreu der von Mitterrand im 
September nach Moruroa einberufenen 
„zivilitärischen“ Koordinationskonferenz, 
zusammengewirkt, um der „Greenpeace“ 
und ihrer Crew jeden Kontakt mit der Be- 
völkerung von Mangareva weiter unmög- 
lich zu machen. Zu den eingesetzten Mit- 
teln gehörte offenbar auch Druck auf den 
Bürgermeister der kleinen Insel, der den 
in französischen Augen unverzeihlichen 
Fehler begangen hatte, die „Greenpeace“ 
wissen zu lassen, daß sie den Inselbewoh- 
nern herzlich willkommen sei, was er eini- 
ge Tage später gegenüber französischen 
Militärjournalisten jedoch nicht mehr zu 
wiederholen wagte. 

Unser Besuchsantrag wurde unter dem 
Vorwand, Mangareva sei kein Eingangs- 
hafen für „Französisch“-Polynesien, abge- 
lehnt. Meiner mit meinem Informations- 
recht als Europa-Abgeordnete begründe- 
te Anfrage — schließlich entsendet Poly- 
nesien einen Abgeordneten ins Europa- 
Parlament — „widersetzte* der „Hohe 
Kommissar“ sich zwar nicht, schloß aber 
gleichzeitig durch ein technisches Verbot 
(Anfahrt mit einem Greenpeace-Schiff) 
seine Realisierung aus. 

Sein Ziel, uns jeden Kontakt mit der 
betroffenen Bevölkerung abzuschneiden, 
erreichte er trotzdem nicht. Denn kurz 
darauf zwang uns eine Generator-Panne, 
‚zwecks Reparatur den nächstgelegenen 
Hafen, Papeete auf Tahiti, anzulaufen. 
Auch dort verbot man uns unter den fa- 
denscheinigsten, geradezu absurden 
Gründen die Einfahrt in den Hafen und 
in die territorialen Gewässer: unsere Ge- 
genwart gefährde „die Sicherheit, das gute 
Funktionieren und den Erhalt der Hafen- 
einrichtungen“! 

Angesichts dieser unterlassenen Hilfe- 
leistung kam die Greenpeace-Crew in ei- 
ner ausführlichen Diskussion zu dem Er- 
gebnis, daß die „Greenpeace“ nach einer 
provisorischen Notreparatur direkt nach 
Auckland aufbrechen, ich jedoch in Ta- 
hiti von Bord gehen würde, um dort Kon- 
takte zur Anti-Atom-Test- und Unabhän- 
gigkeitsbewegung zu knüpfen und Zeug- 
nisse von und über Opfer einzuholen. 


z 


ine kurze Bemerkung zur „politi- 
E schen“ Situation in „Französisch“- 

Polynesien ist an dieser Stelle not- 
wendig. 

Die Territorialregierung ist in den 
Händen von Gaston Flosse, eines Gaulli- 
sten, der gleichzeitig Europa-Abgeordne- 
ter ist. Er setzt einerseits auf größere in- 
nere Autonomie des Territoriums? — und 
findet dadurch Unterstützung —, ande- 
rerseits unterstützt er die Force de Frap- 
pe und daher auch die Atomtests, ja er- 
wägt ab und an sogar, ihre „Legitimität“ 
durch ein Referendum zu erhöhen, an 
dem natürlich alle ihre beamteten und an- 
gestellten französischen Nutznießer und 
Mitarbeiter beteiligt wären. 


Auf der Gegenseite sind meines Wis- 
sens drei Parteien/Bewegungen zu nen- 
nen: 

la Mana te Nunaa, (Generalsekretär 
Jacqui Droller); Eine Partei, die sich 
selbst als sozialistisch, aber unabhängig 
von der Parti Socialiste versteht und mit drei 
Abgeordneten in der Territorialversamm- 
lung vertreten ist. Sie verfolgt die Strate- 
gie, bei den im Januar stattfindenden 
Neuwahlen die jetzige Regierung abzulö- 
sen durch ein breites, gemäßigtes Bündnis 
aller nicht-gaullistischen Parteien (also 
auch der hier nicht aufgeführten Parteien 
der Mitte). Obwohl der Kampf gegen die 
Atomtests und für die Unabhängigkeit 
Teil ihres Programms ist, haben sie abge- 
lehnt, die Einladung zu einem Besuch an 
Bord der „Greenpeace“ anzunehmen, da 


‚sie Greenpeace für zu begrenzt ökolo- 


gisch halten, seine Aktionsformen kriti- 
sieren und meinen, Greenpeace habe in 
„Französisch“-Polynesien nichts zu su- 
chen. 

Te Taata Tahiti Tiama (geführt von 
Charlie Ching): Diese Partei kämpft 
schon seit Jahren für die Unabhängigkeit 
und gegen die Atomtests. Im Zusammen- 
hang mit der Kampagne der „Rainbow- 
Warrior“ hatten sie zu Anfang des Jahres 
geplant, mit 50 Pirogen nach Moruroa zu 
fahren, dort zu landen und sich als radio- 
aktiv verseucht zu erklären. Durch das 
Abfangen von privater Post wurde der 
Plan vorzeitig bekannt. Eine wie jedes 
Jahr am 2. März geplante Demonstration 
wurde daraufhin vom französischen 
Kommissar verboten, das Verbot als Ali- 
bi genommen, um Charlie Ching und drei 
weitere Personen bei der dennoch statt- 
findenden Demo festzunehmen. Weitere 
Anhänger wurden am nächsten Tag bei 
einer Protestaktion gegen diese willkürli- 
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chen Verhaftungen, bei der Brandan- 
schläge auf verschiedene Gebäude began- 
gen wurden, festgenommen. Gegen alle 
wurden im August hohe Haftstrafen (in- 
gesamt 34 Jahre!) verhängt. (Charlie 
Ching war schon 1977 wegen eines At- 
tentats und wegen des Vorwurfs „geplan- 
ter Anschläge“ auf französische Militär- 
schiffe- und flugzeuge zu längeren Haft- 
strafen verurteilt worden.) Während mei- 
nes kurzen Aufenthaltes in Tahiti konnte 
ich leider mit ihnen nicht sprechen. 

Front de Liberation Polynesien (Leader 
Oscar Temaru, Bürgermeister von Faa’a, 
der zweitgrößten Stadt auf Tahiti): Noch 
locker organisierte Bewegung gegen die 
Atom-Tests und für die Unabhängigkeit, 
vor allem in der Maohi-Bevölkerung ver- 
wurzelt und noch ohne jeden hauptamtli- 
chen „Parteiapparat“. Im März 1976 or- 
ganisierte sie zum ersten Mal einen 
Marsch gegen die Atomversuche, an dem 
40 Personen teilnahmen. Im März dieses 
Jahres war die Zahl der Marschierer bei 
einer gemeinsam mit dem FLNKS (Front 
de Liberation Nacionale Kanake Sociali- 
ste, Kanakien) organisierten Demonstra- 
tion auf 5.000 angewachsen (Bevölkerung 
von Tahiti 80.000, von „Franzö- 
sisch“-Polynesien insgesamt 160.000!). 
Unabhängigkeit ist für den „Front de Li- 
beration Polynesien“ nicht nur ein poli- 
tisch-ökonomisches Ziel, sondern er will 
der Zerstörung der gesellschaftlich-sozia- 
len Strukturen durch Aufbau und Betrei- 
ben des Atomenergiekommissariats und 
des Kernwaffenzentrums sowie durch den 
Massentourismus zugunsten einer Wie- 
derentfaltung der eigenen Identität, Le- 
bens- und Organisationsweise der Maohi 
Einhalt gebieten. Traditionell kennen die 
Maohi z. B. kein privates Eigentum an 
Land; in einer Art „Urkommunismus“ ge- 
hörte das Land vielmehr allen, die es be- 
bauten. Zu ihren Aktionsformen gehören 
daher u. a. Landbesetzungen. Differenzen 
über Programm, Fernziele und Strategien 
verhindern im Augenblick noch eine kon- 
struktive Zusammenarbeit oder gar einen 
Zusammenschluß der drei genannten 
Kräfte. 


ach diesem „Exkurs“ jedoch zu- 

rück zur Greenpeace-Kampagne. 

Oscar Temaru und 7 weitere Mit- 
glieder des „Front de Liberation“ besuch- 
ten uns auf Einladung von Greenpeace 
am 15. Oktober an Bord des Schiffes, um 
uns herzlich im Land der Maohi willkom- 
men zu heißen und uns zu versichern, daß 
unser Protest gegen die Atomtests Rück- 
halt in der Bevölkerung habe. 

Einen Tag später holte mich der „Front 
de Liberation Polynesien“ vom Schiff au- 
Berhalb der Territorialgewässer ab. Sei- 
nem Leader Oscar Temaru verdanke ich 
es, daß ich, allen Behinderungs- und Be- 
spitzelungsbemühungen der französi- 
schen Autoritäten zum Trotz, mit Opfern 
bzw. deren Freunden oder Verwandten 
sprechen konnte. 

In der Gemeinde TEAHUPOO auf 
Tahiti lebt Aitoa Tanematea, 60 Jahre, 


der seit 1965 beim „Commissariat pur 
[Energie Atomique“ (CEA) in Tahiti als 
Feger arbeitete und ab 1976 nach Moru- 
roa geschickt wurde. Ihm wie auch ande- 
ren polynesischen Mitarbeitern des „Cen- 
tre d’Experimentation du Pacifique* 
(CEP) auf Moruroa wurde zum Verhäng- 
nis, daß Polynesier sich traditionsgemäß 
vorwiegend von Fisch ernähren. 1979 aß 
er daher trotz des Verbotes Fische aus 
der Lagune von Moruroa, bekam Durch- 
fall, hohes Fieber. Wegen des geltenden 
Verbotes, Fisch zu essen, ging er jedoch 
zunächst nicht zum Arzt, sondern erst als 
zu diesen Symptomen Haarausfall und 
eitrige Wunden auf der Haut kamen, sich 
die Haut dann in Fetzen ablöste. Schließ- 
lich wurde auch sein rechtes Auge ange- 
griffen, daß am Ende herausoperiert wer- 
den mußte. Hinzu kamen Gedächtnisstö- 
rungen und Sprachschwierigkeiten. Der 
schließlich konsultierte Arzt des CEP hat 
ihm nie auch nur die kleinste Erklärung 
über Art und Ursache seiner Erkrankung 
gegeben, ihn nur ergebnislos mit Medika- 
menten behandelt. Eine Besserung der 
Hautkrankheit trat erst in den letzten Mo- 
naten ein, als er Hilfe bei der traditionel- 
len tahitianischen Medizin suchte. Ge- 
dächtnisstörungen, Sprachschwierigkei- 
ten, das verlorene Auge sind dagegen nie 
wieder zu beheben. 

Manari Teuira, 36 Jahre alt, lebt eben- 
falls in Teahupoo. 6 Jahre lang, von 
1966—72, arbeitete er in Moruroa. Drei 
seiner engsten Kollegen (2 Freunde und 
sein Schwiegervater) haben, den Verbo- 
ten zum Trotz, der Versuchung, Fisch aus 
der Lagune zu essen, nachgegeben. Haar- 
ausfall, Hautkrankheiten waren die Folge, 
bei seinem Schwiegervater dazu innere 
Krankheiten, die drei Bauchoperationen 
notwendig machten. Alle drei wurden zu- 
nächst in das „Höpital-Prince“ auf Tahiti 
eingeliefert, später in ein Pariser Kran- 
kenhaus transferiert, wo sie verstarben, 
nach Auskunft der Ärzte an Krebs. 

In der Gemeinde Faa’a, in der beson- 
ders viele Mitarbeiter des CEA und des 
CEP angesiedelt wurden, lebt eine Frau, 


die ihren Namen nicht erwähnt haben 
möchte und deren Mann ab 1969 15 Jah- 
re lang auf Moruroa arbeitete. Sie erlitt 
hintereinander sechs Fehlgeburten. Bei 
ihrem 7. Kind löste sich kurz nach der 
Geburt die Haut vom Fleisch. 

Roger Madni, heute ebenfalls in Teahu- 
poo wohnhaft, lernte während eines Auf- 
enthaltes in Neu-Kaledonien dort eine ta- 
hitianische, inzwischen verstorbene Frau 
kennen, deren Sohn auf Moruroa gearbei- 
tet hatte. Von ihr erfuhr er, daß ihr Sohn 
wie auch einige seiner Kollegen an einer 
Krankheit erkrankt waren, die sich zu- 
nächst durch Flecken auf der Haut, dann 
durch Ablösung der Haut äußerten. Auch 
er war zunächst in einem Krankenhaus in 
Tahiti behandelt, dann nach Paris transfe- 
riert worden. Vor seinem Abtransport 
hatte er seiner Mutter erzählt, daß er und 
seine Leidensgefährten ein Dokument 
hatten unterschreiben müssen, das es ih- 
nen untersagte, niemals, nirgends zu wem 
auch immer über Art und Ursache ihrer 
Krankheit zu sprechen. 

Es sieht so aus, daß es dieses erpresse- 
rische Vorgehen ist, das den französi- 
schen Autoritäten die Behauptung er- 
möglichte, Opfer gäbe es nicht. 


iese Mauer des Schweigens zu 
D durchbrechen, war und ist ein 

wichtiges Ziel der Greenpeace- 
Kampagnen. Aber es handelt sich nur um 
einen ersten Schritt. Weitere müssen fol- 
gen, damit in Frankreich der vielbe- 
schworene, aber nie diskutierte Konsen- 
sus hinsichtlicher der Force de Frappe 
brüchig wird: Handelt es sich doch um ein 
Vogel-Strauß-Verhalten, das absichtlich 
die Augen verschließt vor den Konse- 
quenzen des eigenen Handelns für Völker 
und Menschen am anderen Ende der 
Welt. Das Frankreich der Menschenrech- 
te wird den Mut aufbringen müssen, an- 
zuerkennen, daß es der Staatsraison, der 
Force de Frappe wegen den Völkern 
Melanisiens und Polynesiens das Recht 
auf Selbstbestimmung, auf Leben und 
Gesundheit verweigert. 


Demonstration gegen Atomtesis im Pazifik in Berlin am 1. 3. 1985, dem Jahrestag des Abwurfs einer 
Atombombe auf Bikini \ 
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FRENCH IN OUR BACKYARD 


Auf diesem Wege sind Aktionen und 
Kampagenen nötig 
— damit endlich die 1966 fallen gelasse- 
nen Todes- und Todesursachen-Statisti- 
ken für Polynesien wieder aufgenommen 
und z. B. der WHO zur Verfügung gestellt 
werden 
— damit eine unabhängige, internationale 
Expertenkommission unter Einschluß 
von Nuklearmedizinern die polynesi- 
schen Inseln besuchen und Gesundheits- 
schäden sowie radioaktive Verseuchung 
von Meer, Lagunen, Fischen, Land und 
Pflanzen gründlich untersuchen kann 
— damit die eines sich selbst als demokra- 
tisch bezeichnenden Staates unwürdige 
Diskriminierung der Opposition in Fran- 
zösisch-Polynesien und die mit ihr ver- 
bundenen apartheid-ähnlichen Struktu- 
ren aufhören 
— damit das im Namen der Force de 
Frappe und der Abschreckungsdoktrin in 
kolonialer Abhängigkeit gehaltene Volk 
der Maohi das ihm in der „Declaration 
des Droits de !’Homme“ verbriefte Recht 
auf Selbstbestimmung zurückerhält. 


Anmerkungen: 

1. Ciguatera hat es offenbar früher in der Lagune von 
Mangareva nicht gegeben. Es handelt sich um eine 
Alge, die sich auf abgestorbenen Korallen ansie- 
delt und von Fischen gefressen wird, die dadurch 
hochgiftig für Menschen werden. Daß die Korallen 
absterben, wird mit plötzlichen Veränderungen 
des ökologischen Umfeldes wie Druckwellen im 
Wasser oder ähnlichem infolge von Atomtest in 
Verbindung gebracht. 1979 gab es z. B. einen 
schweren Unfall: eine Bombe blieb im Bohr- 
schacht stecken und wurde dort gezündet, statt in 
der 800 bis 1000 m tiefen Explosionskammer. Ei- 
ne enorm hohe Flutwelle war die Folge, die ganz 
Moruroa überrolte und tausende Kubikmeter ra- 
dioaktiver Abfälle ins Meer spülte. 

2. Sogar die Selbstauflösung der Territorialversamm- 
lung, in der ohnchin nur interne Angelegenheiten 
erörtert werden können, mußte kürzlich von Paris 
genehmigt werden, bevor sie in Kraft trat! 


Dorothee Piermont 
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Naher Osten 


Die PLO vor verschlossenen Türen 


Ende November 1984 hatte der PLO- 
Vorsitzende Yassir Arafat mit der Einbe- 
rufung der 10. Sitzungsperiode des palä- 
stinensischen Nationalrates in Amman 
(Jordanien) die faktische Spaltung der 
PLO vollzogen. Syrien und die prosyri- 
schen Kräfte innerhalb der PLO hatten es 
nach den jahrelangen Auseinanderset- 
zungen abgelehnt, mit der PLO Arafats 
einen Kompromiß zu schließen. Arafat 
und seine Anhänger entschieden sich für 
‘den Bruch mit dem traditionellen Kon- 
sensprinzip innerhalb der PLO, um sich 
damit zumindest teilweise aus der früher- 
en Abhängigkeit der PLO von arabischen 
Staaten und von den sogenannten radika- 
len Kräften innerhalb der Organisation zu 
befreien. Damit war die Hoffnung des 
PLO-Vorsitzenden verbunden, die diplo- 
matischen Bemühungen um eine Rege- 
lung des Palästina-Konfliktes ohne Rück- 
sicht auf die sogenannten radikalen Kräf- 
te in Kooperation mit Jordanien und 
Ägypten voranzutreiben.! 

Arafat nutzte den gewonnenen Spiel- 
raum für weitere Verhandlungen mit dem 
jordanischen König Hussein. In Fortset- 
zung seiner Politik der Annäherung an 
Jordanien wurde am 12. Februar 1985 in 
Amman ein Abkommen unterzeichnet, 
durch das dem diplomatischen Verhand- 
lungsprozeß neue Impulse verliehen wer- 
den sollten. 

Der Text dieses gemeinsamen Aktions- 
rahmens ist kurz und allgemein gehalten 
und läßt natürlich vielen Interpretationen 
Raum. Politisch stellt dieses Abkommen 
keinen Durchbruch dar, sondern wieder- 
holt im allgemeinen bekannte Positionen. 
Die von amerikanischer und israelischer 
— zuletzt auch von jordanischer Seite — 
immer wieder geforderte Anerkennung 

. der UN-Resolution 242 durch die PLO 
wird nicht ausdrücklich angesprochen. 
Diese Entschließung ist nun einmal iso- 
liert für die Palästinenser inakzeptabel, da 
in ihr’ zwar Israel zum Rückzug „aus (den) 


besetzten Gebieten“ aufgefordert wird, 


doch die Palästinenser-Frage lediglich als 
Flüchtlingsproblem Erwähnung findet. 
Das Prinzip des Tausches „Land gegen 
Frieden“, zu dem sich nun auch die PLO 
in dem Hussein-Arafat-Abkommen be- 
kannt hat, ist zentraler Bestandteil der 
UN-Resolution, denn die Anerkennung 
der „Souveränität, territorialen Unver- 
sehrtheit und politischen Unabhängigkeit 
eines jeden Staates in diesem Gebiet“, al- 
so auch Israels, wird ausdrücklich gefor- 
dert. Durch die Bezugnahme auf die 
Charta von Fez, d. h. die Beschlüsse der 


arabischen Gipfelkonferenz von 1982?,: 


wird auch die Anerkennung des Existenz- 
rechts aller Staaten der Region — also 
wiederum einschließlich Israels — indi- 
rekt angesprochen. Das Beharren der 
amerikanischen und israelischen Regie- 
rungen auf einem ausdrücklichen Be- 
kenntnis der PLO zur Resolution 242 
verliert insbesondere auch deshalb immer 
mehr an Glaubwürdigkeit, nachdem sich 
Arafat nun schon wiederholt zu „allen — 
ich betone allen — UN-Resolutionen“? 
bekannt hat. 


Hussein-Arafat-Abkommen vom 12. Fe- 
bruar 1985 


„Die Regierung des Haschemitischen Kö- 
nigreiches Jordanien und die Palästinensi- 
sche Befreiungsorganisation sind, ausge- 
hend vom Geist der von den arabischen 
Staaten gebilligten Beschlüsse der Gipfel- 
konferenz von Fez sowie von Beschlüssen 
der Vereinten Nationen bezüglich der Pa- 
lästinafrage, in reinstimmung mit dem 
internationalen Recht und aufbauend auf 
einem gemeinsamen Verständnis vom Be- 
stehen eines besonderen Verhältnisses 
zwischen dem jordanischen und dem palä- 
stinensischen Volk, übereingekommen, mit 
dem Ziel der Erreichung einer friedlichen 
und gerechten Beilegung der Nahostkrise 
und der Beendigung der israelischen Beset- 
zung arabischer Gebiete einschließlich Je- 
rusalems auf der Grundlage folgender 
Prinzipien zu handeln: 

1. Vollständiger Abzug Israels aus den 
1967 besetzten Gebieten für einen umfas- 
senden Frieden, wie in Resolutionen der 
Vereinten Nationen und des Sicherheitsra- 
tes festgelegt. 

2. Selbstbestimmungsrecht für das palä- 
stinensische Volk: Die Palästinenser wer- 
den ihr unveräußerliches Recht auf Selbst- 
bestimmung ausüben, wenn sie in der Lage 
sein werden, dies im Zusammenhang mit 
der Bildung der vorgeschlagenen Konfö- 
deration der arabischen Staaten Jordanien 
und Palästina zu tun. 

3. Lösung des Problems der palästinen- 
sischen Flüchtlinge in Übereinkunft mit 
Beschlüssen der Vereinten Nationen. 

4. Lösung der Palästinafrage in all ihren 
Aspekten. 

5. Auf dieser Basis werden Verhandlun- 
gen geführt werden unter dem Schirm ei- 
ner internationalen Konferenz, an der die 
fünf Ständigen Mitglieder des Sicherheits- 
rates und alle Partien des Konflikts teil- - 
nehmen, einschließlich der Palästinensi- 
schen Befreiungsorganisation, der einzigen 
legitimen Vertretung des palästinensischen 
Volkes, innerhalb einer gemeinsame Dele-- 
gation (gemeinsame jordanisch-palästinen- 
sische Delegation)“ 


Die Anerkennung der UN-Resolution 
242 durch die PLO würde die Anerken- 
nung Israels bedeuten. „Wir sind nicht be- 
reit, Israel anzuerkennen, solange die Is- 
raelis nicht bereit sind, einen Palästinen- 
serstaat zu akzeptieren. ... Wir sind bereit, 
die Resolution 242 im Rahmen aller UN- 
Resolutionen zu akzeptieren. Wir können 
jedoch nicht eine Resolution, die zugun- 
sten Israels ist, annehmen und solche, die 
die Rechte der Palästinenser anerkennen, 
außer Acht lassen.*’* S 

Bemerkenswert ist an der Vereinba- 
rung jedoch die Festlegung der PLO auf 
eine Konförderation mit Jordanien. Der 
auf dem palästinensischen Nationalkon- 
greß im November 1984 geknüpfte gordi- 
sche Knoten — Verhandlungen mit Jor- 
danien einerseits und Versöhnung mit Sy- 
rien andererseits — wurde damit zugun- 
sten Jordaniens durchschlagen. Nach hef- 
tigen Auseinandersetzungen innerhalb 
der Fatah-Führung im Januar 1984 über 
die Haltung gegenüber Syrien hatte sich 
eine Mehrheit für eine „harte Linie“ aus- 
gesprochen. Den letzten Anstoß dazu 
hatten der Mordanschlag auf das gemä- 
Bigte PLO-Exekutivmitglied Fahd Ka- 
wassmeh im Dezember 1984 und die 
Entdeckung einer Sprengladung im Haus 
des Fatah-Führungsmitgliedes Hani al 
Hassan in Amman gegeben. Für beide 
Anschläge wurde Syrien verantwortlich 
gemacht.* 

Wie allerdings eine palästinensisch-jor- 
danische Förderation aussehen könnte, 
wird in der Vereinbarung völlig im Dun- 
keln gelassen. Diese Unklarheit spiegelt 
zum einen sicherlich auch die diesbezügli- 
chen Meinungsverschiedenheiten zwi- 
schen Arafat und König Hussein wieder; 
andererseits ist dieser Passus auch eine 
Referenz an den inzwischen schon fast ' 
vergessenen Reagan-Plan vom September 
1982, in dem eine solche Verbindung 
zwischen dem palästinensischen und dem 
jordanischen Staat vorgesehen war.? Die 
Unbestimmtheit dieser Formulierung er- 
öffnet nicht zuletzt auch einen Verhand- 
lungsspielraum. 

Für Yassir Arafat war die Vereinba- 
rung durchaus ein Erfolg. Der schon auf 
dem Treffen des palästinensischen Natio- 
nalrats von König Hussein unmißver- 
ständlich geäußerten Forderung nach ei- 
ner ausdrücklichen Anerkennung der Re- 
solution 242 durch die PLO hatte er nicht 
entsprochen, ein Verhandlungsmandat 
für die Palästinenser wurde Hussein nicht 
erteilt, statt dessen sollte dieses Abkom- 


. men der PLO ermöglichen, an der Sei- 


te Jordaniens in einer gemeinsamen Ver- 


handlungsdelegation in den Friedenspro- 
zeß integriert zu werden. 

Nach all den politischen Rückschlägen 
im Libanon hatte sich Arafat damit auch 
innerhalb der PLO mit seiner Linie 
durchgesetzt und konnte auf diese Weise 
auch seine Position als Exponent einer 
Strategie des Dialogs und der diplomati- 
schen Verhandlungen international wie- 
der stärken. $ 

Gerichtet war dieses Abkommen weni- 
ger an die Adresse Israels als an die der 
Vereinigten Staaten. Arafat machte mit 
seiner Unterschrift unter diese Vereinba- 
rung deutlich, daß die von ihm angeführte 
Mehrheitsfraktion innerhalb der PLO auf 
die amerikanische Karte setzt, d. h. Er- 
richtung eines palästinensischen, mit Jor- 
danien in einer Konförderation verbun- 
denen Gemeinwesens in den besetzten 
Gebieten mit amerikanischer Hilfe. Die 
Durchsetzung dieser Strategie war jedoch 
nur um den Preis der palästinensischen 
Einheit möglich, denn die Konzeption 
von der Einheit des palästinensischen 
Volkes, die in der palästinensischen Be- 
freiungsorganisation als Sammelbecken 
aller Gruppierungen ihren deutlichsten 
Ausdruck gefunden hatte, war damit — 
zumindest vorläufig — zu den Akten ge- 


legt. 


Reaktionen auf arabischer Seite 


Die „Dissidenten“ innerhalb der PLO be- 
zichtigten den PLO-Vorsitzenden des 
Verrats und des Ausverkaufs palästinen- 
sischer Interessen an Amman und an 
Washington.’ Lediglich die in Damaskus 
ansässige Demokratische Front (DFLP) 
des Nayef Hawatmeh äußerte sich verhal- 
ten kritisch. Hawatmeh hatte seine Betei- 
ligung an der „Demokratischen Allianz“, 
einem innerpalästinensischen Opposi- 
tionsbündnis mit der Volksfront (PFLP) 
des Georges Habasch, aufgekündigt und 
befand sich in geheimen Verhandlungen 
mit Emissären der PLO über eine eventu- 
elle Rückkehr in den Schoß der palästinen- 
sischen Befreiungsorganisation. So betei- 
ligre sich Hawatmeh auch nicht an der 
Gründung einer „Palästinensischen Na- 
tionalen Rettungsfront“ in Damaskus, die 
unter Einschluß fast aller Dissidenten- 
gruppen nun zu einer „Gegen-PLO“ unter 
syrischem Kuratel aufgebaut werden soll- 
te. Bemerkenswert in diesem Zusammen- 
hang ist, daß sich neben Hawatmeh auch 
noch die kleine Palästinensische Kommu- 
nistische Partei der Gründung dieser An- 
ti-Arafat-Front fernhiell, was Rück- 
schlüsse auf die weiterhin ablehnende 
Haltung der Sowjetunion gegenüber einer 
offiziellen und organisatorischen Spal- 
tung der PLO zuläßı.® 

Natürlich wurden auch in den besetz- 
ten Gebieten kritische Stimmen laut, doch 
schien sich Arafats Politik sowohl in der 
Westbank als auch in den palästinensi- 
schen Flüchtlingslagern wachsender Un- 
terstützung zu erfreuen.” Der israelische 
Zugriff auf die besetzten Territorien wird 
immer fester und das Bewußtsein, jetzt 


| 
1 
| 


oder nie die israelische Okkupation been- 
den zu müssen, greift immer mehr um 
sich. 

Der Versuch von Arafat und Hussein, 
auf der arabischen Gipfelkonferenz in 
Casablanca im August 1985 eine breite 
Unterstützung zu erlangen, schlug fehl. 
Die von Syrien angeführte Ablehnungs- 
front, zu der auch der Libanon, Algerien 
und Südjemen zu zählen sind, boykottier- 
te den Gipfel. Weitere 7 der 17 anwesen- 
den Mitgliedsländer der arabischen Liga 
entsandten lediglich ihre zweite politische 
Garnitur. Die in Casablanca vertretenen 
arabischen Staaten wollten die Spaltung 
der arabischen Liga nicht forcieren und 
verzichteten deshalb überhaupt auf eine 
Stellungnahme zum Hussein-Arafat- 
Abkommen.! 


Auf der Suche nach „koscheren“ 
Palästinensern 


Im Frühjahr 1985 wurde das Abkommen 
von Amman durch weitere Vorschläge 
des ägyptischen Präsidenten Mubarak 
operationalisiert. Wichtigste Anregung 
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war der ägyptische Vorschlag, eine jorda- 


nisch-palästinensische Delegation solle 
zunächst allein mit den USA vorbereiten- 
de Gespräche führen, bevor Israel in den 
Verhandlungsprozeß einbezogen wird.'! 
Auch eine Beteiligung von PLO-Reprä- 
sentanten an der gemeinsamen Delega- 
tion sah der ägyptische Präsident nicht 
mehr als unbedingt erforderlich an. 

Der eigentliche Adressat all dieser 
Vorschläge — die USA — reagierten je- 
doch nur widerwillig. Nachdem der Nah- 
Ost-Friedensplan des Präsidenten Rea- 
gan vom September 1982 im Chaos des 
libanesischen Bürgerkrieges vergessen 
worden war, die US-amerikanische Liba- 
non-Politik mit dem kläglichen Abzug der 
Streitkräfte und dem Scheitern des lib- 
anesisch-israelischen Vertrages vom Mai 
1983 ein unrühmliches Ende gefunden 
hatte, übte sich die amerikanische Regie- 
rung in vornehmer Zurückhaltung. Das 
Libanon-Debakel noch frisch in Erinne- 
rung und die Diskussion im Vorfeld des 
Reagan-Besuches in Bitburg erhöhten 
nicht gerade die Neigung des amerikani- 
schen Präsidenten, sich auf das gefährli- 
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che Parkett der Nah-Ost-Diplomatie zu 
begeben. Doch König Hussein und der 
ägyptische Präsident Mubarak wollten die 
andauernde Beschäftigung Syriens mit 
dem libanensischen Chaos nutzen, um 
mit Rückendeckung der PLO und ande- 
rer gemäßigter arabischer Staaten die 
Führungsposition im ost-arabischen 
Raum zu erkämpfen. Auch galt es, einer 
starken Opposition im US-Kongreß ge- 
gen neuerliche Waffenkäufe Jordaniens 
durch Verhandlungsinitiativen entgegen 


zu wirken. Mubarak schließlich sah die 
Chance, nach dem Rückzug Israels aus 
dem Libanon die selbst auferlegte Zu- 
rückhaltung im Friedensprozeß mit Israel 
aufgeben zu können und sich durch den 
weiteren Ausbau der Achse Amman-Kai- 
ro aus der diplomatischen Isolation zu be- 
freien. Hinzu kam, daß sich Agypten 
weiterhin die finanzielle Unterstützung 
der USA sichern mußte, um die riesigen 
wirtschaftlichen Probleme des Landes be- 
wältigen zu können. 


Die PLO und die arabischen Staaten 

„Palästina ist untrennbarer Bestandteil des großen arabischen Heimatlandes; das palästinensi- 
sche Volk ist Teil der arabischen Nation.“ Dieses „panarabische Bekenntnis“ in der National- 
charta der PLO findet seine Entsprechung in den Verlautbarungen fast aller arabischen Staats- 
männer. Das Bekenntnis zur „palästinensischen Sache“ findet in der politischen Realität der 
arabischen Staaten einen sehr unterschiedlichen Ausdruck. Vor dem Hintergrund eigener natio- 
naler und internationaler politischer, sozialer und ökonomischer Interessenwahrung sind die 
Palästinenser und besonders die PLO immer wieder zum Spielball der Interessen einzelner ara- 
bischer Staaten geworden. Hinzu kommt, daß Hunderttausende von Palästinensern in verschie- 
denen arabischen Staaten leben und dort einen beachtlichen Faktor in Wirtschaft, Verwaltung 
und Politik darstellen. 


Syrien hat in den letzten Jahren alle Verhandlungsinitiativen boykottiert. Zum einen ist dies 
auf das andauernde Engagement im Libanon zurückzuführen, zum anderen auf die Tatsa- 
che, daß Syrien nur dann zu Verhandlingen bereit sein wird, wenn auch die von Israel be- 
reits annektierten (ehemals syrischen) Golanhöhen auf der Tagesordnung von Friedensge- 
sprächen stehen. Präsident Assad besteht als Verbündeter der Sowjetunion schließlich auf ei- 
ner Einbeziehung der UdSSR in den Verhandlungsprozeß. Der PLO Arafats wird vor allem 
die Orientierung an den USA zum Vorwurf gemacht, wenngleich Syrien sich über seine Be- 
ziehungen zu Saudi-Arabien immer eine Hintertüre für den Kontakt mit den USA offengelas- 
sen hat. 

Syrien wird nur einen palästinensischen Staat dulden, der keine Gefährdung der Interessen 
Syriens im ostarabischen Raum darstellt, d. h. die PLO wird nur dann und nur so lange syri- 
sche Unterstützung genießen, wie den prosyrischen Gruppierungen innerhalb der palästinen- 
sischen Befreiungsorganisation ausreichender Einfluß gewährt wird. Eine isolierte Regelung 
des Palästinenserproblems wird Syrien immer torpedieren, da allein eine Verknüpfung dieses 
Problems mit der politischen Zukunft der Golanhöhen Verhandlungschancen für Syrien er- 
öffnet. 


Ägypten ist in zunehmendem Maße auf Finanz- und Wirtschaftshilfe der USA angewiesen. 
Gleichzeitig ist es bestrebt, die aufgrund des Separatfriedens mit Israel eingetretene Isolie- 
rung innerhalb der arabischen Welt zu überwinden. Die PLO war in dieser Beziehung hilf- 


reich, besonders nach dem Besuch Arafats in Kairo nach dem palästinensischen Abzug aus 
Beirut Ende ’82. Nach der Spaltung der PLO, die zu einer Polarisierung innerhalb der Arabi- 
schen Liga geführt hat, kann Arafat diese Funktion für Präsident Mubarak nicht mehr erfül- 
len. Eine zu enge Verbindung Ägyptens mit der PLO stößt zudem in den USA (und natürlich 
Israel) auf wachsende Ablehnung. Zur Wahrung der ägyptischen Interessen ist deshalb zur 
Zeit eine zunehmende Distanzierung von der PLO Arafats notwendig. 


Jordanien hat eine Bevölkerung, die zu etwa 60% aus Palästinensern besteht. Das Abkom- 
men mit Arafat vom Februar 85 sollte es Köing Hussein ermöglichen, in den nahöstlichen 
Friedensprozeß einzusteigen, denn ohne oder gar gegen die PLO ist keine Regelung für Hus- 
sein möglich. Nach dem internationalen Prestigeverlust der PLO erweist sich das Abkommen 
für Jordanien jedoch eher als „Klotz am Bein“. Ein Krieg gegen Israel ist ohne Ägypten aus- 
geschlossen, eine Friedensregelung mit Israel ohne Syrien und die Palästinenser undenkbar. 
Nach der Aussöhnung mit Syrien werden nun die „richtigen“ Palästinenser gesucht, d.h. eine 
PLO, die von Syrien und Ägypten akzeptiert wird. Dies kann im Augenblick nur eine wieder- 
vereinte PLO — wahrscheinlich ohne Arafat — sein. 


Saudi-Arabien, bedeutendster Verbündeter der USA in der arabischen Welt, hat sich durch 
finanzielle Unterstützung politischen Einfluß in der PLO gesichert. Dem saudischen Königs- 
haus liegt die Abwehr sowjetischen Einflusses und die Sicherung der politischen Stabilität in 
der Region besonders am Herzen. Dazu gehört aber auch die Wahrung der arabischen Ein- 
heit. Immer wieder hat sich Saudi-Arabien bemüht, bei innerarabischen Konflikten zu ver- 
mitteln. So geht die sogenannte „Charta von Fez“ (1982), mit der die arabischen Staaten ei- 
nen gemeinsamen Friedensplan für den Nahen Osten vorgelegt haben, im wesentlichen auf 
einen Plan und auf die Vermittlung der Saudis zwischen den divergierenden arabischen Vor- 
stellungen zurück. Auch zwischen Syrien und Jordanien, die jahrelang zerstritten waren, hat 
Saudi-Arabien den Versöhnungsprozeß initiiert und vorangetrieben. Gegenüber den USA 
hat sich das saudische Königshaus immer auch als Sachwalter palästinensischer Interessen 
ausgegeben, doch darf dieses Eintreten nicht allzusehr die saudischen Interessen in der west- 
lichen Welt gefährden. 

Um dem politischen Druck der schütischen Fundamentalisten in der Golfregion entgegen- 
zutreten, hat das sunnitische Königshaus die „Befreiung Jerusalems für'den Islam“ als wich- 
tigstes Ziel seiner Politik proklamiert. 


Das Abkommen von Amman wurde 
von der amerikanischen Administration 
lustlos zwar als bescheidener Fortschritt 
gewertet, doch die Beteiligung der PLO 
an Gesprächen weiterhin unter Hinweis 
auf die mangelnde Anerkennung der UN- 
Entschließung 242 durch die Palästinen- 
ser abgelehnt.” Auch Mubaraks Vor- 
schläge für einen Verhandlungsfahrplan 
konnten die USA nicht aus ihrer Reserve 
locken.!? Nicht zuletzt die ablehnenden 
israelischen Reaktionen verboten den 
Vereinigten Staaten ein Eingehen auf die- 
se Vorschläge. Noch während seines 
Washington-Besuches im Mai präsentier- 
te König Hussein präzisere Verhand- 
lungsvorschläge: Zunächst sollten die 
USA vorbereitende Gespräche mit einer 
Delegation führen, die keine PLO-Vertre- 
ter einschließe. Dabei sollte die weitere 
Prozedur erörtert werden, insbesondere 
die Gespräche mit einer jordanisch-palä- 
stinensischen Verhandlungskommission 
unter Einschluß von PLO-Repräsentan- 
ten. Voraussetzung dafür sei, daß Arafat 
seine Bereitschaft zur Anerkennung Isra- 
els erkläre und Reagan das palästinensi- 
sche Selbstbestimmungsrecht im Kontext 
einer jordanisch-palästinensischen Kon- 
förderation anerkenne.!* 

Die Frage der Zusammensetzung einer 
jordanisch-palästinensischen Delegation 
rückte nun immer mehr in das Zentrum 
der Diskussionen. Nicht „offizielle PLO- 
Vertreter“, sondern Mitglieder des palä- 
stinensischen Nationalrates sollten die 
Palästinenser repräsentieren — so lautete 
nun ein Vorschlag, ein anderer: Vertreter 
der palästinensischen Bevölkerung aus 
den besetzten Gebieten. Während des 
ganzen Sommers wurden die unterschied- 
lichsten Namenslisten gehandelt, doch zu 
einem offiziellen Treffen zwischen dem 
amerikanischen Nah-Ost-Experten Ri- 
chard Murphy und einer palästinensi- 
schen Delegation kam es nicht.'? 


Daneben bestimmte die Frage des Ver- 
handlungsrahmens die diplomatischen 
Diskussionen. Während die arabische 
Seite immer bilaterale Verhandlungen mit 
Israel abgelehnt hatte — außer Ägypten 
unter Sadat — fordert Israel dies seit eh 
und je. Es hat immer befürchtet, daß es 


sich allein gegenüber allen arabischen 


Konfrontationsstaaten in einer schlechte- 
ren Verhandlungsposition befinden wer- 
de, zumal unter diesen dann die Radika- 
len den Ton angeben würden. Der Forde- 
rung nach einer internationalen Nah-Ost- 
Konferenz haben sich die arabischen 
Staaten erst in den letzten Jahren ange- 
schlossen, nicht zuletzt aus Enttäuschung 
über die nachgiebige Haltung der Verei- 
nigten Staaten gegenüber Israel. Durch 
die Beteiligung der Sowjetunion sollen 
hier die Gewichte verschoben werden. 
Die israelische Regierung jedoch arg- 
wöhnt, durch eine Vermehrung der Kon- 
ferenzteilnehmer, die der israelischen Po- 
litik ablehnend gegenüber stehen, solle 
nur der Druck auf sie verstärkt werden. 
Die PLO hat sich immer für eine UN- 
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Jüdische Behelfssiedlungen im Zentrum von Hebron 


Schirmherrschaft ausgesprochen und 
konnte dies auch in der Charta von Fez 
festschreiben lassen.!® So ist es neben der 
PLO heute insbesondere Jordanien, das 
auf einem internationalen Verhandlungs- 
rahmen besteht, da eine internationale 
Konferenz der jordanischen Beteiligung 
an Verhandlungen die Weihe internatio- 
naler Legitimation verleihen würde. 


israelische Reaktionen 


Die israelische „Regierung der nationalen 
Einheit“ reagierte auf die Verhandlungs- 
vorschläge zwiespältig. Die Minister des 
rechten Likud-Blocks lehnten alle Vor- 
schläge rundweg ab. Wenn Hussein wirk- 
lich an einem Frieden mit Israel interes- 
siert sei, so Außenminister Shamir, dann 
müsse er „zuerst seine Kontakte mit der 
PLO abbrechen, die die Zerstörung Isra- 
els anstrebt.“ Lediglich der sozialdemo- 
kratische Premierminister Peres betonte 
seine Bereitschaft zu Friedensgesprächen 
mit dem haschemitischen König, lehnte 
jedoch weiterhin Verhandlungen mit der 
PLO und eine internationale Konferenz 
strikt ab. Er ließ mit seinen Äußerungen 
erkennen, daß er flexibel auf die neue Si- 
tuation zu reagieren verstand, und spielte 
den ihm zugeworfenen Ball schnell zu- 
rück in das arabische Feld." 

Die Initiative aus Amman war und ist 
für Peres Gefahr und Chance zugleich: 
Gefährlich ist sie deshalb, weil die unge- 
liebte Koalition mit dem rechten Likud 
auf der Vereinbarung basiert, daß es kei- 
ne Veränderungen des status quo in den 
besetzten Gebieten geben wird und etwai- 


ge Verhandlungen mit Jordanien über 
„territoriale Kompromisse“ nicht auf die 
politische Tagesordnung gehören, da dies 
unvermeidlich zum Bruch des Regie- 
rungsbündnisses führen würde. Nun ist 
Peres zwar nicht besonders glücklich in 
dieser „Koalition der nationalen Zwie- 
tracht“, zumal die „Machtübergabe“ an 
Außenminister Shamir im nächsten Jahr 
ansteht. Auch hat Peres sicherlich nicht 
vor, ohne weiters ins 2. Glied zurückzu- 
treten, doch für eine Aufkündigung der 
Koalition ist es (noch) zu früh. Die neue 
Bewegung im nahöstlichen Friedenspro- 
zeß eröffnet Peres somit die Chance, ge- 
meinsam mit dem Likud die unpopulären 
Entscheidungen für die Lösung der dring- 
lichen wirtschaftlichen Probleme Israels 
zu treffen, um dann nach weiteren diplo- 
matischen Vorgesprächen die Frage der 
Verhandlungen mit einer jordanisch-pa- 
lästinensischen Delegation zur Gretchen- 
frage der Koalition zu erklären und eine 
Regierungsneubildung einzuleiten. Peres 
und seine sozialdemokratische Arbeits- 
partei könnten sich dann als Friedenspar- 
tei präsentieren und rechnen sich gute 
Wahlchancen aus. Aber nicht nur die Ar- 
beitspartei spielt in Israel auf Zeitgewinn. 
Für den Likud bedeutet die Bewahrung 
des status quo das oberste Ziel der Poli- 
tik, denn eines ist sicher: Je länger die 
Verhandlungen über die Zukunft der be- 
setzten Gebiete herausgezögert werden 
können, desto weiter kann der faktische 
Annexionsprozeß vorangetrieben wer- 
den. Der andauernde Streit innerhalb der 
Koalitionsparteien über die angemessene 
Reaktion auf die arabischen Initiativen 


dauert somit seit dem Frühjahr 1985 an, 
hat bislang jedoch noch zu keinem Bruch 
der Koalition geführt. 

Der israelische Ministerpräsident nutz- 
te die Friedenssignale insbesondere aus 
Kairo in anderer Weise: Zur Wiederbele- 
bung des ägyptisch-israelischen Dialogs, 
der nach der Libanon-Invasion abgebro- 
chen worden war. So wurden erstmals 
wieder hochrangige Delegationen ausge- 
tauscht, und Verhandlungen über noch 
offene Grenzkonflikte wieder aufgenom- 
men.'® 

Das schon fast „lustbetonte Streiten als 
Hinhaltetaktik“ auf israelischer Seite kor- 
respondierte mit der „hinhaltenden Lust- 
losigkeit der amerikanischen Regierung, 
mit der diese auf die Initiativen Arafats, 
Husseins und Mubaraks regierte. Die 
Vorreiterrolle im Dialog mit einer jorda- 
nisch-palästinensischen Delegation über- 
nahm schließlich Großbritannien. Zum 
Enisetzen der israelischen Regierung er- 
klärte sich die britische Premierministerin. 
Thatcher in Jordanien bereit, als politi- 
sche Kompensation für ein milliarden- 
schweres Waffengeschäft mit Saudi-Ara- 
bien eine solche Delegation durch ihren 
Außenminister empfangen zu lassen.!? 
Margret Thatchers Reise nach Jordanien, 
die britischen Waffengeschäfte und die 
offizielle Einladung an die beiden Mitglie- 
der des PLO-Exekutivkomitees, Bischof 
Elias Khoury und dem ehemaligen Bür- 
germeister von Halhul, Mohammed Mil- 
hem, wurden in Jerusalem als de-facto- 
Anerkennung der PLO und als Symptom 
für die Absichten der Reagan-Admini- 
stration gewertet. 


10 blätter des iz3w, Nr. 130, Dezember 1985 


Die Arafat-Hussein-Initlative in der 
Sackgasse 


Im Spätsommer 1985 hatte sich die Ara- 
fat-Hussein-Initiative weitgehend festge- 
fahren. Zwar konnte man hinsichtlich der 
palästinensischen Persönlichkeiten, die 
an Verhandlungen teilnehmen sollten, 
- schließlich — wie aus informierten Krei- 
sen verlautete — eine Einigung erzielen, 
doch die grundlegenden Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen der amerikani- 
schen Regierung auf der einen und Hus- 
sein und Mubarak auf der anderen Seite, 
blieben besonders in einem wesentlichen 
Punkt bestehen: Wohin sollten die palästi- 
nensisch-jordanisch-amerikanischen Prä- 
liminargespräche eigentlich führen? Jor- 
danien bestand darauf, daß eine interna- 
tionale Konferenz angestrebt wird, an der 
sowohl die USA als auch die Sowjetunion 
teilnehmen. Nur so könne Syrien, ohne 
dessen Beteiligung jede Regelung der Pa- 
lästina-Frage scheitern würde, in den 
Friedensprozeß miteinbezogen werden. 
Syrien war aber bislang als einer der ent- 
schiedensten Gegner des Arafat-Hussein- 
Abkommens aufgetreten. Die Vereinigten 
Staaten auf der anderen Seite wollten si- 
cher gehen, daß der Dialog mit einer palä- 
stinensich-jordanischen Delegation um- 
gehend in direkte jordanisch-israelische 
Verhandlungen einmündet. Israel weiger- 
te sich weiterhin, überhaupt mit Vertre- 
tern der PLO zusammen zu treffen. Die 
USA wollten erst dann mit der PLO Ge- 
spräche aufnehmen, wenn diese Israel 
anerkennt. In Jordanien geht man davon 
aus, daß die PLO dazu bereit ist, aber 
nur, wenn die USA im Gegenzug die PLO 
anerkennen und ihr so einen Platz am 
Verhandlungstisch einräumen.?? 
Amerkanische Konzeptlosigkeit und 
israelische Verzögerungstaktik führten 
die arabischen Verhandlungsbemühun- 
gen schließlich an einen toten Punkt. Im 
US-Kongress machte eine starke israeli- 
sche Lobby unter den Abgeordneten und 
Senatoren ihre Zustimmung zu Waffen- 
verkäufen an Jordanien von weiteren Zu- 
geständnissen Jordaniens im Verhand- 
lungsprozeß abhängig. Die Hoffnungen 
der Beteiligten richteten sich auf das Tref- 
fen zwischen dem britischen Außenmini- 


ster Howe mit der palästinensisch-jorda- : 


nischen Delegation und schließlich auch 
auf das Gipfeltreffen zwischen Reagan 
und Gorbatschow, von dem vielleicht Im- 
pulse für den Verhandlungsprozeß im 
Nahen Osten erwartet werden konnten. 


Die Wende 


Wenn sich auch auf der politischen Büh- 
ne nichts entscheidendes ereignete, so 
nahm die gewalttätige Auseinanderset- 
zung der Konfliktparteien in der Region 
an Heftigkeit zu. Die von palästinensi- 
scher Seite mehrfach angekündigte Offen- 
sive im bewaffneten Kampf in den besetz- 
ten Gebieten nahm bald konkrete For- 
men an. Eine Fülle von Anschlägen, be- 
sonders in der Westbank, während des 


Frühjahrs und der Sommermonate führte 
zu einer weiteren Eskalation der Gewalt. 
Demonstrationen, Bombenanschläge, 
Messerstechereien, Morde, Zerstörun- 
gen, Steinwürfe gegen Autos und Busse — 
der alltägliche „Bürgerkrieg“ zwischen 
der palästinensischen Bevölkerung in den 
besetzten Gebieten auf der einen und is- 
raelischen Siedlern und Militär auf der 
anderen Seite forderte immer mehr Op- 
fer.?! Begleitet wurde diese Entwicklung 
durch verschärfte Maßnahmen der israe- 
lischen Besatzungbehörden: Deportatio- 
nen mißliebiger Palästinenser, Sprengung 
von Häusern der Familien mutmaßlicher 
Terroristen, Verhängung von Ausgangs- 
sperren und andere Kollektivstrafen. 
Gleichzeitig verstärkte die israelische 
Okkupationsmacht ihre Bemühungen 
zum Aufbau einer neuen palästinensichen 
Führerschicht. Nachdem sie Anfang der 
80er Jahre fast alle palästinensichen Bür- 
germeister in den besetzten Gebieten ih- 
res Amtes enthoben, viele von ihnen de- 
portiert und dann durch israelische Offi- 
ziere ersetzt hatte, beginnt nunmehr ein 
neuerlicher Prozeß der „Palästinisierung“* 
der arabischen Stadtverwaltungen. Die 
Einsetzung arabischer Persönlichkeiten 
erfolgt offensichtlich in enger Abstim- 
mung mit Jordanien, um auf diese Weise 
eine sowohl dem haschemitischen König 
als auch der israelischen Regierung ge- 


nehme, alternative palästinensische Füh-- 


rung aufzubauen. 


gegen Israel. Israelische Minister forder- 
ten daraufhin schon ein militärisches Vor- 
gehen gegen den jordanischen Nach- 
barn.?* Der Schlag gegen das PLO- 
Hauptquartier in Tunis dokumentiert, 
daß die Israelis weiterhin nicht bereit 
sind, zwischen einer „verhandlungsberei- 
ten“ und einer „terroristischen* PLO zu 
differenzieren. So machte der Bombenan- 
griff nicht nur unmißverständlich deut- 
lich, daß Israel die PLO als Verhand- 
lungspartner weiterhin ablehnt, sondern 
er stärkte damit auch die Position der ra- 
dikalen Kräfte sowohl im palästinensi- 
schen als auch im israelischen Lager. 

Die weltweite Empörung über den is- 
raelischen Luftangriff — nur die USA 
zeigten Verständnis — war kaum verebbt, 
als die Entführung des Luxusliners Achil- 
le Lauro die Schlagzeilen beherrschte. 
Obwohl die PLO die Entführung offiziell 
verurteilte, konnte sie sich von dem Ma- 
kel der Beteiligung nicht befreien. In einer 
geschickten Propagandaoffensive gelang 
es Israel und den USA, die palästinensi- 
sche Führung unmittelbar mit allen durch 
Palästinenser verübten Terrorakten der 
vergangenen Wochen sowie der Schiffs- 
entführung und dem Mord an dem jüdi- 
schen Rollstuhlfahrer in Verbindung zu 
bringen. Dies gelang, obwohl auch israeli- 
sche Experten bezweifeln, daß die Ge- 
walttat von Arafat selbst oder seinen Ge- 
folgsleuten initiiert worden war. Viel 
sprach dafür, daß die Terrorakte von den 


Während die Verschärfung der Situa- 
tion in den besetzten Gebieten von der 
Weltpresse meist unbemerkt blieb, füllten 
palästinensische Terrorakte im Ausland 
die Schlagzeilen.?? Anschläge palästinen- 
sischer Kommandos gegen Israelis in ver- 


schiedenen Mittelmeerländern waren: 


schließlich Anlaß für die israelische Re- 
gierung, einen sogenannten Vergeltungs- 
schlag durchzuführen: Die Bombardie- 
rung des PLO-Hauptquartiers in Tunis. 
Der Angriff, bei dem 73 Menschen ihr 
Leben verloren, stellt zwar eine konse- 
quente Fortsetzung der israelischen Poli- 


tik ‚der Vergeltung dar, war jedoch ein- 
primär politisch motivierter Schlag gegen - 


die palästinensische Befreiungsorganisa- 


tion. Das macht insbesondere die Tatsa-- 
che deutlich, daß wochenlang vorher von: 


Israel Vorwürfe gegen Jordanien erhoben 
wurden, es diene palästinensischen Ter- 
roristen als Ausgangsbasis für Aktionen 


Gegnern Arafats durchgeführt worden 
waren, um die Verhandlungsinitiativen 
des PLO-Chefs zu torpedieren. 

Die Achille-Lauro-Affäre, besonders 
die mutmaßliche Beteiligung des PLO- 
Exekutivmitglieds Abu Abbas, sollten 
sich für die PLO als ein Fiasko erweisen. 
Der Vorschlag, Arafat zu den Feierlich- 
keiten des 40jährigen Bestehens der Ver- 
einten Nationen nach New York einzula- 
den, war selbst in der den Palästinesern 
sonst wohlgesonnenen UN politisch nicht 
durchsetzbar. Die englische Regierung 
sagte unter einem fadenscheinigen Vor- 
wand die seit langem geplanten Gesprä- 
che mit der jordanisch-palästinenesischen 
Delegation ab. Die PLO, der es gerade 
erst gelungen war, die Türen zu entschei- 
denden Verhandlungspartnern ein wenig 
zu öffnen, stand plötzlich wieder vor ver- 
schlossenen Türen. 

Das Entsetzen über die Entführungsaf- 


färe im Mittelmeer nutzte der israelische 
Ministerpräsident Peres während seines 
USA-Besuchs zu einem politischen Vor- 
stoß: Überraschend erklärte er sich vor 
der UN-Generalversammlung bereit, an 
Verhandlungen auch im Rahmen einer in- 
ternationalen Friedenskonferenz zur Lö- 
sung des Nahostproblems teilzuneh- 
men.?’ Diese Erklärung traf mit Presse- 
meldungen von einer diplomatischen An- 
näherung zwischen Israel und der UdSSR 
zusammen, denn die Aufnahme diploma- 
tischer Beziehungen zwischen beiden 
Staaten ist Voraussetzung für die Beteili- 
gung der Sowjetunion an einer Nah-Ost- 
Friedenskonferenz. 

Mit diesem Zugeständnis brachte Isra- 
els Premier den jordanischen König in 
Zugzwang: Peres hatte ihm bedeutet, daß 
einer internationalen Friedenskonferenz 
nichts entgegensteht, sobald Hussein die 
PLO fallen läßt. Selbst wenn Hussein dies 
gerne täte — und davon ist auszugehen — 
so läßt sich der israelische Wunsch nicht 
so leicht verwirklichen. Mit dem Hussein- 
Arafat-Abkommen hat der jordanische 
König sein politisches Schicksal zunächst 
einmal mit der PLO verknüpft. So des- 
vouirt und geschwächt die PLO in den 
Augen der Weltöffentlichkeit zur Zeit 
auch sein mag, ein Abkoppeln Jordaniens 
von der PLO ist aus Rücksicht auf.die an- 
deren arabischen Staaten und die große 
palästinensische Mehrheit in Jordanien 

‘ohne unabschätzbare politische Risiken 
nicht möglich. Die neue Situation ermög- 
licht es jedoch dem König, den Druck auf 
die PLO zu verstärken. Nicht von unge- 
fähr werden im Versöhnungsprozeß der 
jahrelang verfeindeten Bruderländer Jor- 
danien und Syrien erstaunliche Fort- 
schritte gemacht. 

Die PLO versucht verzweifelt, den 
Anschluß nicht zu verlieren. Immer wie- 
der wird das Hussein-Arafat-Abkommen 
beschworen und erklärt, dies sei keines- 
wegs „vom Tisch“. Doch die durch saudi- 
arabische Vermittlung in Gang gesetzte 
Versöhnung zwischen Jordanien und Sy- 
rien muß trotz gegenteiliger Behauptun- 
gen durchaus als Bedrohung empfunden 
werden, da der syrische Präsident Assad 
von König Hussein die Aufkündigung der 
Vereinbarung von Amman fordert.?® Ei- 
ne Aussöhnung zwischen Arafat und As- 
sad scheint augenblicklich unvorstellbar, 
doch weder Syrien noch Jordanien kön- 
nen es sich leisten, ohne die Palästinenser 
in Verhandlungen mit Israel zu treten. 
Wenn auch die PLO derzeit unverzicht- 
bar erscheint, so gilt dies nicht für Arafat. 


Arafat am Ende? 

Der Vorsitzende der PLO versucht unter- 
dessen seine Reputation wieder aufzubes- 
sern. Verschiedene Reisen in arabische 
Staaten, besonders nach Kairo und Am- 
man, sollen dazu dienen, „Mißverständ- 
nisse“ zu beseitigen. Nach den Gesprä- 
chen mit dem ägyptischen Präsidenten 
Mubarak erteilte der PLO-Chef noch ein- 
mal feierlich jedem Terror eine Absage 
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Die Erklärung von Kalro 


Die Erklärung Yassir Arafats vom 7.11.1985 hat folgenden Wortlaut (Auszüge): 

.„Mit Blick auf die Anstrengungen für das Zustandekommen einer internationalen Friedens- 
konferenz verurteilt die PLO alle Terrorakte, die von Staaten, Gruppen oder Individuen ge- 
genüber unschuldigen Menschen, wo immer sie sich befinden, ausgeübt werden. ' j 

Die PLO bestätigt die Beschlüsse von 1974, die alle auswärtigen Operationen und jede Arı 
von Terrorismus verurteilen. Die PLO bekräftigt, daß die ihr angehörenden Gruppen und In- 
stitutionen zu jenen Entscheidungen stehen. Die PLO wird ab sofort ernste Maßnahmen ge- 
gen alle ergreifen, die gegen jene Beschlüsse verstoßen. 

Die Durchführbarkeit einer solchen Politik ist indessen nicht nur von einer Seite abhängig. 
Die internationale Gemeinschaft sollte daher Israel zwingen, seinerseits alle Terrorakte im 
In- wie im Ausland einzustellen. 

In diesem Zusammenhang bekräftigt die PLO erneut das Recht des palästinensischen Vol- 
kes, sich mit allen möglichen Mitteln gegen die israelische Besetzung seines Landes zu weh- 
ren, solange Israel sich nicht aus diesen Gebieten zurückgezogen hat. Das Recht auf Wider- 
stand gegen eine fremde Besatzung ist ein legitimes Recht, niedergelegt in der Charta der 
Vereinten Nationen, die gleichzeitig dazu auffordert, auf die Anwendung von Gewalt und 
Drohungen zur Beilegung von Konflikten zu verzichten, weil die Anwendung von Gewalt im 
Widerspruch zu ihren Prinzipien und Zielen steht. Das Recht des palästinensischen Volkes, 
gegen die Besetzung seines Landes Widerstand zu.leisten, wird in vielen UN-Resolutionen 
und Artikeln der Genfer Konvention spezifiziert. 

Die Ereignisse in der Vergangenheit haben die Haltung der PLO bestätigt, daß nämlich 
Terrorakte der Sache der Palästinenser und ihrem legitimen Freiheitskampf schaden. 

Andererseits betont die PLO erneut, daß nur eine Beendigung der israelischen Besatzung 
und der ihr entsprechenden Politik einen Weg für den Frieden und die Sicherheit in jener Re- 
gion eröffnen kann. Die PLO bittet alle friedliebenden Kräfte der Welt eindringlich darum, 
sie dabei zu unterstützen. Die PLO bekräftigt, daß sie diese Maßnahmen ergreift, um ihren 
Beitrag zu leisten, die Welt vom Terrorismus und die Menschen von Gefahr und Angst zu be- 
freien. Das letztendliche Ziel der PLO ist ein gerechter und dauerhafter Frieden, der die un- 
veräußerlichen nationalen Rechte des palästinensischen Volkes garantiert und einen Beitrag 
für die Errichtung einer friedlichen Weltgesellschaft leisten kann. Yassir Arafat 


aus: Palästina-Bulletin Nr. 46/85 


und behielt der PLO aber das Recht auf 
den bewaffneten Kampf in den besetzten 
Gebieten vor. 

Ein Jahr nach der Spaltung der PLO 
steht Arafat vor dem Scherbenhaufen sei- 
ner Politik: Die Befreiung vom Ballast der 
maximalistischen Kräfte innerhalb der 
PLO, um glaubhafter und konsequenter 
die sogenannte Doppelstrategie der Ver- 
handlungen und des bewaffneten Kamp- 
fes verfolgen zu können, hat keine Erfolge 
gezeigt. Der erhoffte Durchbruch auf di- 
plomatischer Ebene ist nicht gelungen, 
die PLO steht im Abseits, ohne Hoffnun- 
gen, in naher Zukunft im Rahmen einer 
pax americana einen palästinensischen 
Staat neben Israel in den besetzten Gebie- 
ten errichten zu können. 

Man mag darüber spekulieren, ob Ara- 
fats Politik gescheitert ist, weil er selbst 
Opfer seiner Doppelstrategie wurde, die 
es verhinderte, ein glaubwürdiger Ver- 
handlungspartner zu werden. Die verglei- 
chenden Verweise auf die algerischen und 
vietnamesischen Befreiungskämpfe, in 


denen auch gleichzeitig gekämpft und 
verhandelt wurde, verkennen die unter- 
schiedlichen historischen Situationen. 
Man mag die Schuld am Scheitern der 
arabisch-palästinensischen Verhand- 
lungsoffensive auch den USA und Israel 
zuschreiben, die aus unterschiedlichen 
Gründen kein Interesse haben, unter Ein- 
beziehung der Palästinensischen Befrei- 
ungsorganisation in Friedensverhandlun- 
gen einzutreten. Auch die mangelnde Un- 
terstützung der arabischen „Bruderstaa- 
ten“ für die palästinensische Sache mag 
zu Recht beklagt werden. Alle Erklä- 


Von Israelis zerstörte Palästinenserhäuser in der 
Westbank 


rungsversuche fallen auf den PLO-Vorsit- 
zenden und seine falschen politischen 
Einschätzungen zurück. 

Arafats Position im palästinensischen 
Volk scheint noch unangefochten, doch 
Kritik wird auch bei seinen Anhängern 
immer lauter. Die abgespaltenen palästi- 
nensischen Gruppierungen drängen auf 
eine Wiedervereinigung. Sie verweisen 
darauf, daß eine gespaltene PLO, noch 
dazu in Opposition zu Syrien, niemals im- 
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stande sein werde, die palästinensischen 
Interessen wirkungsvoll zu vertreten. Ver- 
suchen von syrischer und jordanischer 
Seite, eine alternative PLO aufzubauen, 
wird man nur durch Einigkeit widerste- 
hen können, doch ob eine solche innerpa- 
lästinensische Versöhnung mit Arafat 
möglich sein wird, bleibt zweifelhaft. 

Nach dem Abzug der israelischen 
Truppen aus dem Libanon und der fakti- 
schen Zersplitterung des Landes in reli- 
giöse Bezirke hat Syrien die libanesische 
Situation fest in der Hand und kann sich 
wieder dem Palästinaproblem widmen. 
Daß auf dem Weg zu einer Nahost-Rege- 
lung an Syrien kein Weg vorbei führt, ha- 
ben Arafat und König Hussein schmerz- 
lich verspürt. Die Opposition des syri- 
schen Präsidenten Assad gegen das Hus- 
sein-Arafat-Abkommen wird weniger auf 
dessen Inhalt als auf die Tatsache zurück- 
geführt, daß Arafat es im Namen der 
PLO unterzeichnet hat. An der neuen 
Achse Kairo-Amman-Damaskus wird eif- 
rig geschmiedet. Syrien hat durch sein 
Verhalten in der Achille-Lauro-Affäre 
deutlich gemacht, daß es an der Entwick- 
lung besserer Beziehungen zu den USA 
interessiert ist, um sich auf diese Weise al- 
le Verhandlungsoptionen offen zu halten. 

Die israelische Regierung hat keinerlei 
Interesse an der Beschleunigung des Frie- 
densprozesses. Die wirtschaftliche Krise, 
deren Bewältigung das primäre Ziel der 
Koalition zwischen sozialdemokratischer 
Arbeitspartei, dem nationalistischen Li- 
kud-Block und rechten religiösen Par- 
teien ist, fordert zumindest für eine gewis- 
se Zeit den weiteren Zusammenhalt der 
Regierung — allerdings um den Preis ei- 
ner nahostpolitischen Lähmung.?” Sobald 
jedoch neue Bewegung in das nahöstliche 
Verhandlungskarussell gerät und substan- 
zielle Forderungen die israelische Regie- 
rung unter Entscheidungszwang setzen, 
wird das Bündnis zerbrechen. 

Solange es nicht gelingt, dem Friedens- 
prozeß neue Impulse zu geben, wird die 
Integration der besetzten Gebiete in das 
soziale und ökonomische System der Be- 
satzungsmacht voranschreiten. Die extre- 
mistischen Kräfte, die nicht bereit sind, 
auch nur einen Fußbreit des besetzten 
Landes zurückzugeben, formieren sich, 
rufen auf zur Vorbereitung auf die militä- 
rische Verteidigung „Judäas und Sama- 
rias“, also auf den Bürgerkrieg.’ Die pa- 
lästinensische Bevölkerung muß der „Ju- 
daisierung“ der Westbank und des Gaza- 
Streifens hilflos zusehen. Der ohnmächti- 
ge Protest steinewerfender Flüchtlings- 
kinder und die Bombenanschläge palästi- 
nensischer Freischärler können den An- 
nexionsprozeß nicht aufhalten, sie liefern 
im Gegenteil der Besatzungsmacht neue 
Vorwände für die weitere politische Un- 
terdrückung,. Hinzu kommt, daß die Wirt- 
schaftskrise in Israel mit steigenden Ar- 
beitslosenzahlen und sinkenden Realein- 
kommen die Bevölkerung in den besetz- 
ten Gebieten besonders hart trifft. 


Dreh- und Angelpunkt alle Nahost-Di- 
plomatie ist und bleibt Washington. Die 
Zeit scheint an sich günstig: Ein amerika- 
nischer Präsident in der zweiten Wahlpe- 
riode kann nicht wiedergewählt werden 
und muß nicht politische Rücksicht neh- 
men, um seine Wiederwahl zu sichern. An 
diese Hoffnung klammern sich auch viele 
Palästinenser, die der US-Politik in der 
Region kritisch gegenüber stehen. Doch 
solange die Aufrechterhaltung des status 
quo im östlichen Mittelmeerraum die In- 
teressen der USA, Israels und vieler ara- 
bischer Staaten besser zu gewährleisten 
scheint als eine mit Risiken verbundene 
Regelung des Palästinaproblems, wird die 
Angst der Politiker vor dem Frieden da- 
für sorgen, daß der Konfliktherd nicht 
zur Ruhe kommt, aber unter Kontrolle 
gehalten werden kann. : 


Anmerkungen: 

1. vg). dazu ausführlich die Berichte, Kommentare 
und Analysen in „israel & palästina*, Sonderheft 
Nr. 7 (Januar 1985) 

2. siche dazu den Wortlaut in iz3w Nr. 107 (Febr. 
1983),$. 38 

3. z. B. in einem Interview der Zeitschrift „israel & 
palästina“, Sonderheft 7 

3a. So der PLO-Verntreter in Bonn, Abdallah 

Franghi, in einem Interview mit „israel & palä- 

stina” Nr. 6/85. 

. „israel & palästina*, Nr. 1/85, 5.6 

. siehe dazu den Wortlaut in iz3w Nr. 107 (Febr. 
1983),S. 36 

vgl. dazu die Beiträge in FAZ, 15.2.; taz, 16.2; 
NZZ 17.2.1985 

taz, 16.2.85; FAZ, 18.2.1985 

NZZ, 17.2.85; taz, 23.2. und 26.3.85; FAZ, 
4.3. und 28.3.85. Alle Beiträge beschäftigen sich 
u. a. mit der Haltung der Sowjetunion zum Hus- 
sein-Arafat-Abkommen und den innerpalästi- 
nensischen Konflikten. 

9. Nach Angaben des Chefredakteurs der palästi- 
nensischen Zeitung Al Fajr in einem Interview 
mit Newsweek (30.9.85) unterstützen ca. 80% 
der Palästinenser die Politik Arafats. 

10. taz, 8.8,, 10.8.und 12.8.85 

11. NZZ, 28.2.85; FAZ, 1.3.85 

12. NZZ, 17.2.85 

13. zu den amerikanischen Reaktionen vg). SZ, 
11.5; FAZ, 11.6.; NZZ, 9.6.85 

14. FR, 4.6.85; SZ, 4.6.85 

15. SZ, 5.6.85; siehe dazu ausführlicher „israel & 
palästina“ Nr. 3—4/85 

16. vgl. dazu den Text in iz3w Nr. 107 (Febr. 1983), 
S. 38; zu verschiedenen „Konferenzvarianten“ 
siehe NZZ, 14.6., 6.6. und 9.6.85 

17. Die israelischen Reaktionen auf die verschiede- 
nen Verhandlungsvorschläge werden geschildert 
in NZZ, 26.2. und 28.2.85; FAZ, 1.3.85; SZ, 
4.6. und 5.6.85; NZZ, 13.6.85; FR, 22.7.85 

18. FAZ, 16.4. und 18.6.85; NZZ, 26.7.85 

19. t22,25.9.85; FAZ, 23.9.85;, NZZ, 24.9.85 

. Das Scheitern der jordanisch-palästinensischen 

Friedensinitiative wurden von der NZZ schon 

am 26.8. und 4.9.85 konstatiert. 

21. vgl. dazu FR, 6.8., 7.8. und 9.8.85; taz, 2.8.85; 

FAZ, 14.9. und 25.9.85 

. FAZ, 30.9., 10.10. und 14.10.85 

. NZZ, 4.10.85 

. FR, 2.8.85; NZZ, 6.8. und 7.9.85 

. FR, 8. und 10.10.85 
. vgl. dazu die Interviews mit PLO-Exekutivmit- 
glied Mohammed Milhem in der taz, 9.11.85, 


mit dem PLO-Vertreter Abdallah Frangi in Bonn 
in „isracl & palästina* Nr. 6/85. 

27. FAZ, 5.und 8.10.85 

28. vgl. dazu das Interview mit Abdallah Frangi in 
„israel & palästina“ a.a.O. 

29. zur Situation in der israclischen Regierungskoali- 
tion siche FAZ, 18.7.85; NZZ, 27.7.85; Spiegel 
17.6.85 

30. FR, 13.8.85 
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Ein weiterer Schritt in die Abhängigkeit 


Die Einführung Neuer Technologien 
führt zu erheblichen strukturellen 
Veränderungen für die sog. Dritte 
Welt. Mikroelektronik, besonders 
Informationstechnologien, 
Gentechnologle und der verstärkte 
Einsatz von Satelliten für 
Kommunikation, 
Rohstoffprospektierung, 
Wetteranalysen und Überwachung 
verändern die Internationale 
Arbeitsteilung nachhaltig und 
stellen bisherige 
Entwicklungskonzepte in Frage. 


Wissenschaftliche und. technologische 
Kapazitäten sind weltweit extrem un- 
gleich verteilt. Laut UNESCO beträgt der 
Anteil der Entwicklungsländer an den 
insgesamt auf der Welt ausgegebenen 
Mitteln für Wissenschaft und Technolo- 
gie etwa 3%, sie verfügen über lediglich 
13% der Wissenschaftler und Ingenieure. 
Über 94% aller Patente sind in den Indu- 
strieländern konzentriert, von den restli- 
chen 6% befinden sich 4/5 in den Hän- 
den von Ausländern (Nohlen 1984, 554). 
83% aller Bücher werden in den Indu- 


strieländern produziert. Während in der 
Dritten Welt nur 1 von 30 Personen eine 
Tageszeitung bezieht und 1 von 500 ein 
Fernsehgerät besitzt, ist das Verhältnis in 
den Industrieländern 1 zu 3 und 1 zu 2 
(Rada 1983, 232). 


Die ungleiche Verteilung stellt nicht al- 
lein ein ökonomisches, sondern gleichzei- 
tig ein soziales und kulturelles Problem 
dar. Wie soll in den Staaten der Dritten 
Welt eine kulturelle Identität entstehen, 
wenn auf tausend TV-Sendeminuten, wel- 
che die USA in den „Süden“ exportieren 
genau eine Minute zurückfließt, oder die 
vier westlichen Nachrichtenagentur,rie- 
sen“ ap und upi aus den USA, reuter aus 
Großbritannien und afp aus Frankreich 
zusammen mit der sowjetischen tass täg- 
lich 7 Mio. Wörter in Umlauf bringen, al- 
le nationalen Entwicklungsländeragentur- 
en gemeinsam jedoch nur einige hundert- 
tausend? Die Berichterstattung dieser 
Medienkonzerne dient nicht dazu, eine 
gerechte Weltordnung zu fördern. Im Ge- 
genteil bestätigen Umfang, Auswahl und 
Inhalt der Dritte Welt-Berichterstattung 
Vornrteile und stilisieren Klischees (Noh- 
len 1984, 426). 


Heftig diskutiert wird zur Zeit die Frege, ob mit 
der weiteren Einführung der Mikroelektronik 
ein Verlust von Arbeitsplätzen in der Dritten 


Auslagerung der Produktion in den 
siebziger Jahren 


Mitte der Siebziger Jahre sahen viele Wis- 
senschaftler in der Auslagerung arbeitsin- 
tensiver Produktion in die Dritte Welt die 
Lösung für deren Entwicklungsprobleme. 
Unter Bezugnahme auf das Theorem der 
„komparativen Kostenvorteile“: sollte vor 
allem die Konsumgüterproduktion der 
Textil-, Schuh- und Leder- sowie Elektro- 
nikindustrie die billige Arbeitskraft, nied- 
rige Sozialleistungen, lange Arbeitszeiten, 
günstige Investitionsbedingungen und — 
meist unausgesprochen — die Unterdrük- 
kung gewerkschaftlicher Organisierung 
ausnutzen. Kapital- und forschungsinten- 
sive Produktion sollte in den Industrie- 
ländern bleiben. Zahlreiche Firmen aus 
den genannten Bereichen nutzten dieses 
Potential und bauten Produktionsstätten 
in Nordafrika, Lateinamerika und, vor al- 
lem, . Südostasien auf. Die Kosten einer 
durchschnittlichen Arbeitskraft in der 
Bekleidungsindustrie in Industriestaaten 
mit hohem Lohnniveau beträgt z. B. 
12.000 US-$ pro Jahr; in den wichtigsten 
Entwicklungsländern 2.000 US-$ (Rada 
1982, 247). 
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ANTI-APARTHEID 


BEWEGUNG 
in der BRD und West Berlin e.V. 


Einige Länder der Dritten Welt richte- 
ten ihre Entwicklungspläne stark am Ex- 
port dieser Güter aus. Dies führte bei den 
sog. Schwellenländern? zu Exportquoten 
von Textilien bei arbeitsintensiven Fertig- 
produkten von ungefähr 40%, bei weni- 
ger industrialisierten Ländern sogar von 
60 bis 100%. In der Bundesrepublik hat- 
ten Entwicklungsländer 1980 bei Hem- 
den einen Marktanteil von 83% oder bei 
Strümpfen von 69% (Gert-Wellmann 
1981, 12f). 


Technologische Wende 


Seit Ende der siebziger Jahre findet eine 
teilweise Rückverlagerung der Produk- 
tion statt. Deutsche Hersteller von Klei- 
dung, Fernsehgeräten und Werkzeugma- 
schinen schließen Zweigwerke in Nord- 
afrika oder Asien und investieren wieder 
in der Bundesrepublik. Dies sind fast aus- 
schließlich Rationalisierungsinvestitio- 
nen. Nicht die Arbeit, die Produktion 
kehrt zurück. Immer weniger Menschen 
produzieren immer mehr Güter, die ehe- 
mals ausgelagerten Arbeitsplätze ver- 
schwinden ersatzlos. 

Das Schweizer Uhrenwerk Asuag- 
SSIH z. B. beabsichtigt alle Produktions- 
stätten in der Dritten Welt zu schließen. 
So gehen in einem 1978 (f) gegründeten 
Betrieb in Singapur 220 Arbeitsplätze 
verloren, in der Schweiz werden 50 gesi- 
chert (nicht geschaffen) (Krugmann-Ran- 
dolf 1984, 3). SEL schließt in Malaysia 
eine Fabrik mit 600 Arbeitsplätzen. In 
der Bundesrepublik entstehen dafür 6 
hochqualifizierte Arbeitsplätze an 3 mo- 
dernen Maschinen. 

Die Ursache liegt in der Entwicklung 
des Mikroprozessors. Anfang der siebzi- 
ger Jahre gelang es, auf winzigen Chips 
Transistoren zu integrierten Schaltkreisen 
zusammenzufassen. Die Zahl der inte- 
grierten Transistorfunktionen wuchs ra- 
sant von einem Dutzend 1960, 100.000 
in 1981 auf mehr als 1 Mio. Funktionen, 
die 1985 auf einem 1/2 Quadratzentime- 
ter großen Siliziumplättchen unterge- 
bracht werden sollen. Alle Wirtschafts- 
sektoren werden von diesen Veränderun- 
gen berührt, vor allem Verwaltungs- und 
Dienstleistungsbereiche, die auf Informa- 
tionsaustausch basieren. In der Produk- 
tion verringert sich durch die zunehmen- 
de Integration von Funktionen die Zahl 
der Komponenten eines Endproduktes 
erheblich, z. B. beim Fernsehgerät von 
1970 bis heute um die Hälfte. Zusätzlich 
wird die Endmontage immer häufiger von 
computergesteuerten Automaten durch- 
geführt. Der Zeitaufwand für die Herstel- 
lung eines Farbfernsehers sank von 700 
auf 100 Minuten. Die Lohnkosten liegen 
unter 10% der Gesamtherstellungskosten 

gmann-Randolf 1984, 3 und Schütze 
1982, 10f). 


Die Arbeit wird entwertet 
Der traditionell entscheidende Kosten- 


vorteil der billigen Arbeitskraft in der 
Dritten Welt wird durch die neue Ent- 
wicklung entwertet. „Intelligente Chips“ 
können fast alles, was bisher un- oder an- 
gelernte Arbeiter/innen in der konventio- 
nellen Produktion taten, fehlerfrei, ohne 
krank zu werden, zu ermüden oder gar zu 
streiken. 

Diese globale Betrachtungsweise ist al- 
lerdings verkürzend, weil dabei weder die 
Ausgestaltung der Arbeitsplätze noch ihr 
Beitrag zu einer umfassenden, alle Teile 
der Bevölkerung einschließenden Ent- 
wicklung der unterentwickelten Länder: 
berücksichtigt werden. 


Wenn vor einigen Jahren auf einer Sit- 
zung des „Club of Dakar“ afrikanische In- 
dustrielle die Hoffnung äußerten, daß all- 
mählich arbeitsintensivere und umwelt- 
verschmutzende Industrien nach Afrika 
verlegt werden würde, da dort die Lohn- 
kosten niedriger und die Umweltauflagen 
geringer seien (Grohs 1982, 13), so be- 
treffen die Folgen der Automatisierung in 
erster Linie ihre Interessen. Auch die ex- 
treme Ausbeutung junger Frauen in den 
sog. Freien Produktionszonen in Südosta- 
sien schafft zwar Arbeitsplätze, aber zur 
Entwicklung trägt sie nur bei den Ge- 
winnkonten transnationaler Unterneh- 
men und den wenigen mit ihr verbunde- 
nen einheimischen Kapitalgruppen bei. 

Wichtiger als billige Arbeitskraft wird 
bei den sich ständig weiter modernisie- 
renden Produktionstechniken in Zukunft 
die Nähe zu Forschungs- und Entwick- 
lungszentren und zu den Käufern sein, 
beides hauptsächlich in den Industriestaa- 
ten zu finden. 

Trotzdem wird es nur zu einer teilwei- 
sen Rückverlagerung kommen. Unterneh- 
men, für die die Ausbeutung billiger Ar- 
beitskraft ein wichtiger Bestandteil ihrer 
Produktion bleibt, wandern in letzter Zeit 
aus Ländern wie Taiwan, Singapur oder 
Südkorea, deren Löhne ihnen bereits wie- 
der zu hoch sind, weiter nach Thailand 
oder den Philippinen. Je ärmer und — 
was oft damit einhergeht — unterdrückter 
ein Volk ist, um so attraktiver wird es für 
verschiedene Sektoren des internationa- 
len Kapitals. 

Die zweite Gruppe von Betrieben, die 
im „Süden“ bleiben werden, besitzen dort 
ihre Märkte. VW z, B. würde sich um ei- 
nen gewinnträchtigen Markt bringen, falls 
es auf die Idee käme, sich aus Brasilien 
oder Mexiko zurückzuziehen. 

Transnationale Unternehmen? setzen 
in der Dritten Welt modernste Technik 
ein, so daß in Brasilien Millionen Men- 
schen hungern und jeden Arbeitsplatz an- 
nehmen würden, gleichzeitig computerge- 
steuerte Produktionsanlagen in fast men- 
schenleeren Hallen arbeiten. Obwohl die 
Tochterunternehmen dieser Transnatio- 
nalen oft ganze Branchen beherrschen, 
hat dies weder zum Aufbau von For- 
schungs- und Entwicklungskapazitäten 
noch zu einem leichteren Zugang einhei- 
mischer Unternehmer zu moderner Tech- 
nologie geführt. Dies wird durch Patentie- 


rung und Abmachung über Nichtweiter- 
gabe mit dem Stammhaus im „Norden“ 
verhindert (Nohlen 1984, 555). 

Waren schon die bisherigen Industria- 
lisierungsstrategien nicht in der Lage, für 
die massenhaft in die städtischen Metro- 
polen abwandernde ländliche Bevölke- 
rung auch nur annähernd genügend Ar- 
beitsplätze zu schaffen, so ist es unter den 
Bedingungen voll- und teilautomatisierter 
Produktionen unmöglich, bis zum Jahr 
2000 die 625 Mio. Arbeitsplätze zu 
schaffen, die die Internationale Arbeitsor- 
ganisation (TLO) für erforderlich hält. 

Auf Umwegen wird, die Rationalisie- 
rung die ohnehin Armen noch einmal 
treffen. Durch den Einsatz der Mikropro- 
zessoren steigt auch in den Industrielän- 
dern die Arbeitslosigkeit. Dies wird zur 
Folge haben, daß der Druck, die eigenen 
Märkte mit protektionistischen Maßnah- 
men gegen Importe aus den Entwick- 
ung lindern dicht zu machen, zunehmen 


Die Bedeutung der Rohstoffe sinkt, 
die Kapitalintensität steigt 


Der Einsatz von Computern ermöglicht 
rationelleres Produzieren. Eine Miniatu- 
risierung vieler Produkte und Produk- 
tionsmittel spart Material und Energie, 
siehe die Größenentwicklung von Com- 
putern. Zunehmend treten neue Materia- 
lien an die Stelle von Metallen, beim Ka- 
rosseriebau von Autos, Zügen oder Flug- 
zeugen durch Kunststoffe, oder bei Mo- 
torblöcken durch Keramik. Der Ersatz 
von Kupferkabel durch Glasfaser für die 
Telekommunikation wird einen großen 
Teil des Kupferbedarfs überflüssig ma- 


Mikrochipproduktion in Penang 


chen (Dolph 1984, 5). Vor allem arme 
Entwicklungsländer ohne industrielle 
Produktion sind häufig auf den Verkauf 
eines Rohstoffes angewiesen. Der Anteil 
des Kupfers am Export Zambias beträgt 
92% (Nohlen 1984, 410). Damit wird ei- 
ne weitere Dritte Welt-Resource entwer- 
tet, die für bisherige Entwicklungspläne 
eine zentrale Rolle gespielt hat. Dies be- 
trifft die verschiedenen Produkte unter- 
schiedlich, ist als Tendenz dennoch ver- 
allgemeinerbar. 

‚Während der Wert von Arbeit und 
Rohstoffen sinkt, wächst die Kapitalinten- 
sität der Produktion. Die neuen Indu- 
strien werden primär das Ergebnis von 
Kapitalinvesitionen sein. Die Entwick- 
lungsländer verfügen aus strukturellen 
Gründen über eine nur geringe Kapital- 
ausstattung. Durch die Auslandsverschul- 
dung wird die Situation drastisch ver- 
schlimmert. Allein der jährliche Schul- 
dendienst (das sind Zinszahlungen und 
Tilgungsleistungen auf gewährte Kredite) 
preßt den unterentwickelt gehaltenen 
Ländern Milliardenbeträge als Netto- 
transfer in den kapitalistischen Norden 
ab. Demgegenüber deckt die Entwick- 
lungshilfe von Industrie- und OPEC- 
Staaten nicht einmal die Zinszahlungen. 
1982 betrug der gesamte Schuldendienst 
der Entwicklungsländer 130 Mrd. US-$, 
davon 60 Mrd. US-$ allein für Zinsen. 
Die Entwicklungshilfe der genannten 
Länder belief sich auf 32 Mrd. US-$ 
(Nohlen 1984, 506). 
faktoren Arbeit und Rohstoffe weniger 
nachgefragt werden, dagegen steigt der 
Wert von Kapital, über das die unterent- 
wickelten Länder nicht verfügen. Die 
Vergrößerung des Entwicklungsabstan- 
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des zu den Industrieländern wird unter 
den gegenwärtigen Bedingungen unver- 
meidlich sein, gleichzeitig werden tradi- 
tionelle Industrialisierungsstrategien noch 
stärker in Frage gestellt. Dies allerdings 


‚muß kein Nachteil sein. 


Neuer Rohstoffstoff: Information 


Informations- und Datenverarbeitungska- 
pazitäten stellen einen wachsenden Teil 
der Wertschöpfung eines Produktes dar. 
Ein neuer Rohstoff, der zu einem wichti- 
gen Produktionsfaktor wird, ist die Infor- 
mation in beinahe jeder Form und auf je- 
dem Gebiet. Davon werden technologi- 
sches Wissen und die Wissenschaft in 
Form von Patenten und Datenbanken be- 
troffen sowie Wissen über Marktzusam- 
menhänge, Rohstoffvorkommen, demo- 
graphische Entwicklungen, Geschichte, 
Politik, Kultur, etc. (Dolph 1984, 5). 

Der Zugang und die Aufbereitung der 
Daten verlangt einen hohen Einsatz von 
Technologie. Die informationsintensiven 
Sektoren, Datenbanken, Datenverarbei- 
tungs- und Informationsdienste sind in 
den westlichen Metropolen konzentriert. 
Vor allem Japan? und die Vereinigten 
Staaten, zunehmend die europäischen 
Staaten mit der Bundesrepublik an der 
Spitze, stecken jährlich Milliardenbeträge 
in Forschung und Anwendung von Mi- 
kroelektronik. Dies kommt einer techno- 
logischen Abkopplung der Dritten Welt 
gleich. Um eigene Daten zu erhalten, sind 
sie auf das Wohlwollen der kapitalisti- 
schen Zentren angewiesen. Selbst Länder 
wie Canada, Schweden oder Australien 
fürchten Abhängigkeiten. Nach canadi- 
schen Angaben lagen 1980 90% der Da- 
tenverarbeitung für Canadas Zwecke au- 
Ber Landes, in den USA (Klee 1981, 7). 


Die technologische Lücke 
vergrößert sich 


Die Segmentierung der Produktion er- 
laubte den Entwicklungsländern bisher 
einzelne Elemente der Produktionsver- 
fahren zu adaptieren und dadurch die 
Bandbreite ihres technologischen Wis- 
sens zu verbreitern. Dieser Zugang bot 
die Chance, moderne Fertigungsmetho- 
den allmählich zu erlernen. 

Bisher mechanische, elektromechani- 
sche oder elektronische Funktionen wer- 
den verstärkt auf Chips integriert. Damit 
wird gleichzeitig die Technologie in den 
Einzelkomponenten konzentriert, die für 
den Benutzer zum „Schwarzen Kasten“ 
(black box) wird. Montage reduziert sich 
auf das Zusammenfügen von Komponen- 
ten. Die Fähigkeit der Aneignung von 
Technologie wird geschwächt, da mikro- 
elektronische Systeme im „Paket“ gekauft 
werden müssen (Grohs 1982, 13 und Ra- 
da 1982, 237). 


Bei Lieferbedingungen und Preisen der 
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Neue Technologien — für wen? 


Hardware sind die Anbieter einseitig im 
Vorteil, da die Entwicklungsländer auf 
Wartung und Ersatzteile dieser Firmen 
angewiesen sind, außerdem kaum über 
die technologische Basis zum Program- 
mieren der Anlage verfügen. Sie werden 
zusätzlich von der software der Lieferan- 
ten abhängig. Politische Systeme, deren 
Daten außerhalb der Landesgrenze ge- 
speichert sind, werden extrem verwund- 
bar (Klee 1981, 7). 

Die technologische Abhängigkeit ver- 
tieft die politische und wirtschaftliche De- 
pendenz. Staaten wie die USA, die bereits 
Nahrungsmittel als Waffe benutzen, wer- 
den keine Skrupel haben, ihre technologi- 
sche Dominanz in imperialistische Ein- 
flußnahme umzusetzen. Über den direk- 
ten Druck hinaus werden durch Techno- 
logie und Programme westliche Denk- 
strukturen und Verhaltensmuster vermit- 
telt. Falls die gegenwärtige Integration in 
den Weltmarkt beibehalten wird, besteht 
kaum eine Chance für die unterentwickelt 
gehaltenen Länder, sich gegen diesen 
„technischen Kolonialismus“ zu wehren. 
Es wird von den Entwicklungsländern 
versucht, in internationale Verträge 
Schutzklauseln aufzunehmen. Wer jedoch 
die kompromißlose Ablehnung der Inter- 
nationalen Seerechtskonvention, einer 
neuen Weltwirtschafts- oder Informa- 
tionsordnung durch den Westen, vor al- 
lem die USA und die Bundesrepublik, zur 
Kenntnis nimmt, kann nur wenig Hoff- 
nung hegen. Der verstärkte Ausstieg die- 
ser beiden Staaten aus multilateralen Zu- 
sammenhängen, der die Funktion besitzt, 
in bilateralen Beziehungen direkten Ein- 
fluß zu nehmen, deutet eher auf eine Ver- 
härtung der „nördlichen“ Standpunkte 
hin. 
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Unterschiedliche Auswirkungen der 
Mikroelektronik in der Dritten Welt 


Während teilindustrialisierte Staaten wie 
Taiwan, Südkorea, Brasilien oder Indien 
sich Chancen erhoffen, an den Neuen 
Technologien partizipieren zu können, 
haben selbst Optimisten für die ärmsten 
Länder (LLDCs°) nur schlechte Nach- 
richten. Wiederum andere Bedingungen 
herrschen in den OPEC-Staaten. In den 
meisten Entwicklungsländern fehlen For- 
schungs- und Entwicklungskapazitäten, 
Kapital und genügend große Märkte. 
Während die armen LLDC-Staaten auf- 
grund mangelnder Infrastruktur und Res- 
sourcen keine Möglichkeit haben, eigene 
Kapazitäten aufzubauen, werden den 
„Großen“ der Dritten Welt von einigen 
Autoren durchaus positive Perspektiven 
aufgezeigt. 

Alle Enwicklungsländer werden versu- 
chen für ihre modernen Sektoren, für 
Verwaltung, Banken oder Fluglinien 
Computertechnik einzusetzen. Die mei- 
sten Staaten werden gezwungen sein, die- 
se Anlagen zu importieren. Einige Staaten 
versuchen mittels staatlicher Förderung, 
verbunden mit Auflagen über bestimmte 
Anteile heimischer Erzeugnisse in einem 
System, langsam eine eigene Datenverar- 
beitungsindustrie aufzubauen. In Indien 
werden Anlagen nach ausländischen Li- 
zenzen gebaut, nur 30% der Komponen- 
ten dürfen eingeführt werden (Schütze 
1982, 13). Der eigene Markt wird stark 
überwacht. 

Im Oktober 1984 verabschiedete das 
brasilianische Parlament ein Gesetz zum 
Schutz der eigenen Computerindustrie, 
sowohl in technologischer Hinsicht wie 
im Kapitalbereich. Für acht Jahre wurden 


Schutzmaßnahmen für den eigenen 
Markt beschlossen, die der Exekutiven 
erlauben, Produktion, Absatz, Betrieb 
und Import von Mini- und Mikrocompu- 
tern zu regulieren. Im Bereich der Groß- 
computer gibt es hingegen für ausländi- 
sche Firmen keine Beschränkungen (Mo- 
nitor 1984, 9). 

Indien und Brasilien, in dieser Hinsicht 
Großmächte in der Dritten Welt, können 
damit der heimischen Industrie Impulse 
geben, aber es wird kaum internationale 
Konkurrenzfähigkeit erreicht werden 
können. Dazu ist ein eigenes Service- und 
Vertriebsnetz in den Kundenländern not- 
wendig. Entscheidend ist die Qualität 


‚nicht einzelner Produkte, sondern des 


Gesamtangebotes von hard- und softwa- 
re, Service, kontinuierliche Weiterent- 
wicklung der Modelle etc. Kein teilindu- 
strialisiertes Land verfügt über die breite 
Wissensbasis, die für die Entwicklung 
und Anwendung dieser komplexen Syste- 
me notwendig ist. Zusätzlich setzt die 
mangelnde Kapitalausstattung enge 
Grenzen. Möglich wäre allerdings, die 
Funktion von Zulieferern oder Subunter- 
nehmern gegenüber US-amerikanischen 
oder japanischen Konzernen (Dolph 
1984, 6). 

Diese Rollenzuweisung an ökonomisch 
benachteiligten Staaten innerhalb des 
Weltmarktes fördert, wie bislang, Spezia- 
lisierung und Monokultur entlang den 
Bedürfnissen der kapitalistischen Zen- 
tren. Eine breite, an den Grundbedürfnis- 
sen der Bevölkerungsmehrheit ansetzen- 
de Entwicklung wird dadurch nicht einge- 
leitet, eher verhindert. Allein die herr- 
schende Schicht profitiert in den meisten 
Fällen von dieser Integration. 


Aussichten 


Für einen weltumspannenden Industrie- 
zweig mit einem Umfang von jährlich 50 
Mrd. US-$ sind die unterentwickelt ge- 
haltenen Länder lukrative Märkte. Die 
Frage ihrer Einbeziehung ist faktisch be- 
reits beantwortet, ohne daß die Betroffe- 
nen um eine Entscheidung gebeten wor- 
den sind. 


Die Neuen Technologien sind den Ge- 
sellschaften der Dritten Welt nicht ange- 
paßt, sie werden ihre existentiellen Pro- 
bleme nicht lösen helfen. Benötigt die 
Mehrheit der Völker der „südlichen He- 
misphäre“ arbeitsintensive Produktion 
mit geringem Kapitaleinsatz und ange- 
paßten Technologien, so bietet ihnen die 
Mikroelektronik das genaue Gegenteil. 
Wie beim bisherigen Technologietransfer 
nutzt sie vor allem der herrschenden Eli- 
te, die engen Kontakt zu den Verkäufern 
von know-how pflegt. Der Einsatz Neuer 
Technologien wird zu einer weiteren Ver- 
schärfung der dualen Gesellschaftsstruk- 
turen in den unterentwickelten Ländern 
führen. Strategien zur Beherrschung (was 
auch die Entscheidung über ihren Nicht- 
einsatz einschließt) der Hochtechnolo- 
gien müssen daher notwendigerweise an 


einer Veränderung internationaler und 
interner Machtstrukturen ansetzen. Nur 
eine von den Interessen der großen Mehr- 
heit der Bevölkerung getragene Regie- 
rung wird überhaupt in der Lage sein, die 
technologischen Bedürfnisse eines Lan- 
des, und nicht nur einer kleinen Gruppe, 
zu formulieren. 

“Eine Möglichkeit sinnvollen Umge- 
hens mit den Neuen Technologien be- 
steht für die Entwicklungsländer in ver- 
stärkte Süd-Süd-Kooperation, um ihre 
Schwäche als isolierte Akteure zu über- 
winden. Bislang sind diese Versuche je- 
doch nur in wenigen Beispielen über das 
Stadium der Proklamation hinausgekom- 
men. Ziel dieser Zusammenarbeit muß 
der kollektive Aufbau wissenschaftlicher 
Kapazitäten, die Koordinierung nationa- 
ler Technologiepläne und, auf der politi- 
schen Ebene, die Forderung nach ge- 
meinsamen Zugang zu allen Datenbanken 
und Informationssystemen sein. 

Ebenso wichtig wie der Versuch, den 
Industriestaaten und Transnationalen 
Unternehmen in Verhandlungen stärker 
und handlungsfähiger entgegenzutreten, 
wird die Erlangung eigener Kompetenz 
zur Bewertung und Auswahl der für eine 
umfassende Entwicklung für sinnvoll ge- 
haltenen Technologien sein. In der Erfor- 
schung und politischen Umsetzung je- 
weils angepaßter Technologien bestünde 
die Chance, Techniken auszuwählen, zu 
entwickeln und zu verbreiten, die 
— gesellschaftliche Ungleichheiten ab- 
bauen, 

— soziale Integration fördern und 

— durch den Einsatz lokaler Ressourcen 
die Abhängigkeit vom Weltmarkt redu- 
zieren. 

Diese Strategie würde sich nicht grund- 
sätzlich gegen moderne Technologien 
richten, doch verlangte sie ein sorgfältiges 


Abwägen der ökonomischen, sozialen 
und, nicht zu vergessen, ökologischen 
Folgen (Reddy 1979, 94). 

Bei diesem Ansatz steht die Befriedi- 
gung der Grundbedürfnisse der großen 
Mehrheit der Bevölkerung im Mittel- 
punkt. Zu seiner Durchsetzung sind Kon- 
flikte mit den Eliten in den Entwicklungs- 
ländern und den Nutznießern der gegen- 
wärtigen Ausbeutung der unterentwickelt 
gehaltenen Länder in den kapitalistischen 
Industrieländern unvermeidbar. 

Hans Sens 


Anmerkungen 


1 Mit dem Begriff „Industricländer“ sind in der ent- 
wicklungspolitischen Diskussion in der Regel die 
westlichen Industrieländer gemeint. Die Staatshan- 
delsländer spielen im Welthandel eine untergeordne- 
te Rolle und sind nur für wenige Entwicklungsländer 
wie Cuba, Vietnam, Nordkorca, Kambodscha, Laos 
oder Afghanistan ökonomisch relevant. In den letz- 
ten Jahren fordert die Dritte Welt verstärkt auch von 
den östlichen Industrieländern Entwicklungshilfe, 
die mit Verweis auf die kolonialistische Vergangen- 
heit der kapitalistischen Länder und deren Verant- 
wortung für die Unterentwicklung der Dritien Welt 
abgelehnt wird. 

2 Die internationale Handelspolitik, die den Frei- 
handel postuliert, basiert auf dem Theorem der kom- 
parativen Kostenvorteile. Damit wird erklärt, welche 
Länder mit welchen Produkten international Handel 
betreiben können, um einen möglichst hohen Außen- 
handelsgewinn zu erzielen. Die Handelsbeziehungen 
Industrie- — Entwicklungsländer werden von den 
Vertretern des Freihandels größtenteils mit dem 
komparativen Kostenvorteil erklärt, insbesondere 
der Handel von Industrieprodukten gegen Rohstoffe 
(Nohlen 1984, 3411). 

3 „Schwellenländer“ soll Entwicklungsländer mit 
verhältnismäßig starker Industriealisierung beschrei- 
ben. Der Begriff ist m. E. nicht sinnvoll, da er sugge- 
riert, diese Länder würden auf der Schwelle zum In- 
dustrieland stehen. Dies ist für Entwicklungsländer 
mit teilweiser Industrialisierung jedoch irreführend, 
da neben modernen Sektoren vielfach traditionelle 
Sektoren mit z. T. beträchtlicher absoluter Armut do- 
minieren. Geeignet finde ich den Begriff der „teilin- 
dustrialisierten Länder“. Welche Staaten zu dieser 
Gruppe zu zählen sind, ist umstritten, je nach ange- 
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legten Kriterien. Unbestritten gehören dazu: Hong- 
kong, Singapur, Taiwan, Südkorea, Brasilien, Mexi- 
co, Spanien, Portugal, Griechenland, Jugoslawien, Is- 
Era Südafrika (Länderliste aus: Nohlen 1984, 
4 Der Begriff „Transnationale Konzerne“ 

oder „Transnationale Unternehmen“ hat die traditio- 
nelle Bezeichnung „Multinationaler Konzerne” ver- 
drängt, da transnational die grenzüberschreitenden 
Aktivitäten zutreffend beschreibt. Außerdem sind 
die Unternehmen hinsichtlich ihrer Kapitalbesitzer 
oder ihres Stammhauses nicht inter- oder multinatio- 
nal, sondern national. 

5 Die japanische Industrie hat geplant, zwischen 
1975 und 1985 rund 70 Mrd. $ in die Informatik zu 
investieren. 

6 LLCDs sind die „Least Developed Countries“, wo- 
bei das Doppel-L den Superlativ markiert, der die 
LLCDs von den LCDs (Less Developed Countries, 
allgemein für Entwicklungsländer gebräuchlicher Be- 
griff) unterscheidet. LLCDs sind die am wenigsten 
entwickelten Staaten der Erde. Indikatoren dafür 
sind ein Bruttoinlandsprodukt pro Kopf unter 250 
US-$ sowie niedrige Industrie — (wenger als 10%) 
und Alphabetisierungsquote (unter 20%). Zu den 
LLCDs gehören knapp 40 Länder, vor allem in Afri- 
ka, z. B. Äthiopien, Bangladesh, Botswana, Haiti, 
Laos, Mali, Niger, Tanzania, Togo (Nohlen, 1984, 
372 ff und 630 ff). 
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Unbestritten ist, daß Produktion und An- 
wendung der Mikroelektronik erhebliche 
Auswirkungen auf die Dritte Welt haben 
werden. Welcher Art diese sind, ist dage- 
gen höchst umstritten: Während die einen 
hier das ideale Instrument zur Förderung 
der Entwicklung entdeckt zu haben glau- 
ben (vgl. Beyschlag/Jamin 1984 oder 
Chung 1985), zeichnen andere düstere 
Bilder einer Dritten Welt, die ihrer Ent- 
wicklungschancen weitgehend beraubt ist 
.(z. B. Junne 1985). Die erste Vorstellung 
ist so naiv, daß die Beschäftigung mit ihr 
kaum lohnt. Das andere Extrem ist dem- 
gegenüber in einem Maße verbreitet, daß 
die Auseinandersetzung mit ihm dringend 
angesagt ist. In diesem Beitrag sollen die 
diesem Bild zugrundeliegenden Annah- 
men kritisch unter die Lupe genommen 
und ein differenzierteres Bild der Auswir- 
kungen der „Informationstechnologie“ 
auf die Länder der Dritten Welt gezeich- 
net werden. 


Theorie ohne Empirie: 
Erklärungsversuche zur 
internationalen Arbeitsteilung 


Will man bei der Klärung der Auswirkun- 
gen neuer Technologien auf die interna- 
tionale Arbeitsteilung (LAT) nicht auf der 


Erscheinungsebene verharren, kommt 
man nicht umhin, sich den verschiedenen 
Theorien zur Erklärung derselben zuzu- 
wenden. Dabei kann man ziemlich weit 
ausholen, denn die Versuche zur Erklä- 
rung der IAT sind so alt wie die National- 
Ökonomie. Schon Adam Smith, einer der 
Urväter der modernen Volkswirtschafts- 
lehre, versuchte sich auf diesem Gebiet. 
Seine These: Jedes Land produziert das 
Gut, bei dem im internationalen‘ Ver- 
gleich die Fertigungskosten am niedrigs- 
ten sind (vgl. Schweers 1980, 39) — eine 
schon damals empirisch falsche These, 
die gleichwohl durch die Diskussion gei- 
stert und häufig mit dem Theorem der 
„komparativen Kostenvorteile“ verwech- 
selt wird. Dieses Theorem wurde eine Ge- 
neration später von David Ricardo ent- 
worfen. Er entwickelte im Rahmen eines 
2-Länder-2-Produkte-Modells die These, 
daß eine internationale Arbeitsteilung 
sich auch dann lohne, wenn eines der bei- 
den Länder bei beiden Produkten absoiu- 
te Kostenvorteile habe. In diesem Fall 
solle die Arbeitsteilung zum beiderseiti- 
gen Vorteil aufgrund der komparativen 
Kostenvorteile geschehen, d. h. das be- 
nachteiligte Land solle dasjenige Produkt 
herstellen, bei dem sein Kostennachteil 
am vergleichsweise geringsten sein (Ric- 
ardo 1980, 107 ff.). Diese Idee wurde 


später von anderen Ökonomen! dahinge- 
hend modifiziert, daß kein Land langfri- 
stig bei allen Produkten niedrigere Ferti- 
gungskosten aufweisen und sich daher ei- 
ne Spezialisierung aufgrund der Ausstat- 
tung mit Produktionsfaktoren (daher der 
Name „Faktorproportionstheorem“) her- 
ausbilden werde. „Güter, deren Erzeu- 
gung relativ viel Boden erfordern, werden 
von den Ländern am billigsten produ- 
ziert, wo Boden reichlich vorhanden und 
daher billig ist. Gleiches gilt für kapitalin- 
tensiv und arbeitsintensiv erzeugte Pro- 
dukte“ (Schweers 1980, 49). Dieses 
Theorem ist — aufgrund seiner vorder- 
gründigen Plausibilität, mangels brauch- 
barer Alternativen und weil sich damit 
trefflich theoretisieren läßt — nach wie 
vor herrschende Lehre in der bürgerli- 
chen Volkswirtschaftslehre, was aller- 
dings nichts über seine Brauchbarkeit zur 
Erklärung empirischer Phänomene aus- 


sagt. 
Mit der — mittlerweile aufgrund ihres 
Allgemeingültigkeitsanspruchs etwas 


überzogen anmutenden — Absicht, empi- 
risch feststellbare Erscheinungen theore- 
tisch zu erklären, wurden in den vergan- 
genen 20 Jahren zwei weitere Theoriean- 
sätze präsentiert. Das eine war das Pro- 
duktzyklustheorem, demzufolge — grob 
skizziert — Produktionszweige mit einem 


hohen Bedarf an Know-how in entspre- 
chend fortgeschrittenen Ländern angesie- 
delt sind, während jene Fertigungen, de- 
ren technologische Grundlagen allgemein 
bekannt sind, in kostengünstigere, weni- 
ger entwickelte Länder abwandern. Zu 
diesem — am Beispiel US-amerikanischer 
Auslandsinvestitionen entwickelten — 
Theorem schrieb sein Urheber vor eini- 
ger Zeit: „Was sich — in der Tat sogar 
recht dramatisch — verändert hat, ist die 
Anwendbarkeit der Produktzyklus-Hy- 
pothese zur Erklärung des gegenwärtigen 
und wahrscheinlichen zukünftigen Ver- 
haltens von multinationalen Unterneh- 
men aus den USA“ (Vernon 1981, 519) 
— was an der Beliebtheit des Theorems, 
das ja gleichfalls eine gewisse Plausibilität 
aufweist, nichts geändert hat. 

Der zweite Ansatz ist der von der 
„Neuen internationalen Arbeitsteilung“. 
Ihmzufolge „hat sich im Laufe der Zeit in 
den Entwicklungsländern ein praktisch 
unerschöpfliches Potential disponibler 
Arbeitskräfte herausgebildet“, das in Ver- 
bindung mit der „Fragmentierung des 
Produktionsprozesses“ und der „Ent- 
wicklung der Transport- und Kommuni- 
kationstechnologie“ zum Entstehen eines 
Weltmarkts für Arbeitskräfte und Pro- 
duktionsstandorte geführt habe (Fröble u. 
a. 1977, 30). Dies führe dazu, daß Investi- 
tionen dort getätigt werden, wo — be- 
stimmte Rahmenbedingungen vorausge- 
setzt — die Lohnkosten am niedrigsten 
seien. Dies sei wohlgemerkt nicht als vor- 
übergehende Erscheinung, sondern als 
-Spezifikum der gegenwärtigen Phase der 
Entwicklung des kapitalistischen Weltsy- 
stems zu betrachten (ebd., S. 42 ff.). Auf 
diesem Ansatz, der ähnlich wie das Fak- 
torproportionstheorem argumentiert, 
aber einem völlig anderen Begründungs- 
zusammenhang entspringt, bauen die 
meisten derjenigen Autoren auf, die der- 
zeit die These von der Rückverlagerung 
der Industrie aus der Dritten in die Erste 
Welt als wichtigste aktuelle Tendenz in 
der IAT propagieren — eine These, die 
angesichts der arbeitssparenden Effekte 
der Informationstechnologie zunächst 
durchaus einleuchtet. Das ändert sich al- 
lerdings dann, wenn man erstens der Ge- 
samtheit der aktuellen Tendenzen in der 
LAT nachgeht und zweitens die Rückver- 
lagerungsthese einmal kritisch überprüft. 


Empirle ohne Theorie: 
Gegenwärtige Tendenzen in der 
internationalen Arbeitstellung 


Das Problem mit all den Theorien ist, daß 
sie günstigenfalls einen Teil der Realität 
erklären, schlimmstenfalls mit dieser 
nichts zu tun haben. Die akademische 
Verbreitung des Faktorproportionstheo- 
rems ging einher mit der Entstehung einer 
weitgehend komplementären Arbeitstei- 
lung zwischen den Industrieländern: „So 


exportiert Frankreich Renaults nach 
Deutschland, Deutschland Volkswagen 
nach Frankreich, Italien Fiats nach 
Frankreich und kauft dafür Renaults und 
Volkswagen. Es scheint jedoch wenig 
sinnvoll zu sagen, daß Frankreich auf Re- 
nault, Deutschland auf Volkswagen und 
Italien auf Fiat spezialisiert sind“ (Kamp- 
peter 1985, 142). Genauso ist gegen den 
Ansatz der Neuen internationalen Ar- 
beitsteilung stets eingewandt worden, daß 
er nur einen Teil — und dabei den kleine- 
ren — der internationalen Invesitionsströ- 
me erklärt, während der viel wichtigere 
(und in der Tendenz durchaus nicht ab- 
nehmende) Fluß an Direktinvesitionen 
zwischen den entwickelten Industriestaa- 
ten sozusagen an der Theorie vorbei statt- 
findet. rhaupt ist gegen das gesamte 
Spektrum der Theorieansätze einzuwen- 
den, daß sie „zur Erklärung einen oder 
mehrere aus der empirischen Beobach- 
tung abgeleiteten Faktor hervorheben 
und dadurch im Dschungel der Investi- 
tionsentscheidungen verschiedenster Un- 
ternehmen zu unterschiedlichen (Kon- 
junktur-)Zeiten steckenbleiben“ (Haude 
1985, 12). 


Taiwan Video 
bietet an: 
„3 Monitoren 
zum Preis von einem“ 


QZwöcks weiterer Informatıonen 


wende man sich bille an 
TUM .--- --- 

MONITOR CORP. 
PO. Ian 1338 Tape. Yaiwan, KOM. 


TEX:20100 TVMIWN FAX:8A0-2-72183708 VERSI02) 77 rel 
BM at enngettsgenes Warenueichen von intesnstonai Busnass Machnes 
Apoie ıst w von Appie Computer . 


UgETagerar War ine 


So muten denn auch einige der aktuel- 
len Trends, die hinsichtlich der Einbin- 
dung der Dritten Welt in die IJAT zu be- 
obachten sind vor dem Hintergrund die- 
ser Theorien einigermaßen überraschend 
an. Festzustellen sind folgende Entwick- 
lungen: 

a. Produktionsverlagerung westlicher 
Multis aus der Ersten in die Dritte 
Welt, 

b. Produktionsverlagerung westlicher 
Multis aus Schwellenländern in die üb- 
rige Dritte Welt, 

c. Produktionsverlagerung westlicher 
Multis aus der übrigen Dritten Welt in 
die Schwellenländer, 

d. Rückverlagerung der Produktion west- 
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licher Multis aus der Dritten Welt in 

die Heimatländer, 

e. Rückverlagerung der Produktion west- 
licher Multis aus der Dritten Welt in 
andere Länder der ersten Welt, 

f. Auslandsinvestitionen von Schwellen- 
länder-Multis in der übrigen Dritten 
Welt, 

g. Auslandsinvestitionen von Schwellen- 
ländermultis in der Ersten Welt. 

Diese Bewegungen liegt ein ganzes 
Bündel von Ursachen zugrunde, von de- 
ne einige besonders wichtige in folgender 
Matrix den jeweils beeinflußten Investi- 
tionsströmen zugeordnet werden: 


abcdefg 
Lohnkostenvorteile xx x 
Importpräferenzen für 
Produkte der Dritten Welt 
in den Industrieländern xx x 
Automatisierung der Pro- 
duktion auf der Grundlage 
der Mikroelektronik XXXXX 
Technologieerwerb x 
Protektionismus der 
Industrieländer xx xx 
Markterschließung xx xxx 


Betrachten wir nun jene Formen von 
Investitionen, für die mikroelektronischer 
Fortschritt eine Rolle spielt, so sehen wir, 
daß sich hierunter keineswegs nur Rück- 
verlagerungsinvestitionen finden. Viel- 
mehr sind es 
— traditionelle Verlagerungsinvestitionen 

aufgrund des schnellen technologi- 

schen Wandels, der manche Firmen 
dazu veranlaßt, keine Investitionen in 
teure Maschinen vorzunehmen, die 
dann vielleicht lange vor ihrer Ab- 
schreibung veraltet sind, sondern statt- 
dessen durch die Nutzung billiger Ar- 
beitskräfte dem Konkurrenzdruck 

standzuhalten (O’Connor 1985, 316), 
— Verlagerungen aus der übrigen Dritteh 

Welt in die Schwellenländer, weil dort 

mit zunehmender Automatisierung die 

benötigten hochqualifizierten Fach- 
kräfte zu weit niedrigeren Löhnen zu 

bekommen sind (vgl. Yun 1985, 3) 

— und schließlich die vielbeschworenen 
Rückverlagerungen. Jedoch sind es 
keineswegs nur die schwindenden 
Lohnkostenvorteile aufgrund verstärk- 
ter Automatisierung und Roboterisie- 
rung, die zu diesem Trend führen — 
(das Problem ist weit komplexer. 


„Was steckt hinter der 
Rückverlagerung?“ 


Am Anfang der Rückverlagerungs-Argu- 
mentation stehen häufig empirische Bei- 
spiele, wo eine Firma z. B. in den siebzi- 
ger Jahren eine Fertigungsstätte in Singa- 
pur aufgebaut hatte und diese nun kürz- 
lich wieder schloß, um statt dessen diesel- 
ben Güter in einem hochautomatisierten 
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Betrieb z. B. in der Schweiz zu fertigen 
(vgl. Seus in diesem Heft). Daß gerade 
Betriebsschließungen in Singapur als em- 
pirischer Beleg herhalten müssen, ist al- 
lerdings kein Wunder: 

Um nämlich die arbeitsintensiven Be- 
triebe zu vergraulen und statt dessen 
technologieintensive Investitionen an 
Land zu ziehen, hat die Regierung Singa- 
purs von 1979 bis 1981 jährliche Lohn- 
steigerungen von 20% verfügt (vgl. Röp- 
ke 1984). Zusätzlich werden arbeitsinten- 
sive Betriebe verschärft besteuert, wäh- 
rend innovativen, technologieintensiven 
Firmen nicht zu knappe Vergünstigungen 
gewährt werden. Mit einem Wort: Singa- 
pur ist hier ein Sonderfall, mit dem sich 
nichts belegen läßt. 

Gleichwohl: Es gibt Rückverlagerun- 
gen; auch aus anderen Ländern sind Bei- 
spiele bekannt. Jedoch steckt nicht not- 
wendigerweise der Lohnkostenaspekt da- 
hinter. Vielmehr gibt es aktuelle Entwick- 
lungen in der Organisation industrieller 
Fertigung, die auf technischen Neuerun- 
gen auf der Grundlage der Informations- 
technologie beruhen und die Aufteilung 
des Produktionsprozesses auf weltweit 
verstreute Produktionsstandorte wenig 
sinnvoll erscheinen lassen. So ist es z. B. 
für die Produzenten von „maßgeschnei- 
derten“ Mikrochips (sog. customized bzw. 
kundenspezifischen Schaltungen) wichtig, 
in direkter Kommunikation — und die ist 
selbst im Satellitenzeitalter am einfach- 
sten bei geringer räumlicher Entfernung 
zu bewerkstelligen — mit ihren Kunden 
zu operieren (vgl. „U.S. chip makers rely 
on automation to bring jobs back from 
Asia“, Asian Wall Street Journal Weekly 
v.26.8.85). Noch wichtiger — weil für die 
gesamte Industrie von Bedeutung — ist 
der Trend, keine großen Lager für die 
Produktion mehr zu unterhalten, sondern 
die Teile auf Abruf vom Zulieferer direkt 
ans Band rollen zu lassen (Kanban-Syste- 
me, „just-in-time“-Zulieferungen; vgl. 
O’Connor 1985, 320, Olle 1985, 18 und 
Junne 1985a, 47 ff.). In diesem Fall ist es 
natürlich problematisch, wenn der Zulie- 
ferer nicht um die Ecke, sondern in Sin- 


gapur oder auf den Philippinen beheima- 
tet ist. 


Der Gegentrend: 
High-Tech-Verlagerungen 


Aber noch ist nicht abzusehen, in wel- 
chem Umfang sich derartige Systeme 
durchsetzen werden. Für die Beklei- 
dungsindustrie etwa hat kürzlich ein Au- 
tor, der zu den ersten gehörte, die — gera- 
de für diese arbeitsintensive Branche — 
den Rückverlagerungstrend prognosti- 
zierten, festgestellt, daß diese Entwick- 
lung weit hinter den Erwartungen zurück- 
geblieben sei (vgl. Hoffman/Rush 1980 
und Hoffman 1985b). Noch immer gibt 
es Verlagerungsinvestitionen aus der Er- 
sten in die Dritte Welt, die dem traditio- 
nellen Lohnkostenschema — d. h. Nut- 
zung billiger, in zunehmendem Maße aber 
qualifizierter Arbeitskräfte für arbeitsin- 
tensive Produktionsschritte — folgen?, 
Automation und Rückverlagerung sind 
durchaus nicht als Alternativen zu be- 
trachten (vgl. Ernst 1985, 93 ff.). Mehr 
noch: Die neuen Technologien erlauben 
eine effizientere Nutzung der weltweiten 
Verteilung von Produktionsschritten. Bei 
CAD/CAM beispielsweise, wo ein Inge- 
nieur am Bildschirm ein Werkstück ent- 
wirft und die Fertigungsdaten dann von 
seinem Computer zu einer computerge- 
steuerten Drehbank übermittelt, ist es im 
Zeitalter des grenzüberschreitenden Da- 
tenverkehrs (vgl. _ Meyer-Stamer/ 
Oelmann 1985) im Prinzip gleichgültig, 
ob diese Drehbank hundert Meter ent- 
fernt oder z. B. in Brasilien steht. Ähnli- 
ches gilt für die elektronische Heimarbeit: 
Wer sagt denn, daß elektronische Heim- 
arbeiter in derselben Region oder dem- 
selben Land wie der Auftraggeber behei- 
matet sein müssen? Schon heute werden 
die Texte für US-amerikanische Volltext- 
Datenbanken an Bildschirmarbeitsplät- 
zen in Südkorea und auf den Philippinen 
eingegeben (vgl. Seligman 1985) — der 
Schritt zur grenzüberschreitenden Heim- 
arbeit ist da nicht mehr weit. 


„Just-in-time-Zulieferung“ 


Doch müssen es notwendigerweise die 
übriggebliebenen stereotypen Arbeits- 
schritte sein, die in „Niedriglohnländer“ 
ausgelagert werden, denn auch hochqua- 
lifizierte Arbeitskräfte arbeiten in man- 
chen Ländern der Dritten Welt zu weit 
niedrigeren Löhnen als hierzulande — 
beispielsweise Programmierer und Soft- 
ware-Ingenieure in Singapur und Taiwan. 
Insofern ist es nicht überraschend, daß 
westliche Software-Häuser zunehmend 
Software-Entwicklungsbüros in diesen 
Ländern aufbauen (vgl. etwa „Singapore 
casts lot with software“, Electronics Week 
v. 6.5.1985). Berücksichtigt man, daß die 
Software-Kosten heute ein Mehrfaches 
der Ausgaben für die Hardware ausma- 
chen, gehört wenig Mut zu der Prognose, 
daß es sich hier um mehr als eine vor- 
übergehende Erscheinung handelt. Dies 
veranlaßt verschiedene Autoren zu der 
Empfehlung, Regierungen in Ländern der 
Dritten Welt sollten in ihren Bemühungen 
um Teilhabe am „Informationszeitalter“ 
hier einen besonderen Akzent setzen (vgl. 
O’Connor 1985, 321 und UNIDO 1984, 
3) — eine Empfehlung, die bei allen not- 
wendigen Einschränkungen (vgl. Wad 
1982, 684) nicht ohne Plausibilität ist. 


Restriktionen für den Aufbau von 
Informationstechnologie-Industrien 
in der Dritten Welt? 


Somit kann zumindest nicht festgestellt 
werden, daß die Produktion von informa- 
tionstechnologischen Erzeugnissen auf- 
grund des gewandelten Investitionsver- 
haltens transnationaler Konzerne allein 
innerhalb der Ersten Welt stattfinden 
wird. Im Gegenteil: Neben dem Aufbau 
von Weltmarkt-Fabriken gab es in den 
letzten Jahren in erheblichem Ausmaß 
binnenmarktorientierte Direktinvestitio- 
nen der transnationalen Elektronikkon- 
zerne in Ländern der Dritten Welt (vgl. 

O’Connor 1985, 317). 

Darüber hinaus gibt es mittlerweile ei- 
ne Reihe von Beispielen erfolgreicher 
High-Tech-Industriepolitik in Ländern 
der Dritten Welt: 

— Brasilien hat seinen großen Binnen- 
markt für Mikro- und Minicomputer 
für nationale Hersteller reserviert (vgl. 
Erber 1985), 

— Indiens Computerindustrie hat — bei 
allen technologischen Problemen — ei- 
nen beachtlichen Standard erreicht 
(vgl. Agarwal 1985), 

— die taiwanesischen Hersteller von 
Computern und Peripheriegeräten 
mausern sich zu ernsthaften Konkur- 
renten der westlichen Firmen (vgl. Fa- 
big/Meyer-Stamer 1985), 

— die südkoreanischen Konzerne stellen 
eine ernstzunehmende Herausforde- 
rung für ihre japanische und US-ame- 
rikanische Konkurrenz im Bereich der 
Chipproduktion dar (vgl. Yun 1985), 


— Singapurs Regierung scheint ihr Ziel, 
die Stadt zum südostasiatischen Soft- 
warezentrum zu machen, erreichen zu 
können (s. 0.). 

Offenbar ist die Sache mit der techno- 
logischen Abhängigkeit so einfach nicht 
— selbst fortgeschrittenste Industriestaa- 
ten sind nicht in dem Sinne technologisch 
unabhängig, daß sie sämtliche Technolo- 
gien eigenständig entwickeln können. Es 
sei nur daran erinnert, daß nicht einmal 
Siemens seine Großrechner selber ent- 
wickelt hat, sondern sie vom japanischen 
Hersteller Fujitsu bezieht. Andererseits 
hat die Bundesrepublik mit ihrer „Strate- 
gie vom guten Zweiten“ bislang gute Er- 
folge erzielt (vgl. Junne 1985b), und Ja- 


pan lebt von der Fähigkeit zur Vermark- 
tung fremder Basisinnovationen (vgl. „Ja- 
pan uses high tech for low tech“, Interna- 
tional Herald Tribune v. 14.6.1984). Of- 
fensichtlich ist die Forderung nach tech- 
nologischer Unabhängigkeit — bei der In- 
formationstechnologie mehr noch als an- 
derswo — weder sinnvoll noch realisier- 
bar. Es kann nur darum gehen, krasse 
Ungleichgewichte auszubügeln — und die 
Erfahrungen einiger Schwellenländer bei 
Aufbau ihrer High-Tech-Industrien soll- 
ten uns veranlassen, bewährte Wahrhei- 
ten über die wissenschaftliche-technologi- 
sche Abhängigkeit der Dritten Welt in 
Frage zu stellen. 
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Technologische Abhängigkeit vs. 
unkonventioneller 
Technologietransfer 


Diese technologische Abhängigkeit mani- 
festierte sich in den verschiedenen For- 
men traditionellen Technologietransfers 
(TT) — von der Erstellung schlüsselferti- 
ger Anlagen (kein TT) über Direktinvesti- 
tionen (TT meist gering) und Joint Ventu- 
res (selektiver TT nach Maßgabe der In- 
teressen des „Partners“ aus dem entwik- 
kelteren Land) bis zur Lizenzvergabe 
(häufig zu überhöhten Gebühren). In der 
letzten Zeit wurde von Ländern der Drit- 
ten Welt allerhand unternommen, um an 
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Agrobusiness in 
Venezuela 
Vorworte von 
Maria Mies und 
Joachim Hirsch 


Band 1, 352$. 
29,00 DM 


Wie werden mithilfe des Staates 
die geschlechtliche Arbeitsteilung 
und verschiedene Formen der 
Frauenarbeit immer wieder zur 
Grundlage einer patriarchalisch- 
kapitalistischen Okonomie 
gemacht? („Hausfrauisierung“) 
Wie wehren sich die 
unmittelbaren Produzenten/innen 
gegen ihre zunehmende 
Ausbeutung in- und außerhalb der 
Lohnarbeit und welche Utopien 
über „Subsistenz“, welches 
Verständnis von Ökonomie, 
Politik, Natur und 
Geschlechterverhältnis setzen sie 
dem entgegen? 

Diese und andere Fragen werden 
am Beispiel einer empirischen 
Untersuchung im ländlichen 
Venezuela gestellt und in 
theoretisch ganz neuartiger Weise 
beantwortet. 

Unddies in einer Sprache, die sich 
auch und gerade an das „nicht- 
akademische“ Publikum wendet. 


edition CON 
Westerdeich 38 
2800 Bremen 


dieser Situation etwas zu ändern. Das 

Spektrum reichte von (meist fruchtlosen) 

Forderungen auf internationalen Konfe- 

renzen über die Errichtung nationaler 

Forschungs- und Entwicklungseinrich- 

tungen (v. a. und mit einigem Erfolg in 

den Schwellenländern) und Süd-Süd- 

Kooperationen (dazu unten mehr) bis zu 

dem, was ich als „unkonventionellen 

Technologietransfer“ bezeichnen möchte. 

Beispiele solcher konkreter Gegenwehr 

sind: 

— der Aufkauf bankrotter Firmen bzw. 
ihrer Produktionsanlagen in westli- 
chen Industrieländern, 

— Technologieerwerb zu akzeptablen 
Bedingungen von „kleinen Multis“, 

— Technologieerwerb vermittels „reverse 
engineering“ (auch „Produktpiraterie“ 
genannt), 

— hinhaltender Widerstand gegenüber 
der von Industrieländern erhobenen 
Forderung nach einem verstärkten 
Schutz geistigen Eigentums, 

— Errichtung von Informationssammel- 
und Konstruktionsbüros in entwickel- 
ten Industrieländern, 

— Versuche zur Umkehrung des „brain- 
drain“. 

Diese Beispiele weisen auf einen ge- 
wachsenen Handlungsspielraum hin, den 
der Süden — im Gegensatz zur politisch- 
deklamatorischen Ebene — auf der prag- 
matischen Ebene besitzt. Dies wäre aller- 
dings in dem Fall ein schwacher Trost, 
daß die Länder der Dritten Welt sich auf- 
grund ihres Kapitalmangels keine Investi- 
tionen, bei denen solche Methoden An- 
wendung finden könnten, leisten können. 


Informationstechnologie: 
Kapitalintensität vs. Kapitalbedarf 


Wenn allerdings argumentiert wird, die 
neuen Technologien seien aufgrund ihrer 
Kapitalintensität für die Dritte Welt mit 
deren notorischem Mangel an Investi- 
tionskapital a priori ungeeignet (so z. B. 
Seus in diesem Heft), so ist das nicht nur 
empirisch anfechtbar, sondern auch be- 
griffslogisch falsch. Von Kapitalmangel 
der Dritten Welt kann zumindest so pau- 
schal nicht die Rede sein — einige Länder 
sind nach wie vor kreditwürdig, andere 
erwirtschaften immer noch beträchtliche 
Renten aus ihrer Rohstoffproduktion. 
Außerdem ist Kapitalknappheit kein Pro- 
blem der Dritten Welt, sondern aller Län- 
der — Kapital ist nun einmal in der 
Volkswirtschaftslehre als knappes Gut 
definiert. Richtig ist allerdings, daß (Inve- 
stitions-)Kapital in der Dritten Welt rela- 
tiv zum Produktionsfaktor Arbeit knap- 
per ist als in der Ersten Welt. Daß trotz- 
dem Produktionsverfahren ähnlicher Ka- 
pitalintensität in der Ersten und Dritten 
Welt angewandt werden, hängt vor allem 
mit zwei Faktoren zusammen: 
—es gibt häufig nur ein konkurrenzfähiges 
Produktionsverfahren (vgl. ILO 1984), 


weil andere, arbeitsintensivere indu- 

strielle Produktionsverfahren sich ge- 

genüber der Weltmarktkonkurrenz 
nicht behaupten könnten, 

— Kapital ist aufgrund einer überbewer- 
teten Währung, einer hohen Inflations- 
rate, künstlich niedrig gehaltenen Zin- 
sen oder dank der Entwicklungshilfe 
billiger, als es der Ausstattung mit Pro- 
duktionsfaktoren entspricht. 

Um zur Informationstechnologie zu- 
rückzukommen: Sie ist fraglos sehr kapi- 
talintensiv — aber dies sagt nichts über 
die Angemessenheit ihres Einsatzes in 
der Dritten Welt aus. Interessant ist nicht 
die Kapitalintensität, sondern die Kapi- 
talproduktivität, d. h. das Verhältnis zwi- 
schen dem Einsatz an Investitionskapital 
und dem Output an Gütern. Unter dem 
Vorzeichen eines Kapitalmangels kann es 
nur darum gehen, das wenige vorhandene 
Kapital möglichst produktiv einzusetzen 
(vgl. Emmanuel 1984). Daß dies nicht 
notwendigerweise mit der Schaffung einer 
großen Zahl von Arbeitsplätzen verbun- 
den ist, liegt in der Natur der kapitalisti- 
schen Produktionsweise: Es geht im Kapi- 
talimus nun einmal nicht um die Errei- 
chung der Vollbeschäftigung,* sondern 
um den möglichst effizienten Einsatz des 
akkumulierten Kapitals. 

Welche Rolle hier nun die Informa- 
tionstechnologie spielt, ist bislang noch 
nicht geklärt. Prinzipiell kann man davon 
ausgehen, daß ihre Kapitalproduktivität 
höher ist als die der bisher verwandten 
Technologien, denn sonst würde sich ihr 
Einsatz nicht rentieren. Aber das Pro- 
blem ist komplexer, und daß der Kapital- 
aufwand für mikroelektronikgestützte 
Produktionsstätten — gemessen am Out- 
put — größer ist als bisher, ist durchaus 
noch nicht entschieden. Unstrittig ist, daß 
die Investitionskosten für die Herstellung 
der Mikroelektronik drastisch steigen 
(vgl. Ernst 1985, 84). Doch es gibt Hin- 
weise darauf, daß ihre Anwendung in an- 
deren Zweigen der Industrie nicht nur 
Arbeit, sondern auch Kapital einspart — 
„der kapitalsparende Effekt der Mikro- 
elektronik unterscheidet diese Technolo- 
gie von den meisten der übrigen Techno- 
logien, die üblicherweise mit einer Erhö- 
hung der Kapitalintensität verbunden 
sind“ (UNCTAD 1984, 6). Vor allem 
aber — und dies scheint bei langfristiger 
Betrachtung der wichtigere Punkt zu sein 
— läßt sie durch die Ermöglichung flexi- 
bler Fertigungssysteme die „economies of 
scale“, d.h. die durch industrielle Massen- 
produktion entstehenden Kostenvorteile, 
tendenziell hinfällig werden (vgl. Perez 
1985, 449 ff.). Was dies konkret für die 
Perspektiven der Industrialisierung in 
Ländern der Dritten Welt bedeutet, ist 
bislang kaum abzuschätzen. 


Information: Rohstoff, 
Produktionsfaktor oder was sonst? 
Deutlicher erkennbar sind dagegen die 


Probleme, die von den weltweiten Struk- 
turverschiebungen im Bereich der Infor- 


mationsversorgung ausgehen. Dabei hat 
der Terminus „Information“ — der Aus- 
druck „Informationstechnologie* deutet 
es schon an — jegliche begriffliche Schär- 
fe eingebüßt; er wird mittlerweile für alles 
und jedes gebraucht, das irgendwie mit 
Mikroelektronik und Computern zu tun 
hat. Mitunter schimmert aber die traditio- 
nelle Bedeutung des Begriffs durch, wenn 
es etwa heißt, Information sei zum vierten 
Produktionsfaktor geworden. Dies ist na- 
türlich Unfug — Informationen im Sinne 
von Wissen über bestimmte Dinge (seien 
dies nun Produktionsverfahren oder 
Marktverhältnisse) sind im Wirtschafts- 
prozeß seit eh und je essentiell gewesen. 

Gleichwohl hat dieser Unfug einen rea- 
len Hintergrund. Produktionsfaktoren be- 
kommt man bekanntlich nicht umsonst, 
und dieser Tatbestand gilt in zunehmen- 
dem Maße auch für Informationen. Com- 
putergestützte Datenbanken, in denen 
statistische Zeitreihen, die Situation auf 
bestimmten Märkten, Patentnachweise 
oder bibliographische Hinweise gespei- 
chert sind, gewinnen mehr und mehr an 
Bedeutung — und diese Datenbanken 
sind (im Gegensatz zur guten alten öffent- 
lichen Bibliothek) weder jedermann noch 
kostenlos zugänglich. 

Letzteres ist auf der politisch-rhetori- 
schen Ebene für die Länder der Dritten 
Welt von Bedeutung: Es heißt damit end- 
gültig Abschiednehmen von Vorstellun- 
gen eines freien und kostenlosen interna- 
tionalen Flusses von Informationen. Je 
stärker sich das Gewicht zugunsten priva- 
ter „Informationsanbieter“ verschiebt und 
je wichtiger ökonomische Interessen wer- 
den, umso aussichtsloser sind (das zeigen 
Erfahrungen mit der Forderung nach ei- 
ner „Neuen Internationalen Informations- 
ordnung“) derartige Bestrebungen. 

Darüber hinaus stehen den meisten 
Ländern (nicht nur der Dritten Welt, vgl. 
Becker 1985a, 123 ff.) auch auf der prak- 
tischen Ebene härtere Zeiten bevor. Es ist 
nämlich keineswegs so, daß diese privaten 
Informationsanbieter gleichmäßig über 
den Globus verteilt wären — im Gegen- 
teil: Man schätzt, daß 80 bis 90% der Da- 
tenbanken in den USA beheimatet sind 
und die Erfahrung zeigt, daß die USA 
ganz und gar nicht gewillt sind, in diesem 
sensiblen Bereich dem Grundsatz des 
„free flow of information“ zu folgen (vgl. 
Becker 1985b, 11 ff.). Selbst wenn man 
die Datenbanken nicht als „kollektives 
Gedächtnis der Menschheit“ betrachtet, 
sondern sie ihrer Bedeutung angemessen 
etwas tiefer hängt, stimmen die hier ent- 
stehenden konkreten Abhängigkeiten be- 
denklich. 


Süd-Süd-Kooperation — oder: Wir 
Brillenträger müssen 
zusammenhalten 


Wie läßt sich nun aber eine effektive Ge- 
genwehr der Länder der südlichen Erd- 
halbkugel organisieren? Eine der immer 
wieder hochgelobten Möglichkeiten ist 


Suuszon < Joan Chsistopne Mailigrd, Par 


die Süd-Süd-Kooperation (vgl. z. B. Seus 
in diesem Heft), die mitunter nachgerade 
als Wunderdroge zur Überwindung der 


Unterentwicklung erscheint — eine Sicht- . 


weise, deren Realitätsgehalt zu wünschen 
übrig läßt. 

Betrachtet man die Welt durch die 
Brille des Nord-Süd-Konflikts, so liegt 
die Möglichkeit einer Süd-Süd-Koopera- 
tion als Solidarität des einen Südens ge- 
gen den einen Norden — auf der Hand. 
Unterstützt wird diese Sichtweise durch 


: häufig mehr oder weniger erfolgreiche 


Kooperationen auf der politischen Ebene. 

Doch gibt es verschiedene Sachverhalte, 

die Zweifel an realen Chancen der Süd- 

Süd-Kooperation aufkommen lassen: 

— regionale Hegemonialbestrebungen 
von Ländern der Dritte Welt bzw. 
(auch militärische) Auseinanderset- 
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zungen darüber (vgl. Betz/Matthies 
1984) lassen die Beziehungen zwi- 
schen Ländern der Dritten Welt häufig 
eher als „Süd-Süd-Destruktion“ er- 
scheinen, 

— heterogene, häufig gegensätzliche In- 
teressen z. B. zwischen Rohstoffex- 
und -importeuren haben bisher die 
Neigung zu praktizierter Solidarität 
eher gering ausfallen lassen, 

— speziell der technologischen Koopera- 
tion steht die Fixierung der Eliten auf 
westliche Spitzentechnologie entgegen: 
„Entscheidungsträger in Entwick- 
lungsländer neigen dazu, Technologien 
aus anderen Entwicklungsländern als 
etwas zweitbestes anzusehen“ (Wad 
1984). 

Süd-Süd-Kooperationen können nur 
sinnvoll sein unter gleichberechtigten 


24 biätter des iz3w, Nr. 130, Dezember 1985 


Partnern, ansonsten reproduzieren sie le- 
diglich die bestehenden Nord-Süd- 
Abbhängigkeitsstrukturen auf der Süd- 
Süd-Ebene. Natürlich sind solche Koope- 
rationen im Bereich der Informations- 
technologie denkbar; es gibt verschiedene 
Ansätze dazu, allein: Es fehlt gerade bei 
den technologisch führenden : Ländern 
des Südens offenbar am Willen, ihre we- 
niger fortgeschrittenen Bruderländer zum 
Nulltarif am technologischen Fortschritt 
teilhaben zu lassen. Und ob China seine 
Computer nun in Frankreich oder Brasi- 
lien erwirbt, kann doch wohl kein qualita- 
tiver Unterschied sein. 


Mikroelektronik und die 
Differenzierung der Dritten Welt 


Angesichts der Heterogenität der bisheri- 
gen Tendenzen ist nur ein für „die Dritte 
Welt“ allgemein geltender Trend auszu- 
machen: Der Beitrag der Mikroelektronik 
zur Verstärkung der strukturellen He- 
terogenität innerhalb der Länder der 
Dritten Welt (zum Begriff vgl. Nohlen/ 
Sturm 1982) und der Differenzierung 
zwischen den Ländern des Südens (vgl. 
Menzel 1983). Beides sind Effekte, die 
sich aus den arbeitssparenden Wirkungen 
ergeben und die derzeit die Potentiale der 
Informationstechnologie zur Förderung 
der Entwicklung überlagern. 

Die beschleunigte Automatisierung im 
Industrie- und Dienstleistungsbereich re- 
duziert — in Industrie- und Entwick- 
lungsländern — die Zahl der benötigten 
Arbeitskräfte. Dies wirkt nicht nur über 
den weltweit entstehenden Nachfrageaus- 
fall negativ auf die Entwicklungsmöglich- 
keiten der Gesellschaften des Südens zu- 
rück. Der Freisetzungsprozeß macht auch 
allen Hoffnungen ein Ende, daß der tradi- 
tionelle Sektor dieser Gesellschaften all- 
mählich in den modernen integriert wer- 
den könnte. Ganz im Gegenteil wird die 
Bedeutung des traditionellen Sektors da- 
durch, daß er freigesetzte Arbeitskräfte 
auffangen muß, wieder anwachsen. Die- 
ser Prozeß betont die Verschränktheit 
zwischen modernem und traditionellem 


Sektor, dem Definitionsmerkmal struktu- . 


reller Heterogenität, und führt mit der 
Ausweitung des traditionellen Sektors zur 
Marginalisierung eines zunehmenden An- 
teils der Bevölkerung. 

Hinsichtlich der Differenzierung zwi- 
‚schen den Ländern der Dritten Welt sieht 
es insbesondere für die Entwicklungs- 
‚chancen der „Mittelgruppe“ düster aus. 
Die Schwellenländer sind überwiegend 
erfolgreich auf den „high-tech-Zug“ auf- 
gesprungen, und die ärmsten Länder ha- 
ben wahrlich andere Probleme — jeden- 
falls spricht gegenwärtig alles dafür, daß 
die Informationstechnologie zur Errei- 
chung der landwirtschaftlichen Subsi- 
stenz nur einen sehr geringen Beitrag lei- 
sten kann. Demgegenüber haben die übri- 


Mikrochip — viel Information auf wenig Platz 


gen Länder mittlerweile die elementaren 
Probleme mehr oder weniger im Griff 
und wollen nun dem Beispiel der Schwel- 
lenländer nacheifern (vgl. Mohs 1985). 

Einer Entwicklung durch exportorien- 
tierte Industrialisierung stehen derzeit al- 
lerding mehrere Hindernisse entgegen, 
unter denen die Informationstechnologie 
nicht das geringste ist (die anderen sind 
die Schuldenkrise und der Protektionis- 
mus der Industrieländer; vgl. Kaplinsky 
1984). Es spricht einiges dafür, daß unter 
dem Vorzeichen eines vermehrten Ein- 
satzes der Informationstechnologie Stra- 
tegien arbeitsintensiver Industrialisierung 
nicht übermäßig aussichtsreich sind. Ge- 
rade die aktuellen Erfahrungen von Län- 
dern wie Malaysia — wo derzeit Massen- 
entlassungen in den Niederlassungen der 
multinationalen Elektronikkonzerne an- 
stehen (vgl. „Penang road to growth on 
shifting foundations“, Far Eastern Econo- 
mic Review v. 19.9.1985) — lassen eine 
Entwicklungsstrategie als fragwürdig er- 
scheinen, die auf dem Einsatz billiger, un- 
qualifizierter Arbeitskräfte in freien Pro- 
duktionszonen beruht. Mehr noch: Es ist 
nicht auszuschließen, daß die Informa- 
tionstechnologie Sachzwänge schafft, die 
breit angelegte Industrialisierungsstrate- 
gien in den nicht-Schwellenländern der 
Dritten Welt bis auf weiteres zum Schei- 
tern verurteilt. 


4. Es war bekanntlich der 


Bleibt zu fragen, ob dies zwangsläufig 
als etwas Negatives anzusehen ist — viel- 
leicht entsteht dadurch endlich der Druck 
zur Verfolgung alternativer Entwick- 
lungsstrategien, die nicht mehr auf der 
Ausbeutung von Mensch und Umwelt ba- 
sieren. Dies wäre dann die vielleicht erste 
wirklich menschenfreundliche Auswir- 
kung der Informationstechnologie, auf al- 
le Fälle aber ihr erster konstruktiver Bei- 
trag zur Bekämpfung des Elends in der 
Dritten Welt. 


Jörg Meyer-Stamer 


Anmerkungen: 

l. Insbesondere waren dies die Herren Heckscher, 
Ohlin und Samuelson; daher wird dieser Ansatz 
auch als HOS-Theorem bezeichnet, 

Das jüngste Beispiel liefert der US-Telekommuni- 
kationskonzem AT + T, der kürzlich seine Ab- 
sicht bekanntgab, die Produktion von Telephon- 
apparaten von Louisiana nach Singapur zu verla- 
gen („AT & T to open first overseas plant in 
Singapore“, Financial Times v. 8.7.1985). 

3. Diesen Begriff verdanke ich Peter Lock. 
grundlegende Erkenntnis- 
fortschritt der Keynes’schen Wirtschaftstheorie, 
den Irrglauben zu beseitigen, daß in einem markt- 
wirtschaftlichen System automatisch Vollbeschäf- 
tigung entsteht. Keynes bewies, daß ganz im Ge- 
genteil im Kapitalismus ein Gleichgewicht bei Un- 
terbeschäftigung bestehen kann — eine Erkennt- 
nis, die in den westlichen Industrieländern wäh- 
rend der langen Nachkriegsprosperität etwas in 
Vergessenheit geraten ist. 
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Dritte Welt für Auslandsinvestitionen weniger attraktiv 


Die Unternehmen der Unterhaltungselektronik verlagern immer mehr Produktionsstätten 
von der Dritten Welt in die Bundesrepublik Deutschland zurück. 

„Es lohnt sich heute nicht mehr, in Fernost zu produzieren“, sagt Pressesprecher Michael 
Thiele für die Grundig AG in Fürth. Ähnlich sein Kollege Ulrich Prestin von der Thomson- 
Brandt-Unternehmensgruppe (Nordmende, Saba, Telefunken, Dual): „Wir verlegen die Pro- 
duktion von Bauteilen Zug um Zug nach Europa zurück.“ Damit ist die Wende in einer Ent- 
wicklung eingetreten, die noch vor einigen Jahren in die entgegengesetzte Richtung lief. 

Seit Anfang der siebziger Jahre wurde die Produktion von Fernseh- und Radioapparaten 
oder Videorecordern immer häufiger in die asiatischen Schwellenländer, vor allem nach Süd- 
korea, Taiwan, Singapur oder Hongkong verlagert. Gründe dafür gab es genug: Da waren ein- 
mal die im Vergleich zu den Industrieländern wesentlich niedrigeren Kosten — weniger Löh- 
ne, Steuern und Sozialabgaben — sowie relativ lockere Umwelt- und Arbeitsschutzbestim- 
mungen. Dazu kam der Vorteil, daß die Entwicklungen der Mikroelektronik die Transport- 
kosten verringerten. Die Bauteile wurden leichter transportierbar, weil Transistoren und 
Chips weniger anfällig sind für Erschütterungen als Röhren. Die damit verbundene Vermin- 
derung von Gewicht und Volumen haben die Transportkosten gesenkt. 

Die befragten Unternehmen lassen keinen Zweifel daran, daß diese Kostenvorteile der 
Dritten Welt auch heute noch gelten. Nach Angaben von Thiele belaufen sich die Lohnkosten 
in Südkorea nur auf ein Sechstel des hiesigen Wertes. Dennoch sei dieser Lohnkostenvorteil 
heute weit unbedeutender als noch vor fünf Jahren. Der Grund dafür liegt in der zunehmen- 
den Automatisierung der Produktion mit Hilfe der Mikroelektronik. Zur Herstellung von 
Fernsehern oder Radios werden immer weniger Hände und immer mehr Maschinen ge- 
braucht. 

Darüber hinaus nimmt der technische Aufwand für die Produktion ab. Thiele: „Aufgrund 
der mikroelektronischen Integration brauchen wir heute nur etwa 70 bis 80 Bauteile, wo wir 
früher einige Hundert benötigten.“ Durch diesen technischen Fortschritt sank die Bauzeit für 
einen Videorecorder von etwa 10 Stunden im Jahr 1980 auf heute drei Stunden. Die Bedeu- 
tung der Lohnkosten im Rahmen der gesamten Produktionskosten sinkt, während die der 
Materialkosten steigt. Entsprechend verlieren die Lohnkostenvorteile der Entwicklungslän- 
der für die Unternehmen der Industrieländer an Gewicht. 

Thiele registriert einen weiteren Grund für die Rückverlagerung. Auf den Absatzmärkten 
der Industrieländer zeige sich deutlich der Trend, immer mehr Waren aus dem eigenen Land 
zu kaufen. Eine Ursache sieht er im wachsenden Qualitätsbewußtsein der Käufer, dem das 
Image der Billig-Lohn-Länder nicht gerecht werde. Aus diesen Gründen hat Grundig mittler- 
weile die Produktion kleiner Fernsehgeräte von Taiwan in das Fürther Zentralwerk zurück- 
genommen. Thomson läßt Hi-Fi-Komponenten wieder in der Bundesrepublik bauen, die 
vorher in Fernost produziert wurden. 

Nicht sicher sind sich die Branchenvertreter über die Zahl der Arbeitsplätze, die hier 
durch die Rückverlagerung geschaffen werden. Der Sprecher von Thomson-Brandt sagt, daß 
sich der Zuwachs wegen des hohen Rationalisierungsgrades in Grenzen halte. Allerdings 
werde mit Sicherheit ein Teil des Arbeitsplatzabbaus abgefangen, der ohne Rückverlagerung 
notwendig geworden wäre. 

Auch Gerd Junne, Experte für Weltwirtschaft an der Universität Amsterdam, macht auf 
die Folgen der Rückverlagerung für die Entwicklungsländer aufmerksam, die sich von der In- 
dustriealisierung und der Herstellung von Exportgütern Devisen erhofften. „Die Wahrschein- 
lichkeit ist groß, daß sich bereits industrialisierte Entwicklungsländer auf Jahrzehnte hinaus 
auf die traditionelle Rolle als Rohstofflieferant zurückgeworfen schen“, betont er gegenüber 
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Singapur 


Wohnungen statt 


Streikrecht 


Öffentlicher Wohnungsbau in Singapur 


Die Inselrepublik Singapur ist heute der wichtigste Industriestandort Süd- 
ostasiens. Als Zentrum des internationalen Finanzkapitals in Asien hat 
Singapur in den letzten Jahren Hongkong den Rang abgelaufen. Seit 1959 
regieren in Singapur Premierminister Lee Kuan Yew und seine People’s 
Action Party (PAP). Äußerlich wahrt das politische System die Formen 
westlicher Demokratie nach dem Westminster-Modell. In Wirklichkeit ist 
Singapur jedoch ein autoritärer Überwachungsstaat, in dem alle Lebens- 
äußerungen der Bürger dem staatlich verordneten Leitbild „Modernisie- 
rung von Wirtschaft und Gesellschaft“ untergeordnet werden. Singapur 
ist ein autoritärer Staat neuen Typus, dessen ausgeklügelte Repressions- 
instrumente erst auf den zweiten Blick sichtbar werden. Die größte soziale 
Errungenschaft des Stadtstaates, der staatliche Wohnungsbau für alle, ist 
zugleich das effektivste Repressionsinstrument. 


Für viele Architekten und Stadt-Planer, 
die sich mit der Wohnungsfrage in der 
Dritten Welt befassen, ist Singapur so et- 
was wie ein Mythos. Ein Zeichen für er- 
folgreiche Stadtentwicklung und Woh- 
nungspolitik. In einer Zeit, in der unkon- 
trollierte Verstädterung in vielen Metro- 
polen der Dritten Welt bisher kaum vor- 
stellbare Ausmaße annimmt, in einer 
Zeit, in der auch gutgemeinte wohnungs- 
politische Ansätze kaum etwas bewirkt 
haben, das Wohnungselend der Massen 
der Zuwanderer in die Städte zu lindern, 
da erscheint das Beispiel Singapur wie ein 
Lichtblick. Die Entwicklung in dem nur 
616 km? großen Stadtstaat mit seiner Be- 
völkerung von 2,4 Millionen Chinesen, 
Malayen, Indern und Eurasiern scheint 
zumindest zu beweisen, daß planvolle 
Stadtentwicklung in einer Metropole der 
Dritten Welt möglich ist und daß auch die 
Wohnungsfrage bei entsprechendem En- 
gagement des Staates lösbar ist. 

Ende der 50er Jahre, als die britische 
Kolonialherrschaft in der damaligen 
Kronkolonie zu Ende ging, waren die 
Wohnverhältnisse für große Teile der Be- 
völkerung katastrophal. Etwa 300.000 
Menschen lebten dichtgedrängt in den 
Obergeschossen der zwei- bis dreistöcki- 
gen Geschäftshäuser der Innenstadt 
(„Chinatown“). Hunderttausende wohn- 
ten in Squatter-Gebieten in provisori- 
schen Holzhütten außerhalb der Innen- 
stadt. Heute gibt es in Singapur so gut wie 
keine Squatter mehr, die Innenstadt — 
früher die ausgedehnteste „Chinatown“ in 


ganz Südostasien — ist inzwischen weitge- 
hend saniert. Singapurs Erfolgsrezept 
heißt: Staatlicher Wohnungsbau. Zwi- 
schen 1960 und heute sind 85% der ge- 
samten Bevölkerung umgesiedelt worden. 
Heute leben 75% der Gesamtbevölke- 
rung in staatlich errichteten Wohnungen. 

In der Fachwelt ist das Urteil über Sin- 
gapurs Öffentlichen Wohnungsbau aller- 
dings nicht mehr so einhellig positiv wie 
noch vor einigen Jahren. In die verbreite- 
te Bewunderung mischt sich zunehmend 
auch Skepsis, ob denn das Erfolgsrezept 
auch auf andere Länder übertragbar sei. 
Skepsis auch, ob denn bei einem derartig 
umfassenden Umbau der städtischen Le- 
bensumwelt die sozialen Folgen über- 
haupt vorhersehbar seien. 

Das eine sei hier schon vorweggenom- 
men: Ohne weiteres auf andere Entwick- 
lungsländer übertragbar ist Singapurs 
Strategie im Wohnungssektor sicher 
nicht. Die Bedingungen für ein solches 
Programm waren hier günstiger als an- 
derswo. Das Wohnungsbauprogramm fiel 
zeitlich gerade in die Periode, in der sich 
Singapur ökonomisch von seiner Funk- 
tion als Entrepöthafen aus der Kolonial- 
zeit hin zum exportorientierten Industrie- 
standort und zum Finanzierungszentrum 
Südostasiens entwickelte. Die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung verlief in diesem 
Zeitraum außerordentlich günstig; der 
jährliche Zuwachs des Bruttosozialpro- 
duktes lag zwischen 1960 und 1980 
durchschnittlich bei 7,5 %. Das Pro-Kopf- 
Einkommen liegt z. Z. bei über US $ 


5.000 und ist damit — wenn man einmal 
von den Ölländern absieht — nach Japan 
und Israel das höchste in Asien. Unter 
diesen Umständen war natürlich auch die 
finanzielle Grundlage für staatlichen 
Wohnungsbau auf breiter Basis gegeben 
— eine Voraussetzung, die in anderen 
Ländern der Dritten Welt nicht zutrifft. 


Die Entwicklung des staatlichen 
Wohnungsbaus 


1959 kam in Singapur bei den Parla- 
mentswahlen die People’s Action Party 
(PAP) unter Führung des heutigen Mini- 
sterpräsidenten Lee Kuan Yew an die 
Macht. Zunächst stellte die PAP die 
Mehrheitsfraktion im Parlament, dann 
war sie faktisch 15 Jahre lang Einheits- 
partei. Unmittelbar nach ihrem Regie- 
rungsantritt gründete die PAP-Regierung 
eine neue staatliche Wohnungsbaubehör- 
de, das Housing and Development Board 
(HDB). Bereits 1960 verkündete das 
Housing and Development Board ein er- 
stes Wohnungsbauprogramm, später 
folgten Programme zur Stadterneuerung. 
Per Gesetz wurden dem HDB Aufgaben 
zugewiesen: Die Behörde erhielt den Auf- 
trag, Miet- und Eigentumswohnungen zu 
bauen. Sie fungiert außerdem als alleini- 
ger Sanierungsträger bei allen Maßnah- 
men zur Neubebauung von Slumgebieten 
in der Innenstadt und am Stadtrand. Daß 
eine Behörde mit derartig umfassenden 
Kompetenzen geschaffen wurde zeigt, 
daß Wohungspolitik für die PAP-Regie- 
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rung von Anfang an hohe Priorität hatte. 
Das wird verständlich vor dem Hinter- 
grund der damaligen politischen Situation 
in der Kronkolonie. 

In den späten 40er und in den 50er 
Jahren gelang es der kolonialen Admini- 
stration kaum, den sozialen Frieden auf- 
recht zu erhalten. Ungewöhnlich hohes 
Bevölkerungswachstum, verbreitete Ar- 
beitslosigkeit und ungesicherte Existenz- 
bedingungen für die Mehrheit der Bevöl- 
kerung kennzeichneten Singapurs Zu- 
stand in der Nachkriegszeit. Diese objek- 
tiven Probleme bildeten die Grundlage 
dafür, daß sich in jenen Jahren in der Ha- 
fenstadt eine klassenbewußte Gewerk- 
schaftsbewegung und eine starke soziali- 
stische Strömung unter den Arbeitern 
entwickelten. Politische Streiks waren an 
der Tagesordnung. 

Ziel der Regierung Lee Kuan Yew war 
es, die vorhandenen Konflikte zu ent- 
schärfen, den sozialen Frieden im Lande 
herzustellen und vor allem ein langfristig 
günstiges Investitionsklima zu schaffen. 
Um dies in möglichst kurzer Zeit zu errei- 
chen, engagierte sich die Regierung an 
mehreren innenpolitischen Fronten. Die 
eine Front war die linke Gewerkschafts- 
bewegung. Obwohl Lee Kuan Yew mit ih- 
rer Hilfe an die Macht gekommen war, 
setzte er nun alles daran, der selbstbe- 
wußten Gewerkschaftsbewegung das 
Rückgrat zu brechen, um Singapur für 
potentielle Investoren attraktiv zu ma- 
chen. Die Maßnahmen reichten hier von 
direkter Repression gegen aktive Ge- 
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werkschafter und Oppositionspolitiker (z. 
B. Vorbeugehaft ohne Gerichtsverfahren) 
über Änderungen des gesetzlichen Rah- 
mens bis zum Umbau der organisatori- 
schen Struktur des Gewerkschaftsbundes 
und der Einzelgewerkschaften. 

Die andere Front war aktive Sozialpo- 
litik; hierbei wurde der staatliche Massen- 
wohnungsbau zum wichtigsten Hebel. Be- 
reits 1960 verkündete HDB das erste und 
das zweite Fünf-Jahres-Bauprogramm. 
Im Zeitraum von 1960 bis 1965 sollten 
50.000 Wohneinheiten errichtet werden, 
zwischen 1966 und 1970 60.000 Wohn- 
einheiten. Diese Zielzahlen wurden be- 
trächtlich übertroffen: Während der Lauf- 
zeit des ersten Bauprogramms wurden 
53.000 Wohneinheiten fertig, im näch- 
sten Zeitraum waren es 67.000. Im drit- 
ten Fünf-Jahres-Bauprogramm waren be- 
reits 100.000 Wohneinheiten vorgesehen. 
Bis 1977 konnte die jährliche Bauleistung 
kontinuierlich gesteigert werden, in jenem 
Jahr wurden 30.406 Wohneinheiten fer- 
tig. Dieser Höchststand wurde danach 
nicht wieder erreicht. Es ist daher un- 
wahrscheinlich, daß das Ziel des gegen- 
wärtig laufenden fünften Fünf-Jahres- 
Bauprogramms von 90.000 bis 105.000 
Wohneinheiten im Zeitraum zwischen 
1981 und 1985 noch erreicht wird. 

Fast alle Wohneinheiten des staatli- 
chen Wohnungsbaus sind in Hochhäu- 
sern in geschlossenen Großwohnanlagen 
oder in Trabantenstädten errichtet wor- 
den. Mit dem Bau der Trabantenstadt 
Queenstown wurde während des ersten 
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Fünf-Jahres-Bauprogramms begonnen. 
Heute wohnen dort 150.000 Menschen. 
Während des zweiten Fünf-Jahres- 
Bauprogramms wurde der Grundstein 
zur Trabantenstadt Toa Payoh gelegt. 
Dort leben heute 190.000 Einwohner. 


Die Grundrisse der Wohnung sind 
weitgehend standardisiert. In den ersten 
fünf Jahren wurden überhaupt nur drei 
Typen von Wohnungen gebaut: 
Einzimmer- Wohnungen mit 21 m? Wohn- 
fläche, 
Zweizimmer-Wohnungen mit 39 m? 
Wohnfläche und 
Dreizimmer- Wohnungen mit 5] m? Wohn- 
fläche. 


Mit wenigen Ausnahmen sind alle 
Wohnungen mit eigener Küche, WC, Du- 
sche, Leitungswasser, Elektrizität und 
Abwasseranschluß ausgestattet. 

Abgesehen von gewissen gestalteri- 
schen Verbesserungen, ist das Grundkon- 
zept bis heute kaum verändert worden. 
Zum Beispiel ist seit Jahren umstritten, 
ob es wirklich zwingend erforderlich ist, 
neue Wohnanlagen fast ausschließlich in 
Form von Hochhäusern zu errichten. Kri- 
tiker haben berechnet, daß die Land- 
knappheit des Stadtstaates nicht notwen- 
digerweise zum Bau von Hochhäusern 
führen muß. Bei viergeschossiger Bauwei- 
se wäre der Flächenbedarf nur unwesent- 
lich größer. Soziologische Studien zeigen, 
daß die Wohnzufriedenheit mit steigen- 
der Geschoßzahl abnimmt. Gleichwohl ist 
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AirLand Battle, Schnelle Eingreiftruppen, 
Weltraumrüstung, - NATO-„Nachrüstung“, 
S$-22, Rogers-Plan ... die Aufrüstung läuft der- 
zeit auf Hochtouren wie schon lange nicht 
mehr. Leicht verliertman daden Überblick, ge- 
rät der Gesamtzusammenhang aus den Augen. 
Es handelt sich bei all diesen Dingen indes 
nicht um isolierte Einzelschritte unzurech- 
nungsfähiger Militaristen, sondern um Mosaik- 
steinchen eines großangelegten, sehr rational 
geplanten Versuchs der USA und der NATO, 
die eindeutige militärische Überlegenheitüber 
die Sowjetunion zu erlangen, um freie Hand für 
Eisarsuakuonen in der Dritten Welt zu haben. 
enn: 


„Die schnellwachsenden Länder der Dritten 
Welt bringen das Gleichgewicht der Kräfte aus 
dem Lot. Diese Nationen könnten sich mit 
feindlichen Staaten zusammenschließen und 
Terror, Erpressung und regionale Kriege dazu 
nutzen, einen gleichberechtigten Anteilanden 
Ressourcen zu erhalten.“ 

(Zitat aus AirLand Battle 2000) 


Und das muß schließlich verhindert werden. 
Das Buch zeigt diese Strategien auf 112 Seiten 
mit vielen Details und Quellenangaben aufund 
fügt die einzelnen Rüstungsprojekte zu einem 
Gesamtbild der militarisierten NATO-Außen- 
politik der 80er Jahre zusammen. Es schließen 
sich Konsequenzen für eine grüne Außenpoli- 
tik und der Friedensteil des Landtagswahlpro- 
gramms 1984 an. 


Hrsg. DIE GRÜNEN Baden-Württemberg; 
112 Seiten, viele Quellenangaben, Literaturtips, 
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+ DM2,- 
liegt bei. 


Ügegen Rechnung (Porto und Verpackung 
nach Unkosten) 


Name: 


Anschrift: 


Datum, Unterschrift: 


absenden an: DIE GRÜNEN Baden-Württem- 
berg, 7 Stuttgart 1, Forststr. 93 


die Behörde dabei geblieben, neue Woh- 
nungen grundsätzlich in Form von 10- bis 
18-geschossigen Blocks zu errichten. 


Umsiedlung und Stadtumbau 


Das Housing and Development Board 
verdiente seine ersten Lorbeeren als 
Wohnungsbauunternehmen. Daß mit 
Wohnungsbauprojekten derartig gewalti- 
gen Ausmaßes auch stadtplanerische 
Aufgaben verbunden sind, drang erst spät 
‚ins Bewußtsein der Entscheidungsträger. 
Überall da, wo der Staat über baureifes 
Land verfügte oder wo unbebautes Land 
leicht zu erschließen war, schossen HDB- 
Häuserblocks wie Pilze aus dem Boden. 
Sümpfe wurden trockengelegt, Squatter- 
Gebiete geräumt, um Platz für Wohn- 
hochhäuser zu schaffen. Trotz langer 
Wartelisten bei HDB ergab sich dann 
aber das Paradoxe, daß jedes Jahr Hun- 
derte von Wohnungen leerstanden und 
zunächst nicht vermietet werden konnten. 
Zum Teil waren die Neubauten an Stand- 
orten’ errichtet worden, die verkehrsmä- 
Big nur schlecht erreichbar waren. Zahl- 
reiche Wohnungssuchende verzichteten 
auf eine ihnen angebotene Wohnung, weil 
sie von der neuen Wohnung aus ihren Ar- 
beitsplatz nicht mehr erreichen konnten. 
Diese Ungereimtheiten führten schließ- 
lich dazu, daß in den folgenden Jahren 
mehr Wert auf übergeordnete Planung für 
den Stadtumbau gelegt wurde. Allerdings 
war die Umsiediung .der Bevölkerung 
längst in vollem Gange, als die verschie- 
denen Entwicklungspläne rechtskräftig 
wurden. 

Obwohl die Neubautätigkeit schwer- 
punktmäßig in den Außenbezirken be- 


de mit Hilfe ausländischer Berater zu- 
nächst einen Stadterneuerungsplan für 
die Innenstadt. Dieser Plan wurde Ende 
1964 rechtskräftig. Erst 1971 wurde ein 
gesamtstädtischer Entwicklungsplan fer- 


tiggestellt. Der Stadterneuerungsplan teilt 
die Innenstadt in 19 Planbezirke ein, die 
nach und nach in das Erneuerungspro- 
gramm einbezogen werden. Stadterneue- 
rung bedeutet in aller Regel: Umsiedlung 
der Bewohner und der Gewerbebetriebe 
und Neubebauung der Baublöcke mit 
modernen „Komplexen“. 

Um das umfangreiche Programm zum 
Stadtumbau durchsetzen zu können, wur- 
de ein entsprechendes gesetzliches Instru- 
mentarium geschaffen. Wichtigste gesetz- 
liche Grundlage für die Stadterneuerung 
in der Innenstadt wurde der 1966 verab- 
schiedete „Land. Acquisition Act“, der 
der Regierung weitreichende Enteig- 
nungsmöglichkeiten einräumt. In be- 
stimmten Dringlichkeitsfällen können 
Flächen 'bereits sieben Tage nach Be- 
kanntmachung enteignet werden. Auf die- 
se Weise können Flächen für Neubau- 
zwecke innerhalb kürzester Zeit bereitge- 
stellt werden. Heute gehören dem Staat in 
Singapur 70% aller Grundstücke. Außer- 
dem wird mit einem umfangreichen Sy- 
stem finanzieller Anreize und finanzieller 
Erleichterungen gearbeitet, um Eigentü- 
mer und Mieter der Innenstadtquartiere 
zum Umzug zu bewegen. Nicht immer 
reichen diese Instrumente aus. Gewerbe- 
treibende wissen, daß sie nach einem 
Umzug in ein Neubaugebiet praktisch 
von vorn anfangen müssen. Sie verlieren 
ihren gesamten Kundenstamm. Unter sol- 
chen Umständen ist ein staatlicher Miet- 
zuschuß nur ein schwacher Trost. 

Wo sanfter Druck nicht ausreicht, grei- 
fen die Behörden zu anderen Mitteln. Vor 
einiger Zeit wurde ich Zeuge folgender 
Szene: Auf einem Stadtbummel kam ich 
nachmittags um vier Uhr an einem brennen- 
den Haus in der Queen Street vorbei. Der 
Dachstuhl und die Deckenbalken waren 
bereits in Flammen aufgegangen, das Ge- 
mäuer stand noch. Die Feuerwehr war 
mit zwei Löschzügen zur Stelle, auffällig _ 
aber war, daß noch weitaus mehr Polizi- 
sten als Feuerwehrleute zusammengezo- 
gen waren. Von der gegenüberliegenden 
Straßenseite aus verfolgen Anwohner 
und Schaulustige aus dem Viertel das Ge- 


schehen. Keiner sprach ein Wort. 
Die Queen Street lag in dem Bezirk, in 


dem gerade saniert wurde. Das brennen- 
de Haus war das letzte zweigeschossige 
Wohn- und Geschäftshaus im Wohnblock 
gewesen, rechts und links eingerahmt von 
zwei zehngeschossigen Neubaublocks. 
Der einzige verbliebene Altbau war den 
Behörden längst ein Dorn im Auge. Aber - 
in diesem Falle hatte der Staat seine juri- 
stischen Möglichkeiten bereits ausge- 
schöpft. Nach einem Gesetz aus der Ko- 
lonialzeit, das heute noch gilt, dürfen 
Häuser aus der Vorkriegszeit nicht abge- 
rissen werden, solange noch jemand darin 
wohnt — auch wenn der Staat das Grund- 
stück bereits lange enteignet hat. Die ehe- 
maligen Eigentümer des Hauses in der 
Queen Street hatten sich einfach gewei- 
gert, sich in Neubausiedlungen umsetzen 
zu lassen. Nun war das Problem durch 
Brandstiftung aus der Welt geschafft. 


Das Beispiel ist kein Einzelfall. Seit der 
Gründung von HDB bricht wunderbarer- 
‘weise immer dann, wenn eine Baumaß- 
nahme aufgrund des Widerstandes der 
Bevölkerung ins Stocken geraten ist, aus 
ungeklärter Ursache ein Feuer aus. In den 
60er Jahren wurden zwei ausgedehnte 
Squatter-Gebiete, die längst für Abriß. 
und Neubebauung vorgesehen waren, de- 
ren Bewohner sich aber standhaft gegen 
die Umsiedlung sperrten, durch Großfeu- 
er zerstört. Beweisen läßt sich natürlich 
nicht, daß ein Zusammenhang zwischen 
HDB und den Brandstiftern besteht. 
Aber auffällig ist schon, wann und wo es 
in der Stadt brennt. 


Wohnungsbau und Sozialmontage 


Der gigantische Stadtumbau ist inzwi- 
schen weit fortgeschritten. Große Teile 
Singapurs sind der Kahlschlag-Sanierung 
zum Opfer gefallen. Das alte Zentrum ist’ 
fast völlig Bankhochhäusern und Büro- 
und Einkaufspalästen aus Glas und Beton 
gewichen. Momentan wird die Innen- 
stadtzone östlich des Singapur-Flusses 
neu strukturiert. Der Boden im ganzen 
Viertel gehört bereits dem Staat. Der 
Kahlschlag schreitet schleichend voran: 
Ein Baublock ist schon abgeräumt, auf 
der gegenüberliegenden Straßenseite ste- 
hen die alten Häuser noch, vereinzelt sind 
auch schon Neubaublocks fertig. Die ver- 
bleibende Bevölkerung wird allmählich 
demoralisiert und läßt sich ohne nennens- 
werten Widerstand umsiedeln. Alle Be- 
wohner erhalten Alternativ-Unterkünfte 
in Neubaublocks, aber durch die Umsied- 
lung werden sie in alle Winde zerstreut. 
So wird ihr Widerstand im Keim erstickt. 
Die Leute reagieren sauer, denn in den 
Neubaugebieten sind die Mieten höher, 
und die Geschäftsinhaber müssen zum 
Teil erhebliche Umsatzeinbußen hinneh- 
men oder gar ihr Geschäft ganz aufgeben 
und als Lohnarbeiter in die Fabrik gehen, 
aber mit der neuen Situation muß zu- 
nächst einmal jeder für sich selbst fertig: 
werden. Organisierten Widerstand gibt es 
nicht. 


Zuteilung von Wohnraum und 
finanzielle Belastung 


Die Zuteilung von HDB-Wohnraum er- 
folgt nach einer Warteliste. Anfangs war 
eine niedrige Einkommensobergrenze 
festgelegt, die dann jedoch in regeimäßi- 
gen Abständen nach oben verschoben 
wurde. Seit 1972 liegt die Einkommens- 
grenze so hoch, daß seither 95% der Be- 
völkerung Singapurs berechtigt sind, sich 
um eine staatliche Wohnung zu bewer- 
ben. Entscheidend bei der Vergabe von 
Wohnungen sind daher weit weniger so- 
ziale Kriterien als die Mietzahlungsfähig- 
keit der Bewerber. Größere Wohnungen 
werden nicht an größere Familien verge- 
ben, sondern an diejenigen, die einen hö- 
heren Betrag für Miete bzw. für die Ab- 
‚zahlung einer Eigentumswohnung auf- 


Wohnviertel in Singapur 


bringen können. Faktisch konzentrieren 
sich in den Einraumswohnungen Haus- 
halte mit niedrigen Einkommen und gro- 
Ben Familien. 


Die Wohnungsbaubehörde HDB ist: 


ein profit-orientiertes Unternehmen. Am 
meisten läßt sich an größeren Wohnun- 
gen für die Mittelschicht verdienen. Des- 
halb werden heute im wesentlichen Woh- 
nungen für einkommensstärkere Schich- 
ten gebaut. 

In der Anfangsphase wurden aus- 
schließlich Mietwohnungen gebaut. Die 
Mieten waren nach der Wohnungsgröße 
gestaffelt: 
für die Einzimmerwohnung S$ 20,— 
(DM22,—,), 
für die Zweizimmerwohnung SS 40,— 
(DM 44,—) und 
für die Dreizimmerwohnung SS 60,— 
(DM66,—). 

Das Familieneinkommen lag in Arbeiter- 
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familien Anfang der 60er Jahre selten 
über S$ 200,—. Bedenkt man, daß zur 
Miete noch monatliche Belastungen für 
Strom und Wasser von durchschnittlich 
SS 25,— hinzukommen, so wird klar, daß 
die Mietbelastung auch in den kleinsten 
Wohnungen keineswegs leicht zu verkraf- 
ten war. 

1964 wurde unter dem Slogan „Home 
Ownership for the People“ ein Programm 
zum Erwerb von Eigentumswohnungen 
in HDB-Blocks eingeführt. HDB stellt 
Kaufinteressenten Kredite zum Zinssatz 
von 6 1/4% zur Verfügung. 1968 wurde 
für Arbeitnehmer zusätzliche die Mög- 
lichkeit geschaffen, die Ansprüche aus 
der Altersversicherung für Arbeitnehmer 
„Central Provident Fund“ zum Woh- 
nungskauf zu nutzen. Die Altersversiche- 
rung kann sowohl zur Finanzierung der 
Anzahlung als auch für die monatliche 
Abzahlung genutzt werden. Erst aufgund 
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dieser Maßnahme war es breiten Schich- 
ten der Bevölkerung möglich, ihre Woh- 
nung käuflich zu erwerben. Bis heute sind 
60% der von HDB gebauten und verwal- 
teten Wohnungen an die Bewohner ver- 
kauft worden. ; 
Die Regierung propagiert diesen Weg 
zum Wohnungseigentum als günstige Al- 
ternative zur lebenslangen Mietzahlung. 
Kritiker sehen das Programm eher im 
größeren Zusammenhang der Wirtschaft- 
politik Singapurs: Das „Home Ownership 
for the People“-Programm ist nur eine 
von vielen Maßnahmen, dem Stadtstaat 
eine disziplinierte und arbeitswillige Ar- 
beitnehmerschaft auf lange Sicht zu erhal- 
ten. Wer seine Altersversicherungsan- 
sprüche für den Kauf einer Wohnung 
nutzt, ist unter allen Umständen darauf 
angewiesen, seinen Arbeitsplatz zu erhal- 
ten. Aufmüpfigkeit im Betrieb kann ihn 
nicht nur seinen Arbeitsplatz, sondern 
auch seine Wohnung kosten. Der Arbei- 
ter steht in der doppelten Abhängigkeit 
vom Arbeitgeber und vom Wohnungsge- 
ber. Über das „Home Ownership for the 
People“-Programm sind beide Abhängig- 
keiten untrennbar miteinander verquickt. 
Sanierung bedeutet auch Veränderung 
der politischen Landkarte: Das Viertel 
am östlichen Innenstadtrand war bis in 
die 60er Jahre hinein eine Hochburg der 
Opposition. Periodisch flackerten hier 
oppositionelle Aktivitäten auf lokaler 
Ebene wieder auf. Durch die Sanierung 


werden auch die letzten Kommunika- 


tionskanäle der politischen Opposition im 
Viertel zerschlagen. 

In den Neubaublocks haben die Behör- 
den leichtes Spiel, alle verdächtigen Akti- 
vitäten genau zu überwachen. In jedem 
Block wohnt mindestens ein Polizist. Offi- 
ziell wird das mit Schutz vor Diebstahl 
und Vergewaltigung begründet. Darüber 
hinaus sind vor einigen Jahren „Bewoh- 
ner-Komitees“ in jedem Häuserblock ein- 
gerichtet worden, die unmittelbar dem 
Amt des Premierministers unterstellt 
wurden. Ihre Aufgaben liegen in erster Li- 
nie im sozialen Bereich. Sie organisieren 
Nachbarschaftshilfe oder kleinere Nach- 
barschaftsfeste. Die Regierung nennt die 
Bewohner-Komitees „Graswurzelorgani- 
sationen“. Sie sind das Instrument der Re- 
gierungspartei PAP, über die Stimmung 
an der Basis auf dem Laufenden zu blei- 
ben. Gelegentlich leiten die Funktionsträ- 
ger der Bewohner-Komitees auch Infor- 
mationen über einzelnen Bewohner, die 
sich auffällig verhalten, an staatliche Be- 
hörden weiter. 

Der polizeistaatliche Apparat Singa- 
purs gehört zum Ausgeklügelsten, was es 
auf dem Gebiet überhaupt gibt. Über alle 
Bewohner sind Daten in einem zentralen 
Computer gespeichert — von den Perso- 
naldaten über Beschäftigungsverhältnisse 
bis hin zu Angaben, aus denen die staats- 
tragende Gesinnung des einzelnen er- 
sichtlich ist (dazu gehören z. B. Angaben 
über Wahlbeteiligung oder Spenden für 
staatliche Wohlfahrtsteinrichtungen). 

Stadtumbau, wie er in Singapur seit 


mehr als zwanzig Jahren betrieben wird, 
ist mehr als ein physischer Erneuerungs- 
prozeß, als dessen Ergebnis Sium- und 
Squatter-Bewohner das erste Mal in ih- 
rem Leben Wohnungen mit ordentlichen 
sanitären Einrichtungen erhalten. Das Er- 
gebnis ist Entsolidarisierung und politi- 
sche Kontrolle der Bevölkerung. 

„Ich glaube, man kann das politische 
System Singapurs ohne Übertreibung fa- 
schistisch nennen“, sagt Tan Wah Piow, 


der in den 70er Jahren Sprecher der Stu- 
dentenbewegung in Singapur war und 
heute in London im Exil lebt. „Wir sollten 
genauer studieren, wie der Hitler-Faschis- 
mus bei der deutschen Bevölkerung po- 
pulär wurde und wie der nationalsoziali- 
stische Machtapparat in allen seinen Ver- 
ästelungen funktionierte. Vielleicht hilft 
uns das dabei, die Situation in Singapur 
zu begreifen und politische Perspektiven 
für unser Land zu entwickeln“ 

Gewiß, Singapur ist anders als das na- 
tionalsozialistische Deutschland. Da gibt 
es keine Braunhemden in den Straßen. Im 
Gegenteil: Im Straßenbild sieht man fast 
keine Uniformen. Auch die meisten Poli- 
zisten tragen Zivil. Die Uniformierung 
der Gesellschaft bleibt subtiler. Politik- 
wissenschaftler mögen darüber streiten, 
ob das Etikett „Faschismus“ zu Recht an- 
gewandt wird. Vielleicht ist Singapur ein 
autoritärer Staat neuen Typus. 

Mich hat die Republik Singapur immer 
an die Orwellsche Vision von 1984 erin- 
nert. Von allen autoritären Regimes, die 
ich kenne, funktioniert es am reibungslo- 
sesten, am effizientesten. Das Auge des 
Staates ist nicht sichtbar, aber überall 
spürbar. Gegenüber der gigantischen Ma- 
schinerie scheint jeder Widerstand 
zwecklos. Die totale Erfassung des Indivi- 
duums ist in Singapur längst Realität. 

Die neue, synthetische Wohnumwelt in 
Singapur ist nicht ohne Rückwirkungen 
auf die sozialen Beziehungen der Men- 
schen untereinander geblieben. Der Zu- 
sarnmenhalt in der Großfamilie ist zer- 
brochen und die nachbarschaftlichen Be- 


ziehungen sind oberflächlicher geworden. 
Der Soziologe Riaz Hassan von der Uni- 
versität Singapur sagt: „Die Bewohner der 
neuen Hochhauswohnquartiere neigen 
zum Rückzug in ihre private Welt, dabei 
schaffen sie sich ihre eigene Umwelt, die 
durch Rückzug nach innen, Unpersön- 
lichkeit, Individualismus, Apathie und ein 
Gefühl von allgemeiner Unsicherheit ge- 
kennzeichnet ist.“ Probleme werden nicht 
mehr durch solidarisches Handeln bewäl- 


j 


fi 


tigt, sondern der einzelne reagiert zu- 
nächst einmal individuell: mit psychi- 
schem Stress oder psycho-somatischen 
Reaktionen. 

Die Bevölkerung von Singapur zahlt ei- 


'nen hohen Preis für die „Modernisierung“ 


ihrer Stadt: Verlust der Sicherheit, die die 
hohe familiäre Struktur bot; Herz- und 
Kreislaufleiden, Bluthochdruck, psychi- 
sche Krankheiten und schließlich Selbst- 
morde. In keinem anderen asiatischen 
Land werden so viele Selbstmorde und so 
viele Herzinfarkte wie in Singapur regi- 
striert. 


Neue Wohnungsnot — auch in 
Singapur? 


Singapur, der perfekte Orwell-Staat. Und 
doch ist das politische Leben in den letz- 
ten Jahren unerwartet in Bewegung gera- 
ten. In jüngster Zeit mehren sich die An- 
zeichen, daß das System seine selbstge- 
steckten Aufgaben nicht mehr so rei- 
bungslos erfüllen kann, wie in den vergan- 
genen zwei Jahrzehnten. 

Zwischen 1980 und 1981 stiegen die 
Baukosten in Singapur sprunghaft an. 
Folge war, daß HDB-Wohnungen 1981 
zu Kaufpreisen angeboten werden muß- 
ten, die 66% über den Preisen des Vor- 
jahres lagen. Auf einen Schlag fielen 25% 
der Interessenten von der Warteliste aus. 
Andere, die ursprünglich am Kauf einer 
Wohnung Interesse gezeigt hatten, ließen 
sich gar nicht erst registrieren. Dieser 
Preisanstieg betrifft zunächst einmal die 
Mittelschicht, aber auch für die untersten 


Einkommensgruppen, die auf kleinere 
Mietwohnungen angewiesen sind, wird 
die Lage prekär, weil HDB mit denselben 
Mitteln immer weniger Wohnungen 
bauen kann. Unzufriedenheit wächst. 

Schneller, als von den meisten erwar- 

tet, wurde aus der Unzufriedenheit ein 
deutliches politisches Signal. Ende 1981 
errang der Oppositionspolitiker Jeyaret- 
nam bei Nachwahlen den Parlamentssitz 
für den Wahlkreis Anson. Das bedeutete 
für Singapur eine politische Sensation. 
Denn damit hatte nach 15 Jahren zum er- 
sten Mal ein Oppositionspolitiker den 
Weg ins Parlament geschafft, und zwar 
trotz massiver Einschüchterung der Wäh- 
ler seitens der Regierung (zum Beispiel 
wird mit numerierten Stimmzetteln ge- 
wählt, die Wahl ist also nicht wirklich ge- 
heim). Politische Kommentatoren waren 
sich einig, daß die „neue Wohnungsnot“, 
die im Arbeiterbezirk Anson besonders 
spürbar ist, wesentlich zur Wahlentschei- 
dung beigetragen hatte. 
Die Regierung beeilte sich, die Scharte 
auszuwetzen. Um die Kosten im Woh- 
nungsbau zu senken, wurde beim Bau von 
Neubauwohnungen die Großplattenbau- 
weise mit vorgefertigten Teilen einge- 
führt. Trotzdem ließen sich auch 1983 
und 1984 weitere Preiserhöhungen im 
. staatlichen Wohnungsbau nicht vermei- 
den. 

Bei den Parlamentswahlen im Dezem- 
ber 1984 erhielt die PAP die Quittung: 
Zwei Oppositionskandidaten gewannen 
Parlamentssitze. In fünf weiteren Wahl- 
kreisen verfehlten die Kandidaten der 
Opposition nur ganz knapp die Mehrheit. 
Premierminister Lee Kua Yew polterte 
vor der Presse: „Die Wähler, die Opposi- 
tionskandidaten ihre Stimme gegeben ha- 
ben, haben wohl nicht begriffen, was die 
PAP für Singapur geleistet hat. Das darf 
nicht so bleiben.“ 

Wenige Monate später konkretisierte 
Wohnungsbauminister Teh Chenag Wan 
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die Drohung seines Premiers nach der 
Devise: Wer nicht hören will, muß fühlen. 
In den beiden Wahlkreisen, in denen sich 
bei den Wahlen Oppositionskandidaten 
durchsetzen konnten, führt HDB ab so- 
fort keinerlei Instandsetzungs- und Mo- 
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Iran 


Ausverkauf des „Schwarzen Goldes“ 


irakische Luftwaffe im Golfkrieg 

über ein Dutzend Angriffe auf die 
iranische Ölverladeinsel Kharg, den welt- 
größten und Irans wichtigsten Ölverlade- 
hafen. Durch den sechzehnten irakischen 
Angriff Anfang Oktober wurden alle 14 
Pier-Anlagen der Terminals auf der Ost- 
und Westseite von Kharg schwer beschä- 
digt, und die Ölverladeaktivität über 
Kharg eingestellt. Die Islamische Repu- 
blik hatte bis Anfang September täglich 
1,5 Millionen Barrel Öl durch das Termi- 
nal von Kharg für den internationalen 
Markt exportiert. Der Export ist seit An- 
fang Oktober auf das Terminal der irani- 
schen Insel Lawan übertragen worden. 
Lawan liegt im Persischen Golf, 140 km 
vor der Straße von Hormuz und damit 
außerhalb der Reichweite der irakischen 
Luftwaffe. Die maximale Förderkapazität 
Lawans beträgt 250.000 Barrel täglich. 
Der Anteil der Ölexporte der Islamischen 
Republik am Gesamtexport des OPEC- 
Kartells liegt bei 1,5 Millionen Barrel täg- 
lich. Die Islamische Republik hatte einst 
85% ihres Ölexportes über Kharg abge- 
wickelt. Dies bedeutet, daß sie in Zukunft 
bei weitem nicht die ihr zustehende Ex- 
portmenge im Rhamen des OPEC-Kar- 
tells ausnutzen kann, 

In diesem Zusammenhang ist bemer- 
kenswert, daß der Ölexport die Quelle 
von 95% der gesamten Deviseneinnah- 
men der Islamischen Republik darstellt. 
Sein Rückgang wird für das ohnehin 
schon krisenerschütterte Regime Ayatol- 
lah Khomeinis verheerende Folgen ha- 
ben. 

Die jüngsten Ereignisse auf Kharg sind 
ein Anlaß, sich mit der wirtschaftlichen 
Situation Irans vertraut zu machen. 


D ie Inflationsrate im heutigen Iran 


S eit Mitte August 1985 führte die 


beträgt 40%, die Arbeitslosenzahl 

über fünf Millionen, das landwirt- 
schaftliche und industrielle Wachstum 
sind negativ und der Haushalt weist ein 
Defizit von 50% auf. 

Um ihre Rial-Ausgaben decken zu 
können, haben die kurzsichtigen Wirt- 
schaftsfunktionäre des Regimes unge- 
deckte Geldscheine in Umlauf gebracht, 
die die Kaufkraft der Bevölkerung ständig 
vermindern. Die Knappheit von Nah- 
rungsmitteln, Elektrogeräten und Ersatz- 
teilen ließ einen gigantischen Schwarz- 
markt entstehen, der — nach einem persi- 
schen Sprichwort — „von Hühnermilch 
bis zum Menschenleben“ alles anzubieten 
hat, . allerdings zum Dollarpreis im 
Schwarzumtausch, also achtmal teurer. 


An diesem Schwarzmarkt verdienen 
Staatsfunktionäre des Regimes, die auf- 
grund ihrer Methode der Aufteilung der 
Einflußsphären treffend als „Wirtschafts- 
mafia“ bezeichnet werden: Angehörige 
der herrschenden Clique haben insbeson- 
dere Außenhandelsgeschäfte unter ihre 
direkte Aufsicht gezogen. Sie werden 
über Einzelheiten der Gespräche unter- 
richtet, die z. B. mit ausländischen Firmen 
für den Bau des Teheraner U-Bahnnetzes 
oder der Erdgaspipeline in Sarachs etc. 
geführt werden, Sie ermöglichen Devisen- 
ausgaben aus der staatlichen Kasse (ange- 
sichts der Devisenknappheit ist dies wich- 
tig!) an besondere Geschäftspartner im 


. 


Das Ölverladezentrum Kharg 


Ausland, von denen sie wiederrum Beste- 
chungsgelder erhalten. 

Beispielsweise „gehört“ das Projekt des 
Teheraner U-Bahn-Verkehrsbundes dem 
Parlamentsvorsitzenden Haschemi Raf- 
sandjani: das Bauprojekt der Erdölpipe- 
line Teheran-Azerbaidjan „gehört“ Mir 
Hossein Mussawi, dem Ministerpräsiden- 
ten; das Projekt der Gas-Pipeline in Sar- 
achs, ebenfalls Azerbaidjan, dem Staats- 
präsidenten Ali Khamenei die „Iran“-Öl- 
raffinerie dem Erdölminister Gharazi. 

Die Devisenreserven der Islamischen 
Republik sind nach Angaben der briti- 
schen National Westminster Bank auf ei- 
ne halbe Milliarde Dollar geschrumpft. 
Gegenüber 14 Milliarden Dollar im Jahr 
1979 kommen noch Geldreserven im 


Wert von 2,5 Milliarden Dollar dazu. Im 
Haushaltsplan 1984/85 ist ein nahezu to- 
taler Stop der industriellen Wachstums- 
projekte vorgesehen. Die Importe sind 
auf Nahrungs- und Arzneimittel, Ersatz- 
teile und militärische Ausrüstung be- 
schränkt. 

Im Iran betragen die Kriegskosten mo- 
natlich zwischen 300 und 500 Mio. Dol- 
lar, nehmen also 40% des Haushaltes in 
Anspruch, der nach Angaben der Regie- 
rung Mussawi zu etwa 50% Defizite auf- 
weist. Die Menge des Exportöls, die in 
den vergangenen Jahren zwischen 1 und 
2 Millionen Barrel täglich schwankte, 
sollte gemäß den ursprünglichen Plänen 


um 7,6% anwachsen und 2,2 Millionen 
Barrel täglich erreichen. Sie blieb aber 
aus verschiedenen Gründen, z. B. der Un- 
sicherheit der iranischen Exporthäfen, 
konstant, während die Einnahmen stän- 
dig zurückgingen. Die Regierung hatte ur- 
sprünglich für das laufende Jahr mit Öl- 
einnahmen in Höhe von 20 Milliarden 
Dollar gerechnet, nach Schätzungen der 
„Far Eastern Economic Review“ wird die 
tatsächliche Summe 14 Milliarden Dollar 
nicht übersteigen und steht 13,7 Milliar- 
den Dollar des Jahres 1984 gegenüber. _ 

Das Sinken des Ölpreises auf dem. 
Weltmarkt und großzügige Ermäßigun- 
gen von 2—3 Dollar pro Barrel, die die Is- 
lamische Republik den Kunden gewährt, 
die trotz der irakischen Bombendrohungen 


ihre Tanker die Insel Kharg anlaufen las- 
sen, führten hauptsächlich zu einem 
Rückgang der Deviseneinnahmen durch 
den Ölexport. 

Im Jahre 1984 wurden 25% der Ex- 
porte der Islamischen Republik nach dem 
Kompensationsprinzip getätigt. Staaten 
und ausländische Firmen, die am Export 
ihrer Produkte nach Iran interessiert sind, 
müssen in Kauf nehmen, daß sie als Ge- 
genleistung Rohöl von der Islamischen 
Republik erhalten. Zudem stellt die Isla- 
mische Republik anderen Staaten die Be- 
dingung, daß sie ihre Exporte nach Iran in 
einem bestimmten Maß ihren Importen 
anpassen. 

Japan beispielsweise kann maximal 
zum Preis von 50% seiner Ölimporte aus 
dem Iran Produkte in den Iran exportie- 
ren. 

Dieses System wird nun vor allem auf 
die OPEC-Staaten, auf die BRD ausge- 
weitet, die immerhin im Jahre 1984 Wa- 
ren im Werte von 2 Mrd. Dollar in den 
Iran lieferte. Verstärkt sind die Iraner an 
sogenannten „Barter-Geschäften“, die ei- 
ne besondere Form des Kompensations- 
geschäftes darstellen, interniert. Sie erlau- 
ben einen Warenaustausch ohne Transfer 
von Zahlungsmitteln. So kann z. B.— und 
das ist geschehen — Krupp Rohöl aus 
dem Iran in Kommission nehmen und 
selbst auf dem internationalen Markt ver- 
kaufen. Gleichzeitig liefert ein anderes 
Unternehmen (beispielsweise aus der 
BRD, England oder Schweden) Import- 
güter an die Islamische Republik. Die 
wiederum zahlt für ihre Importe aber 
nicht direkt, sondern Krupp zahlt aus ei- 
nem Teil seiner Einnahmen aus dem 
Kommissionsrohöl an die jeweilige euro- 
päische Lieferfirma (z. B. Talbot). Krupp 
fungiert so als Zwischenhändler und 
macht dabei natürlich auch beträchtliche 
Gewinne. 

Firmen, die im Iran-Handel engagiert 
sind, müssen alleine oder mit Beteiligung 
anderer Tanker mieten, die als Gegenlei- 
stung von der Islamischen Republik gelie- 
fertes Erdöl in Empfang nehmen. Wenn 
sie den Transport nicht selbst überneh- 
men können, oder wollen, müssen sie für 
den Eintritt in den Prozeß des Kompen- 
sationsgeschäftes einen bestimmten Be- 
trag an den Iran zahlen. Bei der österrei- 
chischen Firma Voest-Alpine (Vereinigte 
Österreichische Eisen- und Stahlwerke) 
betrug die Summe 15% des Vertragswer- 
tes von 600 Mio. Dollar, ein Vertrag, der 
über den Verkauf von Fertigmaschinen 
abgeschlossen wurde und von Umfang 
und Wert her der bedeutendste Außen- 
handelsvertrag für Iran war. 

Es ist festzuhalten, daß die Islamische 
Republik Kompensationsverträge aus der 
Position der Schwäche heraus aushandelt 
und abschließt. Sie hat in neuester Zeit 
den Faktor des sogenannten „usance“ in 
ihren‘ Außenhandelsbeziehungen aufge- 
nommen. Demnach hat sie mehrere kurz- 
fristige Kredite mit hohen Zinssätzen bei 
bundesdeutschen Banken aufgenommen, 


mit denen die Banken die Importe der Is- 
lamischen Republik an die Exporteure 
bezahlen. 

Solche Auszahlungen an hauptsächlich 
bundesdeutsche und spanische Firmen 
erfolgen auch durch die „Zwischenhänd- 
ler“-Firmen wie Krupp. Die Lieferung 
von Einzel- und Ersatzteilen des briti- 
schen Talbot-Konzerns an die Automo- 
bilmontagefirma Iran National wurden 
aufgrund von Meinungsverschiedenhei- 
ten mit dem bundesdeutschen Krupp- 
Konzern, der iranisches Erdöl aufkauft 
und die Auszahlungen an den Talbot- 
Konzern vornimmt, unterbrochen. Iran 
National ist nun schon seit drei Monaten 
zwangsweise stillgelegt. 


ie Islamische Republik verwendet 
ansonsten ihre Kredite zum Kauf 


landwirtschaftlicher Produkte, die 
infolge des Bankrotts der nationalen ira- 
nischen Landwirtschaft aus dem Ausland 
importiert werden müssen. Nach Anga- 
ben des Londoner Wirtschaftsmagazines 
Mid hat die Islamische Republik im Jahre 
1984 Nahrungsmittel im Wert von 3.670 
Millionen Dollar hauptsächlich aus der 
Türkei, Australien, Brasilien, Argenti- 
nien, Neuseeland und den Staaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
eingekauft und ist damit nach Saudi-Ara- 
bien der größte Nahrungsmittelimporteur 
des Mittleren Ostens. Im ersten Quartal 
1985 setzte die Bundesrepublik 1,1% ih- 
rer Exporte im Wert von 1.046 Millionen 
DM in der islamischen Republik ab. 
Aufgrund der engen Beziehungen zwi- 
schen dem Nato-Land Türkei (von den 
Wortführern des iranischen Staatsappara- 
tes offiziell als islamisches Bruderland be- 
zeichnet) versuchen viele westeuropä- 
ische Exporteure, ihre Güter über die 
Türkei in den Iran abzusetzen. In einigen 
Fällen wurden Maschineneinzelteile an 
türkische Tochtergesellschaften weiterge- 
leitet, von diesen zusammenmontiert und 
als türkische Produkte an den Iran ver- 
kauft. Diese Methode hat das französi- 
sche Automobilwerk Renault über ihre 
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türkische Tochtergesellschaft bereits an- 
gewandt. 

Andererseits macht auch die Islami- 
sche Republik über türkische Firmen Ge- 
schäfte mit westeuropäischen und US- 
amerikanischen Firmen, deren Wert jähr- 
lich 250 Millionen Dollar übersteigt.! 

Nach der Ablösung von Claude Cheys- 
son durch den jetzigen französischen Au- 
Benminister Dumas war eine Wende im 
Verhalten Frankreichs auf politischem, 
ökonomischen Gebiet gegenüber der Isla- 
mischen Republik Iran zu verzeichnen. 


”Von denen 
keiner spricht” 


Minderheiten werden in vielen Teilen 
der Weit verfoigt. Die "Gesellschaft für 
bedrohte Völker’, Menschenrechisor- 
ganisation für bedrohte religiöse, rassi- 
sche, ethnische Minderheiten prote- 


stiert gegen Menschenrechtsverietzun- 
gen und tritt ein für Minderheiten- 
schutz und Menschenrechte. 


Fordern Sie Informationen an z.B. über 
Aborigines, Armenier, Aramäer/Assyrer, Ba- 
hai, Buddhisten/Vietnam, Eritreer/Oromosl- 
Tigre, Jesidi, Krimtataren, Kosovo-Albaner, 
Kurden, IndianeriNord- und Südamerika, 
Tamilen/Sri Lanka, Tibeter, Sinti/fRoma, West- 
papuas und Osttimoresen. 


Gesellschaft 
für bedrohte Völker 


Gemeinnütziger Verein e.V. 
Postfach 2024 3400 Göttingen 
Tel.: 0551455822 
Postscheck Hamburg 297793-207 
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Günter Wallraff 
über die taz 


„Die taz ist die einzige Tageszeitung, 
die weder von Anzeigenkunden abhängig 
ist noch von einer Partei. Von daher ist 
sie auch die lebendigste Zeitung, ein 
Blatt, das noch den Mut hat, wichtige 
Themen auch grundsätzlich zu bringen — 
eine Eigenschaft, die der sonstigen Reiz- 
überflutung wohltuend entgegenwirkt. 

Die taz hat gelernt, an Schwerpunkt- 
themen ee Ge der ar 
gaskatastrophe in ren Fol- 
gen hat sie nachhaltig insistiert. Dann lei- 
stet man sich eigene Korrespondenten, 
auch wenn es finanziell schwierig ist. Für 
den Leser ist das ein großer Gewinn, 
selbst wenn einipe Artikel Widerspruch 
hervorrufen, gegen den Strich gehen. 

Die Zeitung ist handwerklich besser, 
aber nicht unangenehm, nicht 
fend professionell in dem Sinne von abge- 
brüht, über den Dingen stehend. Diesen 
Dünkel und Hofstaatjournalismus gibt es 
bei der taz überhaupt nicht. Danım lesen 
auch alle fest ten Journalisten in 
den großen Medien die taz, auch wenn sie 
sie manchmal nur heimlich lesen, unterm 
I oder verdeckt, eingerollt in der 


Man kommt an der taz nicht mehr 
vorbei, auch wenn man es nicht zugibt.“ 
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Unterschrift: 


Von Irakern zerstörte Ölquelle 


Frankreich hat angeblich seine offene 
Unterstützung für Irans Kriegsgegner Irak 
durch die Verminderung der Rüstungslie- 
ferungen an das Bagdader Regime einge- 
schränkt. Darüberhinaus wird, zumindest 
nach außen hin, die Möglichkeit irani- 
scher Oppositioneller zu Aktivitäten ge- 
gen das Regime Khomeinis einge- 
schränkt. Noch werden französische Pro- 
dukte von der Islamischen Republik offi- 
ziell boykottiert. Daher dürfen französi- 
sche Banken keine Kredite für den Iran- 
Handel gewähren. Einzig offiziell tätig 
sind gegenwärtig französische Experten 
im Kraftwerk der azerbaidjanischen 
Hauptstadt Täbris. Das Kraftwerk wird 
auch offiziell mit Ersatzteilen aus Frank- 
reich beliefert. 

Viele französische Firmen umgehen 
den Boykott der Islamischen Repbulik, 
indem sie ihre Produkte über Schweizer 
bzw. britische Scheinfirmen oder tatsäch- 
lich existierende Konzerne nach Iran ex- 
portieren. Beispielsweise konnten die 
französischen Peugeot-Werke über den 
britischen Talbot-Konzern mit der Islami- 
schen Republik einen Kompensationsver- 
trag im Wert von 200 Millionen Dollar 
abschließen, nachdem PKW-Einzelteile 
von Peugeot zur Montage in den Iran ge- 
liefert worden waren. 


lles in allem sind das Anzeichen 
A des wirtschaftlichen Niedergangs 

des Iran, vor allem aufgrund des 
sinnlosen Golfkrieges gegen Irak. Einen 
Großteil ihrer militärischen Ausrüstung 
kauft die Islamische Republik zu hohen 
Preisen auf dem internationalen Schwarz- 
markt. 

Iranische Regimegegner haben Bilder 
und Dokumente über Geschäfte der Isla- 
mischen Republik mit auf dem Schwarz- 
markt engagierten Rüstungskonzernen 
der Republik Südafrika und Israel (Uni- 
ted Alination Ltd, von Oberst Yakob 
Nimardi) u. a. über die Drehscheibe des 
bundesdeutschen Flughafens Rhein/Main 
veröffentlicht? Ein großes Presseecho 
fand in letzter Zeit auch das Auffliegen ei- 
ner Schmugglerbande, die in Zusammen- 
arbeit mit einem Hauptmann des Penta- 
gons von der dortigen Artillerie-Kom- 
mandatur amerikanische Waffen an die 


Islamische Republik verkaufen wollte. 

Die verheerende Lage der Islamischen 
Republik zeigt sich in vielen Dingen. 
Durch die absolute Stagnation der Bau- 
wirtschaft droht etwa 1.000 Firmen die- 
ser Branche der Bankrott und 1,5 Millio- 
nen Beschäftigten die Arbeitslosigkeit. 
Täglich sind in Teheraner Tageszeitungen 
Räumungsverkaufsanzeigen der bereits 
bankrotten Firmen zu finden, in denen 
Baumaschinen angeboten werden. In ei- 
nem Fall war die zynische Randbemerkung 
hinzugefügt, daß die beiden leitenden In- 
genieure der ehemaligen Firma dem- 
nächst als Straßenhändler und Transport- 
fahrer arbeiten würden. 

Allzuweit können es die heutigen 
Machthaber mit ihrer Politik des totalen 
Ausverkaufs der nationalen Interessen 
nicht bringen. Um mit den Worten eines 
bürgerlichen iranischen Journalisten zu 
sprechen: „Faule Apfel fallen grundsätz- 
lich immer vom Baum“, 

Bleibt nur die Frage, wie der Fall be- 
schleunigt werden kann und wer die Ini- 
tiative für diese verdienstvolle Aufgabe 
ergreift, die zwangsläufig aus dem Innern 
der iranischen Gesellschaft kommen 
muß, 


Anmerkungen: 

1. Die Türkei war in der Schah-Zeit zusammen mit 
Pakistan und Iran Mitglied des CENTO-Paktes. 
Nach der Revolution war die Islamische Republik 
bekanntlich nach außen hin auf anti-amerikani- 
schem Kurs. Der CENTO-Pakt wurde aufgelöst 
und die USA verloren wichtige Positionen im 
Mittleren Osten. Die Islamische Republik hielt in 
der ganzen Zeit ihre Beziehungen zur Türkei und 
Pakistan aufrecht — beide US-Verbündete im 
Mittleren Osten. Der iranische Außenminister be- 
zeichnete beide Länder als „islamische Bruderlän- 
der”. Kredite des Schah-Regimes an das Regime 
von Zia-ul-Hagh wurden von der Islamischen Re- 
publik unbefristet verlängert (im Wert von 480 
Mil. Dollar), Über die Türkei fanden westliche 
Konzerne oft eine Möglichkeit, im Iran-Geschäft 
am Ball zu bleiben. Durch ihre Tochtergesellschaf- 
ten in der Türkei, die oft auch einen türkischen 
Namen tragen, konnten teilweise Firmen aus der 
USA (dem angeblichen Erzfeind) ihre Produkte 
im Iran absetzen oder größere Aufträge erhalten. 


2. Die oppositionelle iranische Organisation der 


Volksmodjahedin hat vor eineinhalb Jahren in ei- 
ner Pariser Pressekonferenz Fotos von Kisten vor- 
gelegt, deren Aufschrift zeigte, daß sie auf dem 
Transportweg von Südafrika nach Iran waren. Die 
Fotos waren im Frankfurter Flughafen Rhein/ 
Main aufgenommen worden 

Nima Mina 
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BRD-Entwicklungspolitik 


Warnke auf den Philippinen 


Präsident Marcos, Ehefrau Imelda beim Gottesdienst in Manila 


Im Oktober besuchte der Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit Warn- 
ke die Philippinen. Im Verlaufe dieses Be- 
suchs wurde zweierlei deutlich: Zum einen 
wurde der philippinischen Öffentlichkeit 
vor Augen geführt, mit welcher Ignoranz 
gegenüber der Bevölkerung des Landes 
Repräsentanten der Bundesrepublik dem 
verhaßten und politisch inzwischen völlig 
isolierten Marcos-Regime unter die Arme 
greifen. 

Zum anderen dokumentiert der Warn- 
ke-Besuch eindrücklich, was gegenwärtig 
bundesrepublikanische Entwicklungspoli- 
tik bedeutet: Verlängerte Außen- und Wirt- 
schaftspolitik. 

Unsensibel gegenüber allen Verände- 
rungen im Land, die seit der Ermordung 
„Ninoy“ Aquinos im August 1983 vor sich 
gehen, verkündet der Bundesminister: 
„Teil meiner Mission ist, herauszufinden, 
wie nützlich wir uns in der Stabilisierung 
ihres (des philippinischen, d. Red.) Pro- 
gramms zur Erholung der Wirtschaft ma- 
chen können.“ Mit der „Erholung der 


. 


Wirtschaft“ ist hier gemeint, die Aufrecht- 
erhaltung der bisherigen Günstlingswirt- 
schaft und die Abstützung der angeschla- 
genen Marcos-Diktatur. 

In diesem Sinne sollte der Besuch wohl 
auch eine Signalwirkung haben. Wie sonst 
ist es zu verstehen, daß Warnke während 
seines Besuchs ein 25 Millionen-DM- 
Kapitalhilfeabkommen unterzeichnete, 
obwohl dieses Geld gar nicht verbraucht 
werden kann? Mehr noch — es gibt bereits 
einen beträchtlichen Überhang an zugesag- 
ten Krediten aus früheren Jahren, der Jahr 
für Jahr fortgeschrieben wird. 

Auch die Audienz Warnkes beim Präsi- 
denten setzte Zeichen: Auf den Titelseiten 
der regierungskontrollierten Presse wurde 
sie als Ausdruck der Unterstützung für 
Präsident Marcos durch das deutsche Volk 
gefeiert. Marcos zeigte sich bei dieser Au- 
dienz übrigens äußerst zufrieden mit der 
bundesdeutschen Förderung verschiedener 
Projekte auf den Philippinen. Auf seine 
Spendenfreudigkeit anspielend dankte er 
dem „deutschen Volk“ vor allem für die 


Unterstützung von Umsiedlungsprojekten, 
in deren Verlauf Slumbewohner aus ihren 
Wohngebieten verdrängt wurden (und wer- 
den). Warnke seinerseits äußerte sich be- 
geistert über die „Erfolge“ dieser Projekte. 

Die politische Absicht Warnkes steht 
damit in Kontrast zur gegenwärtigen US- 
amerikanischen Strategie gegenüber Mar- 
cos: Bundesdeutsche Rückendeckung für 
ein heruntergewirtschaftetes und korruptes 
Regime zu einem Zeitpunkt und in einer 
Situation, wo die USA beginnen, sich zu 
distanzieren. Parallelen zu Südafrika drän- 
gen sich auf: Auch dort springt die BRD 
ein, wo sich in der US-Politik Tendenzen 
von Zurückhaltung zeigen. 

Zeichnet sich hier vielleicht ein neues 
Aktionsmuster bundesdeutscher „Global- 
strategie“ in der Dritten Welt ab? 


Deutsches Geld für Marcos 


Zusammengerechnet hat die Bundesre- 
gierung auf den Philippinen in den ver- 
gangenen 20 Jahren Entwicklungshilfe in 


36 blätter des iz3w, Nr. 130, Dezember 1985 


Höhe von etwa 700 Millionen DM gelei- 
stet, davon etwa 30% in Form von nicht- 
rückzahlbarer technischer Hilfe vor allem 
für den Aufwand von GTZ-Experten, 
den Rest als „soft loans“ mit 30jähriger 
Laufzeit zu 2% Zinsen im Jahr und mit 
10jähriger Zinsfreiheit für Projekte. 
Während des Besuchs von Minister 
Warnke wurde ein Umschuldungsabkom- 
men über ca. 20 Millionen DM an fälligen 
Zinsen und Tilgungen unterzeichnet. Der 
philippinische Staat ist zahlungsunfähig 
und steht seit 1983 unter einem fortge- 
setzten Moratorium. Die Bundesregie- 
rung steht an 3. Stelle, was die Zahlung 
von Entwicklungshilfe an Marcos angeht. 
An 2. Stelle steht die japanische Regie- 
rung, die allerdings das Zehnfache an 
Zahlungen leistet. Die japänische Wirt- 


schaft hat sich damit einen entsprechen- 
den Marktanteil an philippinischen Roh- 
stoffen gesichert und verfügt über genü- 
gend Druckmittel, eigene Produkte auf 
dem philippinischen Markt abzusetzen. 

Der Aufwand und das Wohlverhalten, 
mit dem Marcos und die Wirtschaftskrei- 
se Warnke bedachten, ließ erkennen, daß 
er nicht nur als Entwicklungsminister und 
Lobbyist der deutschen Wirtschaft, son- 
dern auch in seiner Funktion als deut- 
scher Gouverneur der Weltbank die-Phi- 
lippinen besuchte. Er kam direkt von der 
gemeinsamen Herbsttagung der Welt- 
bank und des IWF, die vom 9.—11. Okto- 
ber in Seoul stattgefunden hatte. 

Der deutsche Anteil der Weltbankkre- 
dite für die Philippinen liegt über dem der 
USA. Von den 1,3 Milliarden US$ an 


Gogo-Bar in Manila 


Familie in Manilas Slum Tondo 


Weltbankkrediten. stammten 1982 21% 
aus der Bundesrepublik, nur 18% aus 
den USA und 16% aus Japan. Dem ent- 
spricht auch in etwa der Anteil der deut- 
schen Banken an den 30 Milliarden US$ 
Auslandsschulden der Philippinen. Wel- 
ch eine Vorstellung: Die Philippinen 
sind zu 20% an die Bundesrepublik ver- 
pfändet. Das Land liegt zu 20% in deut- 
scher Hand! 

Viele Besucher, Touristen und Ge- 
schäftsleute führen sich in der Tat so auf, 
als ob sie eine neuerworbene Kolonie im 
Pazifik besuchen würden. Nur daß diese 
Neuen Kolonialisten in der Regel raffi- 
nierter auftreten und mit verdeckten Kar- 
ten spielen. 

Minister Warnke jedoch powerte nach 
alter Manier eines Kolonialherrn und in 
dem Bewußtsein, deutscher Repräsentant 
der Weltbank zu sein. Vor der gemeinsa- 
men Tafel des „Makati Business Club 
(MBC)“!, und der European Chamber of 
Commerce in the Philippines (ECCP) im 
Hotel Intercontinental sagte er: 

„Von den Forderungen der Weltbank 
und des Internationalen Währungsfonds 
nach struktureller Anpassung kann nie- 
mand ungestraft abweichen.“ Damit sind 
die devisen- und handelspolitischen An- 
passungen der nationalen Wirtschaft ans 
Weltwirtschaftssystem durch weitere Ab- 
wertung des Peso zur Exportsteigerung 
von Rohstoffen, der Beseitigung von Im- 
portbeschränkungen, die dem Schutz der 
einheimischen Industrien dienen, und 
weitere steuerliche Belastung der Bevöl- 
kerung gemeint. In Soeul wurde der An- 
teil der strukturellen Anpassungskredite 
der WB auf 20% des Gesamtvolumens 
heraufgesetzt. Aber was nicht mehr funk- 
tioniert, kann auch nicht mehr angepaßt 
werden. Das DBrutto-Sozial-Produkt 
(BSP) der philippinischen Wirtschaft ist 
1984 um 6% abgesunken und wird vor- 
aussichtlich bis Ende 1985 nochmal um 
6—7% fallen. Die industrielle Produktion 
ist in den ersten 6 Monaten '85 um 15% 
gefallen, in Sektoren, die ausschließlich 
für den Binnenmarkt produzieren, sogar 
bis zu 50%. Die Bevölkerung hat keine 
Kaufkraft mehr. Selbst die Exporte sind 
in.der ersten Hälfte ’85 um 15% zurück- 
gegangen. ; 

Aber am Kredit-Kapital liegt es nicht. 
Ein Handelskredit in Höhe von 3 Milliar- 
den US$, der noch im August ’85 bewil- 
ligt wurde, ist kaum angerührt worden. 
Auch der deutsche 30 Millionen Waren- 
kredit den das Bundesministerium für 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) 
im Juli '84 ausschließlich deutschen Un- 
ternehmen auf den Philippinen (seit An- 
fang ’85 auch „joint ventures“) zur Verfü- 
gung gestellt hat, ist kaum in Anspruch 
genommen worden. Bisher sind erst 5 
Millionen DM verbraucht worden. Bot- 
schafter Zellers Mahnung fällt auf steini- 
gen Boden: „Wir möchten die Warenkre- 
dite schneller ausgeben.“ Das Land wird 
von einem „doppelten Boykott“ erschüt- 
tert. Die Mehrheit der Bevölkerung kauft 
nicht mehr, weil sie kein Geld hat. Und 


die schmale Oberschicht, der Günstlings- 
Clan und die Familie Marcos selbst, inve- 
stiert nicht mehr, sondern schafft das 
Geld ins Ausland. In den 20 Jahren seiner 
Herrschaft sind schätzungsweise 30 Mil- 
liarden US$ außer Landes geschafft wor- 
den. 16 Milliarden US$ können davon 
noch nachgewiesen werden. 

Warnke eröffnete Marcos und der Ge- 
schäftswelt höchst autotaritativ das neue 
Weltbank — und IWF — Modell, das un- 
ter anderem auch auf den Philippinen er- 
probt werden soll. Die „austerity*-Maß- 
nahmen (Sparmaßnahmen am öffentli- 
chen Haushalt), die bisher von „oben“ die 
Rentabilität und Rückzahlung garantieren 
sollten, werden zugunsten eines „seitli- 
chen“ Einstiegs privaten Auslandskapitals 
in die Wirtschaft gelockert. Was die Phi- 
lippinen angeht, heißt das, das Defizit des 
Staatshaushaltes kann bedenkenlos weiter 
erhöht werden: 

Von 0,9% auf 1,5% des BSP, i.e. von 
6,2 auf 8,7 Milliarden Pesos oder von 
950 Millionen auf 1,3 Milliarden DM.? 
Welch absurde Vorstellung: der konser- 
vative CDU-Minister, der in Bonn auf 
Restriktion der öffentlichen Hand einge- 
schworen ist, empfiehlt auf den Philippi- 
nen ein Wirtschaftswachstum durch hö- 
here Haushaltsverschuldung! 

Es kann nicht funktionieren. Der 
Haushalt weist jetzt bereits ein Loch von 
9 Milliarden Pesos auf. 10 Milliarden Pe- 
sos sind allein ’85 zusätzlich erforderlich, 
um die beiden Regierungsbanken Deve- 
lopment Bank of the Philippines (DBP) 
und Philippine National Bank (PNB) vor 
dem Ruin zu retten. Seit Januar ’85 sind 
37 Banken mit 3 Millionen Konten zu- 
sammengebrochen, die mit 1,8 Milliarden 
Pesos aus dem Haushalt abgedeckt wer- 
den müssen. 1984 sind 26 Banken ge- 
schlossen worden. 


„Das Problem Ist nicht die 
Wirtschaft, sondern die Politik, Herr 
Präsident!“ 


Die Kreditwürdigkeit hat mit der Glaub- 
würdigkeit des Geschäftspartners und des 
Systems eines Landes zu tun. Warnke ex- 
ponierte sich bis zur Peinlichkeit als Pro- 
pagandist von Auslandsinvestitionen als 
Alternative zur weiteren Kreditaufnahme: 
„Auslandsinvestitionen sind besser als 
Kredite, man braucht sie nicht zurückzu- 
zahlen.“ Er gebärdete sich als gelehriger 
Schüler und rücksichtsloser Vollzugshel- 
fer der USA und propagierte mit Nach- 
druck die Privatisierung der Entwick- 
lungshilfe, wie sie in Seoul von US-Fi- 
nanzminister James Baker vorgestellt 
worden war. Baker hatte in Seoul die WB 
offen zum Hebel für private Bankgeschäf- 
te erklärt. Die Entwicklungshilfe für die 
Dritte Welt ist damit endgültig zur Ent- 
wicklung von Banken in den westlichen 
Industrieländern verkommen.’ 


Warnke nahm in seiner Rede vor dem 
MBC nicht wahr, daß er den philippini- 


schen Industriellen, die in der Überwin- 
dung der Günstlingswirtschaft von Mar- 
cos und dem Zurückdrängen der aggres- 
siven Auslandsinvestitionen die Voraus- 
setzung für die Erholung der nationalen 
Wirtschaft sehen, in den Rücken fiel. Für 
solche Veränderungen sind jedoch politi- 
sche Grundentscheidungen erforderlich. 
In der Tat stimmt die Devise: „Das Pro- 
blem ist nicht die Wirtschaft, sondern die 
Politik, Herr Präsident!“ Das „bon mot“ 
von Bergbauunternehmer und Politiker 
Jimmy Ongpin ist zum geflügelten Wort 
auf den Philippinen geworden und wird 
von allen Teilen der Bevölkerung des 
Landes als entsprechende Antwort ak- 
zeptiert. 

Wo war der vielzitierte „Politdialog“ 
des deutschen Entwicklungsministers? Er 
fiel in Niveau, Einschätzung der Lage und 
Empfehlungen weit hinter seine Kollegen 
der Reagan-Administration zurück, die 
die Ursache der zunehmenden Verelen- 
dung der Bevölkerung und des wachsen- 
den Widerstandes gegen das Marcos-Re- 
gime in unzureichenden Reformen er- 
kannt haben. Das US-State Departement 
und neuerdings auch Reagan distanzieren 
sich dezent von Marcos und suchen fieber- 
haft nach Alternativen. Sie lassen auch 
die Scheinauflösungen monopolistischer 
Wirtschaftsunternehmen der Günstlinge 
von Marcos nicht mehr durchgehen, den 
größten Hemmschuh für das „economic 
recovery program“. 

Marcos war gerade dazu gezwungen 
worden, den Plan fallenzulassen, seinen 
Lieblings-Günstling und Kopra-König 
Eduardo („Danding“) Cojuangco* ins Im- 
portgeschäft von Weizen und Exportge- 
schäft von Zucker einzuführen, sowie ihn 
die Kontrolle des gesamten Reismarktes 
übernehmen zu lassen. Die Bundesregie- 
rung und die deutschen Firmen auf den 
Philippinen aber greifen gierig nach der 
Hand des skrupellosen Unternehmers 
und Financiers des Regimes. 

Kapital kennt bekanntlich keine Moral. 
Marcos erinnerte Warnke in der Audienz 
vom 14. Oktober daran, daß er persön- 
lich in Begleitung von Botschafter Klaus 
Zeller erst im August die Cojuangco-Lur- 
gi-Kopraanlage in Batangas eröffnet ha- 
be, die zu etwa 30% (6 Millionen DM) 
von der Bundesrepublik finanziert wurde. 

Sicherlich haben die Erinnerungen an 
schamlose und unheilvolle finanzielle 
Unterstützung von Diktatoren in unserer 
eigenen Geschichte den Asienleiter des 
ZDF dazu veranlaßt, Warnke nicht bei 
seinem Besuch von Cojuangco zu beglei- 
ten. Denn in Anspielung auf Somoza be- 
merkte dieser: „Wenn Warnke sich aus 
humanitären Gründen weigert, den San- 
dinisten die Hand zu schütteln, aber Co- 
juangco zu Hause besucht, ist er für mich 
unglaubwürdig.“ 


„Modell Deutschland“ für die 
Philippinen 


Die Behauptung Warnkes, daß die Regie- 
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rung Kohl die stabilste Wirtschaft der 
Welt herbeigeführt habe, wirkte nicht 
glaubwürdig, darüber hinaus auch noch 
plump und arrogant. Ein Geschäftsmann 
des MBC wies mit philippinischer Höf- 
lichkeit auf die jüngste deutsche Spiona- 
geaffäre hin, um den Minister von seiner 
wirtschaftlichen Wachstumsmanie abzu- 
bringen und auf andere Probleme und 
Einflußfaktoren einer Gesellschaft hinzu- 
weisen. Warnke aber versteifte sich lehr- 
meisterlich auf das „Modell Deutsch- 
land“: An erster Stelle führte er dabei die 
gewerbliche Berufsausbildung an! Weiß 
er nicht, daß über eine halbe Million qua- 
lifizierte philippinische Facharbeiter im 
Ausland, besonders im Nahen Osten tätig 
sind, weil es zu Hause keine Beschäfti- 
gung gibt? Weiter brauche man, laut 
Warnke, den Willen zum Fortschritt! Der 
ist vorhanden, funktioniert jedoch nicht 
unter Marcos. Und außerdem empfahl er 
natürlich die „Soziale Marktwirtschaft“! 
Interessant daran ist die Warnkesche In- 
terpretation von „sozial“: „Es ist in Ord- 
nung, wenn eine Gesellschaft eine Menge 
Millionäre hat, nur zu viele Milliardäre 
sind nicht gut“ 
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„Kleingewerbe“ pries der Minister des- 
weiteren als neue Entwicklungsstrategie 
für die Philippinen! Für Teller und Tassen 
gebe es z. B. einen guten Markt in der 
Bundesrepublik. Diese Überlegung stellte 
Warnke wohl als ehemaliger Keramik- 
händler an! Stellt er sich vor, die Produk- 
tion auf den riesigen und „modernen“ Ko- 


:pra-, Zucker- und Bananenplantagen des 


Landes kleingewerblich umzugestalten, 
weil die Arbeitslöhne zu niedrig sind und 
der Export zu sehr von den Schwankun- 
gen des Weltmarktes abhängig ist? 

Seit dem Verfall des Zuckerpreises auf 
dem Weltmarkt unter die Produktionsko- 
sten haben auf der 2 Millionen Einwoh- 
ner zählenden Zuckerinsel Negros 
400.000 Menschen ihre Arbeit verloren, 
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wodurch eine Biafra-ähnliche Hungerka- 
tastrophe entstanden ist, unter der 
150.000 Kinder leiden müssen. So wie 
Warnke und sein BMZ das „Kleingewer- 
be betreiben“, wecken sie Illusionen über 
die Rückkehr zu vorkapitalistischen Pro- 
duktionsweisen als Allheilmittel in wirt- 
schaftlichen Krisen. Der Ansatz ist als an- 
tikapitalistische Alternative zur Produk- 
tionsverbesserung und Arbeitsplatzbe- 
schaffung geeignet, wenn anders als au- 
genblicklich dafür günstige politische 
Rahmenbedingungen auf den Philippinen 
geschaffen würden. 

Ähnlich gelagert sind seine Patentre- 
zepte für die Landwirtschaft, die Warnke 
auf demselben Treffen mit dem MBC 
auch als Ausweichfeld für die städtischen 
Arbeitslosen (allein in Manila beträgt die 
Arbeitslosigkeit 40%) propagierte. Aber 
ohne eine Landreform, Umstrukturierung 
der Monokulturen und ohne nationale In- 
dustrialisierung tragen alle Investitionen 
in der Landwirtschaft zum Trend einer 
philippinischen „Bananenrepublik“ bei. 

Warnke plädierte für die Entstaatli- 
chung der Entwicklungszusammenarbeit, 
dank der Einsicht, daß staatliche Institu- 
tionen die ineffizientesten Entwicklungs- 
motoren sind und sprach sich für Selbst- 
hilfeprogramme der Zielgruppen an der 
Basis aus. Als „Basis“ aber hatte er priva- 
te Unternehmer oder Banken im Sinn. 
Dabei bieten aber gerade die Philippinen 
ein außerordentlich weit gespanntes 
Netzwerk an Basisorganisationen, die 
sich seit der Ermordung von „Ninoy“ 
Aquino im Au 1983 in allen Berei- 
chen der Gesellschaft gebildet haben, und 
zwar unter den städtischen Armen, den 
Landarbeitern, den Fischern, den Tribal 
Filipinos, den Frauen und anderen. Wenn 
Entwicklungszusammenarbeit mit Selbst- 
hilfeorganisationen eines Landes ernst ge- 
meint gewesen wäre, hätten Warnke und 


Ice en er TEE 


Gefangene Guerrillos auf Minanao 


Prachtstraße in Manila 


seine 20köpfige Delegtion aus BMZ und 
KfW (Kreditanstalt für Wiederaufbau) 
Kontakt mit ihren Vertretern gesucht. 
Wenn er sich vorher von der Botschaft in 
Manila hätte umfassend informieren las- 
sen, hätte er auch feststellen können, daß 
die Beschwörung der „Kommunistischen 
Unterwanderung der ‚peoples organiza- 
tions’ durch die Regierung lediglich aus 
dem Repertoire der antikommunistischen 
Propaganda stammt. 

Stattdessen fand ein „Meinungsaus- 
tausch“ mit Vertretern der etablierten 
Oppositionsparteien statt, die sich nach 
philippinischer Version dadurch von 
Marcos und seiner Partei der Neuen Ge- 
sellschaft (KBL) unterscheiden, daß sie 
nicht an der Macht sind. 


Entwicklungspolitik nach der 
„Wende“ 


Wenn .Entwicklungspolitik neuerdings 
Wirtschafts- und Außenpolitik „mit ande- 
ren Mitteln“ ist, dann sollte Warnke es 
auch sagen und damit zur Vermeidung 
von Mißverständnissen auf den Philippi- 
nen und in der Bundesrepublik beitragen. 
Geht es jedoch um bewußte Verschlei- 
erung von Geschäftsinteressen, ist Protest 
und Aufklärung angebracht. Warnke 
schockierte nicht nur philippinische Ge- 
schäftsleute, sondern auch die 50 deut- 
schen Experten der GTZ auf einem Emp- 
fang des Botschafters mit der eindeutigen 
Absage an Entwicklungszusammenarbeit, 
die auf Respektierung der Souveränität 
eines Partnerlandes basiert: „Entwick- 
lungsländer haben selbstverständlich die 
Freiheit, mit Entwicklungsgeldern dort 
einzukaufen, wo es am billigsten ist und 
internationale Abschreibungen durchzu- 
führen. Die Länder, die jedoch den Zu- 
schlag erhalten, sollen dann aber gefälligst 
auch die Waren finanzieren, die sie lie- 


riggeblieben, die auf Hilfsbereitschaft in 
Not, Verständigung von Völkern und 
Sinn für Gerechtigkeit und Humanität 
aufgebaut waren. Die Hungerkatastrophe 
auf Negros war kein Thema. Die Men- 
schenrechtsverletzungen auf den Philippi- 
nen mit 800 politischen Gefangenen, 500 
Exekutierten und 600 Vermißten, das 
Massaker von Escalante auf Negros vom 
20. Sept. ’85 mit 21 Toten spielten keine 
Rolle in den Gesprächen von Minister 
Warnke und der philippinischen Regie- 
rung. Es gab mal ein Übereinkommen, in 
Diktaturen nur Projekte zu fördern, die 
der Bevölkerung unmittelbar zugute kom- 
men. Das führte 1973 zum Abbruch der 
staatlichen Kooperation mit dem Pino- 
chet-Regime. Die holländische Regierung 


»Ninoy“-Aquino-Kult in Manila 


wickelt Hilfsmaßnahmen für die Philippi- 
nen nur noch über  nicht-staatliche 
Zwischenträger ab, was übrigens auch 
von anderen Regierungen erwogen wird. 
Selbst in den USA gibt es Überlegungen, 
25% der Wirtschaftshilfe über die katho- 
lische Kirche der Philippinen laufen zu 
lassen. 

Warnke machte keinen Hehl aus seiner 
Vorliebe für die Entwicklungsdiktaturen 
Taiwan und Süd-Korea, die Wirtschafts- 
wachstum durch Unterdrückung von Ge- 
werkschaften und auf Kosten einer stag- 
nierenden gesellschaftspolitischen und 
kulturellen Entfaltung vorweisen. Wohl 
inspiriert durch die neuentfachte Ideolo- 
giediskussion in Südost-Asien ließ sich 
Warnke vor dem MBC zu einem theolo- 
gischen Traktat über die Vorzüge des 
Christentums als Entwicklungsgrundlage 
einer Gesellschaft hinreißen. Vom „Re- 
spekt menschlicher Würde“ und „christli- 
cher Verantwortung füreinander“ waren 
aber die Kreise, die Warnke auf den Phi- 
lippinen besuchte, gerade am weitesten 
entfernt. Was er wirklich mit den christli- 
chen Vorzügen meinte, zeigte er in der 
Festigung der Beziehungen zum reaktio- 
när-katholischen Eliteclub Opus Dei, 
dem er in seiner Hochburg „Center for 
Research and Communication“ (CRC) ei- 
nen persönlichen Besuch abstattete. Das 
CRC wird aus Bundesmitteln über die 
Hans Seidel Stiftung der CSU finanziell 
und personell gefördert. 

Während des Warnke-Besuchs wurden 
Abkommen über 25 Millionen DM Kapi- 
talhilfe unterzeichnet. Die technische Hil- 
fe in Höhe von 12,5 Millionen DM hinzu- 
gerechnet, beträgt das Hilfsvolumen für 
1986 37,5 Millionen DM. Das entspricht 
dem Jahresdurchschnitt der vergangenen 
Jahre. Die Unterzeichnung in Manila war 


nur noch ein diplomatisch-demonstrati- 
ver Akt. Die Abkommen waren inhaltlich 
bereits im August ’85 von Planungsmini- 
ster Vincente Valdepenias und Botschaf- 
ter Klaus Zeller in Bonn ausgearbeitet 
worden. Für die Kapitalhilfe selbst aber 
besteht im Grunde kein Bedarf. 1984 gab 
es für die Philippinen einen Überhang 
von 72 Millionen DM, der nicht aufge- 
braucht wurde. In der Zeit von 1964—85 
wurden von den Abschlüssen über 316,4 
Millionen DM insgesamt 170 Millionen 
DM nicht abgerufen und jedes Jahr fort- 
geschrieben, 

Für die technische Hilfe gibt es solche 
Probleme nicht, denn aus diesem Fond 
wird vor allem der hohe Aufwand für die 
50 deutschen Experten der GTZ finan- 
ziert, der pro Kopf bei 10.000— 15.000 
DM monatlich liegt. 

Der schleppende „Mittelabfluß“ ist nur 
zum Teil auf die fehlenden Gegenleistun- 
gen auf philippinischer Seite, den sogn. 
„Counterpart Funds“ zurückzuführen. 
Die Dysfunktion der Gesamtwirtschaft ist 
die eigentliche Ursache für die mangel- 
hafte Projektabwicklung. Die meisten der 
14 Kapitalhilfe-Projekte und der 12 Pro- 
jekte der technischen Hilfe sind nicht zur 
Entwicklung des Landes geeignet, son- 
dern setzten sie bereits voraus. Gemessen 
an den unmittelbaren Entwicklungserfor- 
dernissen sind sie nahezu bedeutungslos. 


Deutsche Projekte 


Das älteste und bekannteste Projekt be- 
faßt sich mit dem Pflanzenschutz, der in 
engem Bezug zur Einführung der zuneh- 
mend umstrittenen hybriden Reissorten 
steht. Das Projekt hat seit 1974 ingesamt 
24,7 Millionen DM verschlungen und soll 
nochmal mit 8,7 Millionen DM aufge- 
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stockt werden. Es ist offensichtlich als 
Wegbereiter für den Absatz deutscher 
Chemieprodukte unterstützt worden. Der 
Marktanteil von Hoechst und Bayer am 
Umsatz von Pestiziden und Insektiziden 
ist auf den Philippinen außergewöhnlich 
hoch. 

Von den neu vereinbarten Mitteln wer- 
den 21 Millionen DM für den Ausbau des 
städtischen Telefonnetzes im Umkreis 
des Geschäftsviertels Makati eingesetzt. 
Partner ist die Philippine Long Distance 
Telephone Corporation (PLDT) des Co- 
juangco Clans, der das Monopol der pri- 
vaten Telekommunikation auf den Philip- 
pinen besitzt. Die Firma Siemens, Nutz- 
nießer der Kapitalhilfe, hat bereits auf 
den Philippinen dafür die Produktion von 
Geräten übernommen. Mit den restlichen 
4 Millionen DM wird das innerstädtische 
Umsiediungsprojekt von Dagat-Dagatan 
von 12 auf 16 Millionen DM aufgestockt, 
das der National Housing Authority 
(NHA) und General Gaudencio Tobias 
untersteht. 

Die Umsiedlung von Dagat-Dagatan in 
Manila steht im Kontext eines 12 Millio- 
nen USS Slumsanierungsprojektes der 
Weltbank. Für die Anfangsphase ist vor- 
gesehen, etwa 7.000 Familien aus den 
Siums des Hafengebietes Tondo auf ei- 
nem 78 Ha. großen Aufschüttungsgelän- 
de umzusiedeln. Hinter dem Umsied- 
lungsprogramm steht das deutsche Inter- 
esse, den Zuschlag für den mit 500 Mil- 
lionen DM US$ veranschlagten Ausbau 
des internationalen Containerhafens auf 
dem „gesäuberten“ Gelände zu erhalten, 
für den bereits Kräne aus der Bundesre- 
publik geliefert wurden. 


Infolge von Spekulationen, Begünsti- 
gungen und Überkommerzialisierung des 
sozialen Wohnungsbaus gelangt die Ziel- 
gruppe der Tondo Slumbevölkerung 
nicht in den Genuß des Projektes. Die un-, 
abhängig von den günstigen deutschen 
Bedingungen von der NHA festgesetzten 
Belastungen sind für die Siedler untrag- 
bar. Dadurch, und infolge. mangelnder 
Einkommensmöglichkeiten erneut ver- 
schuldet, stehen sie vor der Entscheidung, 
entschädigungslos ausgewiesen zu wer- 
den oder an Spekulanten zu verkaufen. 
Wegen der mangelhaften Zahlungsfähig- 
keit der Armen hat die NHA das Konzept 
des sozialen Wohnungsbaus in Dadag- 
Dagatan inzwischen aufgegeben und ist 
zu der absurden Form von Verlosung der 
Bauplätze und Wohneinheiten überge- 
gangen, an der sich wegen der hohen Ein- 
sätze nur Einkommensstarke beteiligen 
können. Die letzte Verlosung fand an 
Marcos Geburtstag am 11. September ’85 
statt. Die monatliche Belastung für die 
kleinste Wohneinheit des neuesten Flexi- 
Homes Projektes, Reihenwohnungen aus 
vorgefertigten Bauelementen, beträgt bei- 
spielsweise 900 Pesos (etwa 130 DM). 
Das entspricht etwa 2/3 des Monatslohns 
eines städtischen Facharbeiters, wenn er 
Arbeit hat. 
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Ein zusätzliches Problem des Bundes- 
republik-WB Projektes ist die ökologi- 
sche Zerstörung in der Manilabucht: Seit- 
dem die Mangrovensümpfe und Teiche 
von Dagat-Dagatan zugeschüttet und auf 
12 m. über dem Meeresspiegel aufge- 
schwernmt worden sind, ist der natürliche 
Wasserabfluß der nördlichen Stadtbezir- 
ke außer Kontrolle geraten. In der Regen- 
zeit stehen die umliegenden Wohn- und 
Gewerbegebiete von Navotas und Mala- 
bon wochenlang unter Wasser. 

Ähnliche Probleme herrschen im Um- 
siediungsgebiet Dasmarinas in der Pro- 
vinz Cavite, etwa 40 Km. südlich von Ma- 
nila, wo „illegale“ Slumbewohner aus Ma- 
nilas Hafenbezirk zwangsumgesiedelt 
werden. Aus Mittein der Bundesregie- 
rung wird der Bezirk „E“ mit 10 Millio- 
nen DM für die Erschließung von 60 Ha. 
mit 3.000 Bauplätzen finanziert. Hinzu 
kommt die Aufwendung für einen deut- 
schen Soziologen in Höhe von 3,2 Millio- 
nen DM, der die fehlenden Arbeitsplätze 
„erschließen“ soll. 

Da für die Siedlung keine landwirt- 
schaftliche Anbaufläche vorgesehen ist 
und es keine Arbeitsplätze in der Umge- 
bung gibt, vegetiert das Projekt ohne wirt- 
schaftliche Grundlage. Die Verelendung 
ist in Dasmarinas noch stärker als in den 
Slums, aus denen die Menschen stammen. 
Das deutsche Geld ist hauptsächlich für 


Infrastrukturmaßnahmen, wie Straßen, 
Brücken und öffentliche Gebäude aufge- 
wand worden, deren Kosten voll auf die 
Siedler umgelegt werden. Die Aufwen- 
dung für die Siedlerfamilien ist sehr ge- 
ring. Die Mehrzahl der Siedler ist bei der 
NHA verschuldet und von erneuter Aus- 
weisung bedroht, was von Spekulanten 
schamlos ausgenutzt wird. 

Die Aussiedlung aus Manilas 400 

Slums mit einer Bevölkerung von 2,5 Mil- 
lionen dient nach übereinstimmenden Re- 
cherchen in erster Linie der Verschöne- 
rung der „City of Man“ Manila, um die 
die First Lady und Manilas Gouverneur 
Imelda Marcos bemüht ist, und nicht der 
Wohlfahrt der Bevölkerung, 
Neuerdings wird die Umsiedlung auch 
von militärischen Gesichtspunkten mitbe- 
stimmt, um anders als in Davao rechtzei- 
tig Zuwege und Kontrollmöglichkeiten in 
den Slums zur Bekämpfung der städti- 
schen Guerillaaktivitäten zu schaffen. 

Was mag nur Minister Warnke zu der 
begeisterten Äußerung über Dasmarihas 
in seiner Audienz mit Marcos bewegt ha- 
ben? Entweder ist er selbst nicht in der 
Lage, die Problembereiche einer Umsied- 
lung zu erkennen oder er wurde falsch in- 
formiert und beraten. Er hat offensicht- 
lich nicht einmal den Zynismus in Marcos’ 
Erwiderung verstanden, daß neu einge- 
führte „livelihood projects“ die Rückzah- 
lung der Kredite an die WB und die Bun- 
desregierung garantieren. Um wessen „li- 
velihood“ geht es also? 

Ein Projekt mit ähnlicher „fremdbe- 
stimmter Zielsetzung“ ist das offiziell so 
bezeichnete „Imelda Settlement Project“ 


in Süd-Leyte, Visayas, der Ursprungspro- 
vinz von Imelda Romualdez-Marcos. Auf 
einem Gelände von 13.000 ha sollen 
1.400 Siedler „rehabilitiert* und 750 
neue Siedlerstellen geschaffen werden. 
Allein dafür sind 24,5 Millionen DM aus 
Bundesmitteln zur Verfügung gestellt 
worden. Counterpart-Mittel der philippi- 
nischen Seite werden umgerechnet mit 28 
Millionen DM angegeben. Das ergibt ei- 
nen Aufwand von 158.000 Pesos (etwa 
24.000 DM) pro Siedlerstelle. Es ist im 
Lande keine Siedlungsplanung, auch 
nicht unter extrem schwierigen Bedingun- 
gen, bekannt, die mit einem derartig ho- 
hen Aufwand kalkuliert. Der unverhält- 
nismäßig hoch angesetzte Eigenanteil und 
die damit mobilisierten Devisen aus der 
Bundesrepublik haben Anlaß zu Spekula- 
tionen über die Verwendung der Mittel in 
Imeldas Heimatprovinz gegeben. 

Das aktuelle Problem des Projektes 
liegt jedoch darin, daß das Siedlungsge- 
lände von der New Peoples Army (NPA) 
kontrolliert wird und den Regierungsstel- 


len und damit auch dem deutschen Bera- 
ter nicht mehr zugänglich ist. Trotzdem 
wird das Projekt, offensichtlich aus politi- 
scher Rücksichtnahme auf die First Lady, 
nicht abgebrochen, wie es die australische 
Regierung mit einem ähnlichen „Integra- 
ted Rural Development Project“ in Nord- 
Samar aus „Sicherheitsgründen“ vor eini- 
gen Monaten getan hat. 

Ein anderes umstrittenes Projekt ist 
das „Carthography, Photogrammetry and 
Remote Sensing Center“, der National 
Carthographic Authority (NCA), das mit 
insgesamt 6,5 Millionen DM finanziert 
wird. Obwohl das Projekt mit Hilfe der 
Armed Forces of the Philippines (AFP) 
durchgeführt wird, stagniert die Implemen- 
tierung. Die teuren Geräte sind notdürftig 
auf dem Militärstützpunkt Vilamore Air- 
base in Manila eingelagert und allen 
schädlichen Außeneinflüssen ausgesetzt. 
Während der Flutkatastrophe in Manila 
vom Juni ’85 standen Kisten tagelang un- 
ter Wasser. 

Ein Zentrum für den Einsatz der Aus- 
rüstung entsteht im Hauptquartier der 
AFP Fort Bonifacio in Manila. Die Ver- 
zögerungen sind offensichtlich durch die 
vorläufige Beurlaubung von Generalma- 
jor Fabian Ver wegen Verwicklungen im 
Aquino-Mord verursacht worden. 


Am 2.12. endete der Prozeß um die Er- 
mordung Aquinos mit dem Freispruch von 
General Ver, bis dahin beurlaubter Ober- 
befehlshaber der Armee und 25 weiteren 
Angeklagten. Ver konnte auf Anordnung 
von Präsident Marcos sein Amt wieder 
übernehmen. Das Urteil ist rechtskräftig, 
ein Berufungsverfahren ist ausgeschlossen. 
Der sehr fragwürdige Prozeßverlauf und 
sein skandalöses Urteil löste in der philip- 
pinischen Öffentlichkeit größte Proteste 
aus. Inwieweit der Freispruch für die Mör- 
der Aquinos dazu beiträgt, das Marcos- 
Regime seinem Sturz näher zu bringen, 


bleibt abzuwarten (Über die Entwicklung 
des Widerstandes gegen die Marcos-Dik- 
tatur auf den Philippinen vgl. „blätter des 
iz3w“ Nr. 122, Dez. 1984). 


. General Ver koordiniert persönlich die 
kartographischen Dienste der verschie- 
denen Militäreinheiten und führt den 
Vorsitz der NCA. Möglicherweise wird 
entgegen den Empfehlungen der US-Be- 
rater vom philippinischen Militär einer 
Luftaufklärung und Datenerfassung von 
Guerillabewegungen mit Hilfe der gelie- 
ferten Geräte noch nicht der entsprechen- 
de Stellenwert beigemessen, wie ver- 
gleichsweise in Vietnam und Nicaragua. 

Eine Kurzdurchleuchtung der Projekte 
könnte festgesetzt werden. Die aufgeführ- 
ten Beispiele machen bereits deutlich, 
daß Projektevaluierungen anstehen. Noch 
dringender wäre die Untersuchung von 
Funktion und Stellenwert in Bezug auf 
die Bedürfnisse in der augenblicklichen 
Situation des Landes. 
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Die einfache Wertung durch Botschaf- 
ter Klaus Zeller anläßlich eines Empfangs 
für Minister Warnke, daß die Koopera- 
tion in den Bereichen und mit den Priori- 
täten: Rohstoffgewinnung, Technikeraus- 
bildung und Kommunikation hervorra- 
gend plaziert ist, reicht sicher nicht aus. 
Ebensowenig dient es der Qualifizierung ' 
der deutschen Beziehung zu beteuern, 
daß Europa auf die „Förderung globaler 
Wohlfahrt, Beiträge zur globalen Kultur, 


Technologie und Management von Re- 
sourcen für Männer und Frauen von mor- 
gen“ bedacht ist. (vor dem MBC im Mai 


’85) 

Frau Elke Warnke löste sich gelegent- 
lich aus dem Schatten ihres Ministerge- 
mahls und suchte unter anderem den 
Kontakt mit philippinischen Frauengrup- 
pen. Sie traf jedoch in Anlehnung an die 
Kontakte ihres Mannes lediglich mit So- 
zialministerin Sylvia Montes, der Präsi- 
dentin des Nationalverbandes der 
Frauenchubs und Vicky Valdepenas, der 
Frau des Hauptverhandlungspartners ih- 
res Mannes, zusammen. Mehr als der 
Austausch von Höflichkeiten hat offen- 
sichtlich nicht stattgefunden. 

Ein kritischer Kommentar von philip- 
pinischen Frauen merkte dazu an, anstatt 
Frauen zu hofieren, die den Diktator un- 
terstützen, hätte Frau Warnke besser dar- 
an getan, unabhängige und gesellschaft- 
lich engagierte Frauengruppen kennenzu- 
lernen, um mit ihnen den als Heiratsver- 
mittlung kaschierten Sextourismus zwi- 
schen der Bundesrepublik und den Phi- 
lippinen zu erörtern und auch zu erfah- 
ren, nach welchen Methoden deutsche 
Textil- und Elektronikfirmen philippini- 
sche Frauen ausbeuten. 

Auch Tage nach Warnkes Abreise 
konnte nicht in Erfahrung gebracht wer- 
den, ob der gleichzeitige Aufenthalt von 
23 west-deutschen Polizeioffizieren unter 
dem Kommando eines Polizeimajors. in 
Manila in Zusammenhang mit dem Mini- 
sterbesuch stand. Nach offizeller Version 
handelte es sich um einen Erfahrungsaus- 
tausch mit dem Northern Police District 
Manilas über „Projekte in Slumgebieten, 
Bekämpfung von Kriminalität und ähnli- 
chem...“ 


Anmerkungen: 

1. Der Makati Business Club ist eine Unternehmer- 
organisation, die seit der Ermordung Aquinos 
dem Marcos-Regime oppositionell gegenüber- 
steht. 

2. Die gesamte Auslandsschuld betrug Anfang 1985 
26 Mrd. US$ (NZZ vom 25.1.85). 

3. Der amerikanische Finanzminister James A. Ba- 
ker hat am 8.10.1985 auf der Jahrestagung von 
IWF und Weltbank in Seoul einen „Drei-Punkte- 
Plan“ zur Lösung der sog. „Schuldenkrise“ vorge- 
legt: 

— Die Hauptschuldnerländer sollen nach Maß- 
gabe des IWF eine Strukturanpassungspolitik be- 
treiben, die auf Förderung des Wachstums, Ver- 
besserung der Zahlungsbilanz und Eindämmung 
der Inflation ausgerichtet ist, 

— dazu sollen die Kreditmittel von Weltbank und 
IWF in den nächsten drei Jahren um weiter 9 Mil- 
liarden US-Dollar aufgestockt werden und 

— zusätzlich mit 20 Milliarden US-Dollar, die die 
privaten Banken aufbringen müßten, kombiniert 
werden. 

Die bisherige knallharte Zwangsanpassungspolitik 
an den Weltmarkt soll also forıgesetzt, aber durch 
eine offene Kommerzialisierung der sog. Entwick- 
lungshilfeleistungen für die nächsten drei Jahre et- 
was abgepolstert werden. 

Selbst Bundesfinanzminister Stoltenberg fiel in Se- 
oul auf, daß der Baker-Plan die hohen US-Zinsen 
aus dem „Verschuldungsproblem“ einfach aus- 
klammert. Stattdessen sollen die Probleme der 
US-Privatbanken jetzt teilweise auf das internatio- 
nale Kapital abgewälzt werden. Wohl besonders 
deswegen ist der Plan auch im IWF nach wie vor 
umstritten. R 

4. Eduardo Cojuangco kontrolliert praktisch als Mo- 
nopolist die Verarbeitung und Vermarktung von 


Kopra, bislang neben Zuckerrohr mit das wich- 
tigste Exportprodukt der Philippinen. Speziell in 
den siebziger Jahren konnte er seinen ökonomi- 
schen und politischen Einfluß stark ausbauen. Er 
spielt eine wichtige Rolle in der Regierungspartei 
KBL und war verschiedentlich sogar schon als 
möglicher Marcos-Nachfolger im Gespräch. Er 
hält sich praktisch eine Privatarmee und unter- 
stürzt besonders die sog. „Integrated Civilian Ho- 
me Defence Forces“, die für ihren Terror gegen 
die Bevölkerung berüchtigt sind. 

Der IWF hat dieses Jahr das Zurückhalten eines 
Kredites von 453 Mio. US-Dollar an die Philippi- 
nen u. a. damit begründet, daß der Niedergang von 
Kopra als Exportprodukt in den letzten Jahren mit 
der Vetternwirtschaft von Marcos und Cojuangco 


zusammenhänge und entsprechende Änderungen 
verlangt (vgl. „taz“ v. 1.11.1985). 
Sigi Turner, Manila 


Offener Brief an Frau Warnke 


Die Frau des BRD-Ministers für Wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit, Frau Elke Warnke, teil- 
te uns bei ihrem Besuch mit, sie sei „erstaunt, 
wie aktiv die Philipinischen Frauen seien, von 
den Frauen auf dem Land angefangen bis hin 
zu denen in den obersten Schichten der Ge- 
sellschaft.“ Auf den ersten Blick mag sie viel- 
leicht gute Gründe für diese Einschätzung ha- 
ben. Würde sie aber die Probleme der Filipi- 
nas näher betrachten, wäre es schwierig für sie, 
diese Bemerkungen aufrechtzuerhalten. Denn 
in einer Zeit, in der viele Filipinas durch 
Briefkasten-Vereine deutschen Männern als 
Bräute zum Opfer fallen, oder gar als Prostitu- 
ierte und Nachtklub-Tänzerinnen im Ausland 
enden, ist es schwer möglich, diese Worte mit 
der Wirklichkeit in Einklang zu bringen. 
Tatsächlich gibt es einiges darüber zu sagen, 
wie eine „Kooperation“ zwischen den beiden 
Ländern aussehen soll, insbesondere zwischen 
deutschen und philippinischen Frauen. Auf 
der strukturellen Ebene ist die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit weitgehend einseitig abge- 
laufen: Westdeutsche Firmen kommen mit 
hightech aus zweiter Hand zu uns, deutsche 
Manager und deutsches Kapital mit der Ab- 


sicht, unsere Arbeitskraft und Ressourcen aus-. 


zubeuten. Bundesdeutsche Konzerne wie 
Triumph International und verschiedene Tex- 
tilfabriken stellen philippinische Frauen ein. 
Kinder, sowohl Mädchen als auch Jungen, ver- 
kaufen für fast nichts deutsche Süßwaren auf 
der Straße, von den frühesten Morgenstunden 
bis tief in die Nacht hinein. Sie setzen sich da- 
bei erheblicher Gefahr im Straßenverkehr Ma- 
nilas aus. 

Die Programme eures Kulturzentrums hier 
bieten deutsche Filme, führen deutsche Künst- 
ler und ihr Werk vor, ohne jeglich kritische 
Analyse der Inhalte. 

Diese Vorführungen gelten einer Bevölke- 
rung, die kaum die Möglichkeit hat, die Hin- 
tergründe solcher Kultur kritisch einzuschät- 
zen. Aber auch auf der persönlichen Ebene 
wird es wohl kaum dazu kommen, daß west- 
deutsche Manager das Bewußisein der Filipi- 
nas über ihre Lage erweitern, denn ihnen ist es 
wichtig, daß die Quoten innerhalb der Acht- 
Stunden Frist eingehalten werden, um der 
deutschen Perfektion genüge zu tun. Im Ver- 
gleich zu anderen Arbeiterinnen bekommen 
sie höhere Gehälter, aber zu welchem Preis? 
Es kostet sie ihre Würde und den Verlust einer 
Perspektive, daß Leben mehr bedeutet, als fi- 
nanzieller Verdienst unter dem kapitalisti- 
schen System. 

Vielleicht aber sollten wir das System selbst 
zur Rechenschaft ziehen. 

Ein weiterer Grund für dieses Schreiben ist 
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die Gegenwart des anderen Teils eures Lan- 
des, der Deutschen Demokratischen Republik. 
Die philippinischen Frauen haben von diesen 
deutschen Frauen gehört. Ich selbst habe mich 
mit ihnen getroffen und mit ihnen diskutiert, 
und fand sie humaner als fast alle anderen 
Frauen, denen ich im Westen begegnet bin. 
Wenn aber Beamte oder Politiker aus der 
BRD hierher kommen, tun sie so, als ob es das 
andere Deutschland nicht gäbe, als ob dort 
nicht Leute mit denselben historischen Wur- 
zeln und einer gemeinsamen kulturellen und 


politischen Geschichte lebten. Was für ein an- 
deres Bild kann uns eigentlich ein Minister 
oder seine Frau vermitteln, als das eines blin- 
den Beamten, blind gegen die eigenen Ver- 
wandten und Familien auf der anderen Seite 
des Zauns. Für uns in einem Land der Dritten 
Welt, wo überall von „Entwicklungs-Model- 
len* palavert wird, ist dieses Bild sicher sehr 
verzerrt. Das aber veranlaßt uns, mehr zu un- 
seren eigenen Visionen darüber zu kommen, 
was wir eigentlich wollen. 

Wenn Frau Warnke wirklich praktizieren 
will, was sie sagt, sich für Frauenfragen zu en- 
gagieren, dann sollte sie vielleicht nicht nur ih- 
ren Mann begleiten und dessen Programm fol- 
gen oder nur die traditionellen Frauengruppen 
besuchen, die seit langem dafür bekannt sind, 
daß sie die Frau des Diktators als wichtigste 
Person für Frauenfragen begreifen, obwohl 
philippinische Frauen hier und in vielen ande- 
ren Ländern prostituiert werden. Statt dessen 
hätte sie wahrscheinlich mehr davon, sich mit 
den armen Frauen der städtischen Slums zu 
treffen, vielleicht in einer ihrer armseligen 
Hütten zu übernachten; oder die Frauen zu 
besuchen, die bei den bundesdeutschen Multis 
arbeiten, oder zu Frauen auf dem Land zu ge- 
hen, die gezwungen werden bundesdeutsche 
Düngemittel und Pestizide auf ihren Farmen 
zu verwenden. 

Zusammenfassend meine ich, daß die Be- 
freiung der philippinischen Frauen mit noch so 
viel deutschem Geld im Rahmen eines Ab- 
kommens über wirtschaftliche Zusammenar- 
beit nicht zu erreichen ist. Diese Gelder wer- 
den eindeutig durch eine Bürokratie geleitet, 
die nur den Zweck hat, mehr Profite für multi- 
nationale Firmen und Kapitalisten überhaupt 
zu ermöglichen. Kooperation muß so definiert 
sein, daß sie unserem Land zugute kommt, ei- 
nem Land, das schon lange ausgeplündert wird 
und in dem die Leute jahrhundertelang ausge- 
beutet wurden. Frauenbefreiung im echten 
Sinne des Wortes wird nur dadurch möglich 
sein, daß Differenzen und Widersprüche in of- 
fenen und ernstgemeinten Diskussionen aus- 
getragen werden und Maßnahmen ergriffen 
werden, diese Differenzen in ausgleichenden 
und parallel verlaufenden politischen Ansät- 


zen zu beheben. 
Wilhelmina Orozco 
Makamasa und andere 
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Folter in Kolumbien 


Ex-Präsident Ayala wird in der kolumbianischen Presse fast nur noch mit Sonnenbrille gezeichnet. 


Sein Kommentar zu den Foltervorwürfen: 


„Tragt dunkle Brillen 


statt Kapuzen“ 


Staatsrat verurteilt Militär wegen Folter 


In Kolumbien fällte der Staatsrat als oberste verwaltungsgerichtliche In- 
stanz des Landes ein wichtiges Urteil in Sachen Folter: Das Verteldigungs- 
ministerium wurde verpflichtet, hohe Entschädigungsleistungen wegen 
Folterungen an einer Ärztin im Januar 1979 aufzubringen. Militärische und 
politische Würdenträger von Rang werden für die Durchführung und Zu- 
lassung der Folterungen verantwortlich gemacht. Wegen der politischen 
Tragweite des Urteils legte das Verteidigungsministerium inzwischen au- 
Berordentliche Rechtsmittel dagegen ein. Der Prozeß wurde im August an- 
nulliert, das Verfahren muß „wegen neuer Bewelse“ wieder aufgenommen 


werden. 


In der Neujahrsnacht 1979 erbeutete die 
kolumbianische Guerrilla-Organisation 
„Bewegung 19. April“ (M-19) in einer 
ausgeklügelten Aktion aus der Militärbri- 
gade im Norden Bogotäs mehrere tau- 
send Waffen. Unmittelbar danach wurden 
in Bogotä und in anderen Teilen des Lan- 
des Hunderte von Menschen verhaftet. 
Sie wurden bezichtigt, Mitglieder oder 
Sympathisanten der M-19 zu sein und mit 
dem massiven Waffenraub in Verbindung 
zu stehen. 

Im Zuge seiner Fahndungsmaßnahmen 
gelang es dem Militär, einen beachtlichen 
Teil der Waffen zurückzugewinnen. Die 
provokative Aktion der M-19 wurde als 
Vorwand genommen, um massiv gegen 
die Opposition im Lande vorzugehen. In 
den meisten Fällen von Hausdurchsu- 
chungen und Verhaftungen handelte es 
sich nicht um Mitglieder der M-19, son- 
dern um wichtige Vertreter von legalen 
politischen Organisationen, Gewerk- 
schaften, Bürgerinitiativen und der India- 
nerbewegung. Die systemkritische Oppo- 
sition Kolumbiens hatte zu dieser Zeit re- 
lative Fortschritte erzielen können. Bei 
den Verhaftungen waren rechtsstaatliche 
Prinzipien außer Kraft gesetzt. Es wurde 
sogar gegen minimalste Rechte, die ein re- 


pressives „Sicherheits-Status“ vorschrieb, 
verstoßen. Die Festgenommenen unter- 
standen der Militärgerichtsbarkeit. Bei 
den Verhören wurde Folter institutionali- 
siert. Zivile Kontrolibehörden wie die Na- 
tionale Staatsanwaltschaft versäumten 
oder unterließen es, Einfluß zu nehmen 
und die Macht der Militärs zu beschnei- 
den. Rechtsanwälte wurden von den mili- 
tärischen Behörden unter Druck gesetzt; 
die Möglichkeiten der Verteidigung von 
Hunderten von Verhafteten war nicht 
mehr gegeben. Das Militär bestimmte, 
was mit der Opposition geschehen sollte, 
und hatte dafür die Rückendeckung des 
Präsidenten. Der Verteidigungsminister 
war der eigentlich Mächtige im Staate. 


Der Fall Olga Löpez 


Ein Opfer dieser Repressionswelle, die 
im Januar 1979 in Kolumbien einsetzte, 
war die Ärztin Olga Löpez Jaramillo. 
Laut Text des Staatsrats-Urteils hatte sie 
in der Zeit vor dem Waffenraub zwei 
mutmaßliche Mitglieder der M-19 medi- 
zinisch behandelt. Ihr Name war auf den 
Listen des Militärgeheimdienstes vorge- 
merkt. 

Um vier Uhr morgens am 3. Januar 


1979 wurde die Straße, wo Frau Lopez in 
Bogotä wohnte, von mehreren Einheiten 
des Heeres abgeriegelt. Fünf Stunden 
dauerte die Durchsuchung ihrer Woh- 
nung, die der heutige Heeres-Mayor Leo- 
poldo Hincapie Segrera befehligte. Die 
Arztin Olga Löpez und ihre fünfjährige 
Tochter Olga Helena wurden gezwungen, 
sich mit dem Gesicht nach unten auf den 
Boden zu legen, während die Soldaten die 
Wohnung durchstöberten. Der Lauf einer 
Maschinenpistole war ständig auf Mutter 
und Tochter gerichtet. 

Um neun Uhr wurden beide unter mili- 
tärischem Geleitschutz an einen zunächst 
unbekannten Ort gebracht. Familienange- 
hörige durften nicht benachrichtigt wer- 
den. Das fünfjährige Mädchen wurde von 
seiner Mutter getrennt. Es blieb zehn 
Stunden lang in den Händen der Militärs 
und wurde unaufhörlich verhört. Von sei- 
nem Weinen und angsterfüllten Schreien 
nach der Mutter wurden Tonbandaufnah- 
men gemacht. Danach wurde das Kind 
dem Großvater übergeben. Dieser mußte 
unterzeichnen, seine Enkelin in „perfek- 
tem körperlichen Zustand“ erhalten zu 
haben. _ 

Die Ärztin Olga Löpe war in den er- 


'sten siebzehn Tagen ihrer Haft vornehm- 


lich in den Pferdeställen der Brigade der 
Militärinstitute (BIM) im Norden Bogo- 
täs untergebracht. Dort waren Hunderte 
von Gefangenen, die das gleiche Schicksal 
erlitten hatten, vorerst untergebracht. Ih- 
re Kommunikation untereinander wurde 
jedoch beschnitten. 

In den ersten Tagen ihrer Haft mußte 
Olga Löpez fast immer stehen und hatte 
ständig die Augen verbunden. Drei Tage 
lang erhielt sie nichts zu essen. 

Jeweils spät in der Nacht wurde sie mit 
einem Militärfahrzeug an einen unbe- 
kannten Ort gebracht, der aus einer Art 
unterirdischem Tunnel bestand. Im Nach- 
hinein wurde dieser Ort als das berüchtig- 
te geheime Folterzentrum „Die Höhlen 
von Sacramonte* identifiziert. Dieses 
Folterzentrum war am Rand des Dorfes 
Facatativä in der Nähe von Bogotä. Heute 
sind dort die „Kommunikationsschulen“ 
des Heeres installiert. 

Zehn Tage lang erlitt Olga Löpez an 
diesem Ort die brutalsten Folterungen. 
Sie wurde an ihren auf dem Rücken zu- 
sammengebundenen Händen aufgehängt. 
In dieser Stellung versetzten ihr die Fol- 
terknechte Schläge in den Unterleib, in 
die Rippen und besonders auf den Kopf, 
in Höhe der Schläfen. Ihre Brüste „behan- 
delten“ sie mit einer Art Pinzette und 
drohten: „Sing, oder wir holen dir die 
Milch raus!“ Am schlimmsten war für Ol- 
ga Löpez die Drohung, sowohl sie als 
auch ihre kleine Tochter zu vergewalti- 
gen. Um den Anschein zu erwecken, daß 
ihre Tochter ebenfalls in den Händen ih- 
rer Peiniger sei, spielten diese die Kasset- 
te ab und Olga Löpez mußte die angster- 
füllten Schreie ihrer Tochter hören. Sie 
merkte nicht, daß es sich um eine Ton- 
bandaufnahme handelte. 

Der bei den Folterungen nackten Frau 
wurde deutliche gemacht, daß man sie zu- 
nächst mit einem Stock vergewaltigen 
wolle, und dann „nacheinander“. Ein Mit- 
gefangener, dem die Augenbinde abge- 
nommen wurde, um ihn durch das Mitan- 
sehen der Greueltaten einzuschüchtern 
und zu einem „Geständnis“ zu bringen, 
sollte gezwungen werden, sich an der 
Vergewaltigung zu beteiligen. 

Die Inquisiteure verbargen ihre Identi- 
tät hinter schwarzen Kapuzen und rede- 
ten sich nie mit Namen an. Olga Löpez 
beschimpften sie als „Subversiven-Nutte“* 
und als entmenschlichte Mutter, da sie 
„noch nicht einmal um ihrer Tochter wil- 
len kollaboriere“. Gegen Ende der Ver- 
hörphase legten sie der Ärztin einen 
Strick um den Hals und gaben vor, sie zu 
erwürgen, wenn sie kein Geständnis able- 
ge. Vor der ersten Vorführung vor dem 
Militärischen Untersuchungsrichter ga- 
ben sie Olga Löpez eine Tasse Zucker- 
wasser. Als ihre Zunge einschlief, merkte 
die Ärztin, daß dem Wasser ein Betäu- 
bungsmittel beigemischt war. Sie nahm 
große Mengen Wasser aus der Kloschüs- 
sel zu sich und verursachte dadurch eine 
Magenspülung. Sie hätte unter Einwir- 
kung der Droge mit halluzinogener Wir- 


kung eidesstattliche Erklärungen abgeben 
sollen. 

Ihren Schergen ausgeliefert und von 
der Außenwelt abgeschnitten, versuchte 
Olga Löpez — am Ende ihrer Kräfte — 
sich die Pulsadern aufzuschneiden. Sie 
wurde in die Erste-Hilfe-Station der Mili- 
tärbrigade gebracht und notdürftigst be- 
handelt. Eine Bluttransfusion wurde ihr 
verwehrt. Danach gingen die Verhöre 
weiter... 

Nach der gesetzlich erlaubten Zeit der 
incomunicado-Haft gäb Olga Löpez vor 
dem militärischen Untersuchungsrichter 
an, daß sie physisch und psychisch gefol- 
tert worden sei. Ihr Rechtsanwalt bat um 


Untersuchung der Vorfälle. Zu diesem 
Zeitpunkt hatte Olga Löpez deutliche 
Spuren von den Folterungen am ganzen 
Körper und machte — nach Zeugenaussa- 
gen — einen verzweifelten und depressi- 
ven Eindruck. Es fiel ihr schwer, zusam- 
menhängend zu sprechen. 

Der Rechtsanwalt wurde auch bei der 
aufsichtspflichtigen Staatsanwaltschaft 
vorstellig und machte eine Eingabe zur 
Untersuchung der Foltervorwürfe. Wie in 
vielen anderen Fällen wurde der Be- 
schwerde weder von den Zivil- noch von 
den Militärbehörden ernsthaft nachge- 
gangen. 

Nachdem auch nach sechs Monaten 
noch keine Untersuchung eingeleitet wor- 
den war, setzte die Kolumbianische Ärz- 
te-Vereinigung eine bezahlte Anzeige in 
die überregionale Tageszeitung EL 
TIEMPO. Unter dem massiven Druck 
der Öffentlichkeit ordnete die Staatsan- 
waltschaft ein nachträgliches psychiatri- 
sches Gutachten des gerichtsmedizini- 
schen Instituts an. Laut diesem Gutachten 
vom 23. Juli 1979 wurden bei Olga 
Löpez „psycho-pathologische Spuren, die 
von Folterungen in der ersten Phase der 
Haft herrühren können, festgestellt. Ihr 
Elektroenzephalogramm zeigte Anorma- 
litäten.“ 

Gegen Olga Löpez war ein Haftbefehl 
ausgestellt worden und sie wurde in den 
„Picota-Prozeß* einbezogen, einen 
Kriegsgerichtsprozeß, in dem mehr als 
200 vermeintliche und wirkliche Mitglie- 
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der der M-19 des massiven Waffenraubs 
angeklagt wurden. Die Ärztin wurde des 
politischen Delikts der Rebellion bezich- 


tigt. 

Am 13. Januar 1981 mußte Olga 
Löpez aufgrund der Entscheidung des 
Militärgerichts freigelassen werden. Die 
Anklage konnte nicht erhärtet werden. 
Der Militärrichter mußte der Ärztin ihre 
absolute Untadeligkeit und Unschuld be- 
scheinigen. Nach über zwei Jahren unge- 
rechter Haft konnte Olga Löpez das Ge- 
fängnis verlassen. 

Zwei Monate nach der Entlassung von 
Olga Löpez drangen Einheiten des Mili- 
tärs in die Wohnung ihres Vaters ein, 
durchsuchten diese und fragten nach dem 
Aufenthaltsort von Olga, Da sich Olga 
Löpez nach diesem Vorfall in Kolumbien 
nicht mehr sicher fühlte, bat sie um politi- 
sches Asyl in Frankreich. 


Das Urteil des Staatsrats 


So weit der Fall von Olga Löpez. Es ist 
ein dramatischer Fall, aber nur einer un- 
ter Hunderten. Eine Mission von amnesty 
international im Januar 1980 kam zu dem 
Ergebnis, daß bei Verhaftungswelle 1979 
Folterungen zu institutionalisierten Maß- 
nahmen bei den Verhören wurden. Auf- 
grund der Aussagen von politischen Ge- 
fangenen und nach kurzzeitiger Inhaftie- 
rung Freigelassener wurden von den mili- 
tärischen Behörden ca. 50 verschiedene 
Foltermethoden angewendet, die alle auf 
dem UN-Kodex grausamer, unmenschli- 
cher und degradierender Behandlung ste- 
hen. Es wurden mindestens 33 Folterzen- 
tren identifiziert. 

Andere nationale und internationale 
Menschenrechtsorganisationen (z. B. die 
der OAS) und parlamentarische Kom- 
missionen kamen zu vergleichbaren Er- 
gebnissen hinsichtlich der „Übergriffe“ 

des Militärs, die im Jahre 1979 eskalier- 
ten. 

Nur wenige Folteropfer stellen Strafan- 
zeige gegen den Staat. Meist „verschwin- 
den“ eventuelle Beweise wie medizinische 
Gutachten aus den Akten staatlicher und 
militärischer Behörden, — auf wunderli- 
che Weise. Einen Prozeß zu führen kostet 
Geld, und wer Klage erhebt, muß mit Re- 
pressalien der Militärs rechnen. Es ist 
schwer, Personen zu finden, die bereit 
sind, Zeugenaussagen abzulegen. Und ein 
wichtiges psychologisches Moment: Pro- 
zesse dauern Jahre, und Folteropfer wol- 
len vergessen. Sie wollen nicht im Licht 
der Öffentlichkeit erscheinen und immer 
wieder erinnert werden an das, was mit 
ihnen, ihren Familienangehörigen und 
Freunden passiert ist. 

Die Familie von Olga Löpez, — sie 
zählt zu den einflußreicheren in Kolum- 
bien —, war mutig, Der Vater der Ärztin, 
Ex-Senator Ivän Löpez Botero, sie selbst 
und ihre Tochter Olga Helena führten’ 
Klage gegen das Verteidigungsministe- 
rium wegen der Geschehnisse von 1979. 

Zum ersten Mal in der Kolumbianischen 
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MAS (Todesschwadron) und Militär ist das gleiche 


Rechtsgeschichte wurde auf höchster ver- 
waltungsgerichtlicher Ebene über Folter- 
vorwürfe verhandelt. Das Urteil der Drit- 
ten Kammer des Staatsrats unter Vorsitz 
von Magistrat Jorge Valencia Arango 
wurde am 27. Juni 1985 gefällt. Das Ver- 
teidigungsministerium wurde dazu verur- 
teilt, den drei Klägern für die moralischen 
Schädigungen infolge der Folterungen im 
Jahre 1979 je tausend Gramm reines 
Gold (22 Mill. kol. Pesos = ca. 440.000 
DM) zu zahlen. Hohe Reparationsleistun- 
gen wurden für die materiellen Schäden 
von Olga Löpez angesetzt: für Lohnaus- 
gleichszahlungen für die zwei Jahre Haft- 
zeit, für die Kostenübernahme der psy- 
chiatrischen Behandlung etc. 

Das Gericht tat sich schwer, die Folte- 
rungen an Olga Löpez nachzuweisen und 
somit der Klage stattzugeben. Es gab kei- 
ne direkten Beweise. Dies ist normal bei 
Foltervorwürfen. Die Folterungen finden 
im Geheimen statt, sie sollen spurenlos 
sein. Die Folterer verbergen ihre Identi- 
tät, wollen anonym bleiben. So auch im 
Fall von Olga Löpez. — Das Gericht fällte 
sein Urteil schließlich aufgrund von Indi- 
zienbeweisen. Wichtigste Beweisstücke 
waren dabei mehrere psychiatrische Gut- 
achten, die Aussagen von Mitgefangenen 
und von Rechtsanwälten, die die Arztin 


zu Anfang ihrer Haftzeit gesehen hatten. 
Bedeutendstes Element war das Zeugnis 
des Mitgefangenen, der gezwungen wor- 
den war, sich die Folterungen an der 
Ärztin anzusehen. 

Laut Aussagen von ärztlichen Kollegen 
aus den Jahren 1978/79 war Olga Löpez 
vor ihrer Verhaftung seelisch und körper- 
lich völlig gesund. Die erhebliche Ver- 
schlechterung ihrer physischen und psy- 
chischen Verfassung (starke Angstzustän- 
de, Depressionen, psychosomatische Stö- 
rungen) mußte deshalb auf traumatische 
Erlebnisse in der ersten Phase der Haft 
zurückgeführt werden. 


Die eigentlich Verantwortlichen 


Das Oberste Verwaltungsgericht konnte 
nicht über die eigentlichen Verantwortli- 
chen für die Folterungen entscheiden, 
Dies liegt nicht in seiner Kompetenz. Die 
Kammer des Staatsrats hatte lediglich 
über die Berechtigung von Entschädi- 
gungsleistungen zu befinden. 

In dem Text des Urteils finden sich je- 
doch deutliche Hinweise auf diejenigen, 
die die persönliche und politische Verant- 
wortung für die massiven Folterungen im 
Jahre 1979 tragen. So heißt es u.a.: 

„..Die Streitkräfte, deren höchste 


Pflicht es sein müßte, das Leben der Bür- 
ger zu schützen..., richten ihre Waffen oft 
gegen wehrlose Bürger und verletzen so- 
mit die Verfassung.“ — Und an anderer 
Stelle: „...die Folterungen an all den Per- 
sonen, die in dieser Zeit in die Netze der 
Geheimdienste gerieten... erreichten ein 
frevelhaftes Niveau, und wurden weder 
vom Präsidenten der Republik als dem 
Oberbefehlshaber der Streitkräfte, noch 
vom Prokurator als oberstem Staatsan- 
walt der Nation verhindert.“ 

Denn: „Von den Vorgängen (im Fall O. 
Löpez, d. Vf.) waren informiert: der Präsi- 
dent der Republik, Dr. Julio Cesar Tur- 
bay Ayala, der Staatsanwalt der Nation, 
Dr. Guillermo Gonzälez Charry, die stell- 
vertretende Staatsanwältin, Dr. Susana 
Montes de Echeverry, der Kommandant 
der Militärbrigade, General Miguel Vega 
Uribe, sowie andere hohe Staatsangestell- 
te.“ - 

Eine Kopie des Urteils wurde an ge- 
richtliche Instanzen geleitet, die wegen 
der Verantwortlichkeit für die Folterun- 
gen ermitteln sollen. Der Staatsrat beruft 
sich bei seiner Urteilsfindung auf rechts- 
staatliche Grundprinzipien: 

„Demokratische Institutionen haben 
das Recht und die Pflicht, sich zu verteidi- 
gen..., aber es ist absolut unzulässig und 


dem Recht entgegengekehrt, daß die Ex- 
ekutive, gerade um Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit zu erhalten, irrationa- 
le und unmenschliche Methoden anwen- 


det,... (Methoden), die durch Gesetze be- 
straft und in Menschenrechtskonventio- 
nen weltweit geächtet werden... Dies be- 
deutet, daß genau die Prinzipien und 
Ideale, die angeblich verteidigt werden 
sollen, für nichtig erklärt werden.“ 


Die Reaktion des Militärs 


Das angeklagte Verteidigungsministerium 
fühlte sich im Prozeß schlecht vertreten. 
Der Verteidigungsminister behauptete, 
das Verfahren sei einseitig geführt wor- 
den. Die staatlichen Interessen hätten kei- 
ne Beachtung gefunden. 

Grundsätzlich gestand das Verteidi- 
gungsministerium der Anklage wegen 
Folter keine Berechtigung zu. Die kolum- 
bianische Militärjustiz hat bisher in kei- 
nem einzigen Verfahren Foltervorwürfe 
gebilligt. Deshalb sind für das Militär Fol- 
terungen in Kolumbien offiziell nie vorge- 
kommen. Die Generäle reden gern von 
gelegentlichen „Exzessen“, im Gegensatz 
zu Folterungen. 

Der bevollmächtigte Verteidiger des 
Militärs im Prozeß Olga Löpez führte — 
laut Urteilstext — an, daß der Staat für die 
Geschehnisse keinerlei Verantwortung 
trage. Diese seien nur „normale Konse- 
quenzen“ des Untersuchunsprozesses ge- 
wesen. Denn „ohne die Hilfe der Gewalt“ 
würden sich die Gesetze in lächerliches 
Gespött verwandeln. 

Aktueller Verteidigungsminister Ko- 
lumbiens ist General Miguel Vega Uribe, 
— also genau der Mann, der 1979 Kom- 
mandant der Militärbrigade von Bogotä 
war. Er hält das Urteil sowie die darauf 
erfolgte Presseberichterstattung für eine 
breit angelegte Diffamierungskampagne 
gegen das Militär und damit für einen Teil 
des subversiven Kampfes gegen die De- 
mokratie in Kolumbien. 

Wie Ex-Präsident Turbay Ayala klam- 
mert sich Vega Uribe an einer abgenutz- 


ten „Erklärung“ für die grausamen Hand- 
lungen fest: Die Verhafteten sollen sich 
immer selbst gefoltert haben. Denn sie 
hatten vor, das Militär schlecht zu ma- 
chen. 

Mit viel Geschick sucht das Verteidi- 
gungsministerium nun Lücken im kolum- 
bianischen Justizsystem. Durch Einlegen 
außerordentlicher Rechtsmittel wurde 
das Urteil am 10. August zunächst annul- 
liert. Das Verfahren muß neu aufgenom- 
men werden, das Verteidigungsministe- 
rium kündigte eine „neue Beweislage“ an. 
Mittlerweile wurde eine Verleumdungs- 
kampagne gegen Frau Dr. Löpez angefan- 
gen. Die „neuen Beweise“ des Verteidi- 
gungsministerium wurden bereits in der 
Presse lanciert. Die Zeitung EL TIEMPO 
druckte in der Sonntagsausgabe vom 4. 
August in Großaufmachung die Schei- 
dungsakte von Frau Dr. Löpez vom Nov. 
1977 ab. Spannungen in der Partnerbe- 
ziehung hatten zur Auflösung der Ehe ge- 
führt, — laut Urteil wurde die Scheidung 
ausgesprochen, „um größere psychische 
Traumata zu vermeiden.“ Die „neuen Be- 
weise“ des Verteidigungsministeriums 
stützen sich nun darauf, daß Frau Dr. Lö- 
pez schon vor ihrer Verhaftung psychisch 
labil gewesen sei. Ihre Depressionen und 
Angstzustände sollen also nicht von den 
Folterungen herrühren, sondern von ihrer 
gescheiterten Partnerbeziehung. Damit 
will das Verteidigungsministerium versu- 
chen, die Begründung des Urteils ins 
Wanken zu bringen. 


Politische Konsequenzen? 


Die Anstrengungen des Militärs, das Ur- 
teil zum Scheitern zu bringen, sind ver- 
ständlich. Denn es geht um das Beschnei- 
den von Macht, — und die harten Männer 
von 1979 haben auch 1985 noch einiges 
zu verlieren. Der Ex-Kommandant der 
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Brigade von Bogotä ist inzwischen Ver- 
teidigungsminister im Regierungskabinett 
von Präsident Belisario Betancur gewor- 
den. Bei seinem Amtsantritt ließ er sich, 
— gemäß des geänderten politischen Kli- 
mas —, als „Friedensminister“ feiern. Der 
meistgehaßte Mann von 1979, der dama- 
lige Verteidigungsminister General Ca- 
macho Leyva, vertritt mittlerweile die 
kolumbianische Republik in Italien. Er ist 
Botschafter in Rom geworden. Und Ex- 
Präsident Turbay Ayala, der sich 1979 im 
Ausland gern als „einziger politischer Ge- 
fangener“ seines Landes bezeichnete, ist 
weiterhin einflußreich in politischen Krei- 
sen. Seine Stellungnahme zum Staatsge- 
richtsurteil war dümmlich und zynisch. 
Von der kolumbianischen Wochenzeit- 
schrift SEMANA zu den massiven Fol- 
tervorwürfen während seiner Amtszeit 
befragt, meinte Turbay Ayala, es sei nicht 
richtig, daß er nicht interveniert hätte. 
Denn er habe sogar Anweisung gegeben, 
bei den militärischen Verhören die 
schwarzen Kapuzen wegzulassen und 
stattdessen dunkle Brillen zu tragen. Die 
Gefangenen hätten sich durch die Kapu- 
zen allzu belästigt gefühlt... 

Nach der Verkündung des Urteils ha- 
ben demokratische Kreise in Kolumbien 
den Rücktritt von Verteidigungsminister | 
Vega Uribe und das Abtreten des Bot- 
schafters in Rom, Camacho Leyva, gefor- 
dert. Doch an solche politische Konse- 
quenzen des Urteils ist kaum zu glauben. 
Trotz ausführlicher Dokumentation in 
der Presse und öffentlichem Druck haben 
sich weder Präsident Belisario Betancur, 
der sich gern als eigenwilliger Demokrat 
und Friedensstifter präsentiert, noch an- 
dere einflußreiche Politiker zu dem kriti- 
schen Thema der Verantwortlichkeit für 
die Folter geäußert. Der Verteidigungs- 
minister soll nicht in Frage gestellt wer- 
den, im letzten Präsidentschaftsjahr von 
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Betancur sollen die Spannungen mit dem 
Militär nicht noch verschärft werden. Das 
konjunkturelle Klima in Kolumbien trägt 
einiges dazu bei, durchgreifende Maßnah- 
men und damit ein Bekenntnis zur 
Rechtsstaatlichkeit unwahrscheinlich 
werden zu lassen. Die Wirtschaftslage hat 
sich zunehmend verschlechtert, Zuge- 
ständnisse an den Internationalen Wäh- 
rungsfonds führen zu massiven Teuerun- 
gen und steigender Arbeitslosigkeit. Der 
sogenannte „Friedensprozeß*, ein Waf- 
fenstillstand mit den wichtigsten Guerril- 
la-Gruppen und die Einleitung eines „na- 
tionalen Dialogs“ ist zumindest teilweise 
gescheitert. Heftige militärische Ausein- 
andersetzungen zwischen den offiziellen 
Streitkräften und Guerrilla-Verbänden 
sind wieder aufgeflammt. Diese politische 
Situation fördert es im Augenblick nicht, 
Zeichen zu setzen und Militär und andere 
Sicherheitsorgane in verfassungmäßige 
Schranken zu verweisen. 

Was mit Olga Löpez geschah, gehört 
nicht zur Geschichte. Ende September 
wurde in der kolumbianischen Presse ein 
Bericht des Internationalen Roten Kreu- 
zes bekannt. Es wird über massive Folter- 
vorwürfe von Gefangenen berichtet. 
1983/84, als längst ein anderer Präsident 
und Verteidigungsminister angetreten wa- 
ren. 


Nachbemerkung 


Am 6. November 1985 besetzte ein Kom- 
mando der M-19 den Justizpalast im 
Zentrum Bogotäs, in dem der Oberste 
Gerichtshof und der Staatsrat unterge- 
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bracht sind. Wesentliche Forderung der 
M-19 war, Platz in den Medien zu be- 
kommen, um Dokumente über den Bruch 
des Waffenstillstands und die Verant- 
wortlichkeit des Militärs dafür veröffent- 
lichen zu können. Präsident Belisario Be- 
tancur sollte zu einer Art Schauprozeß 
mit den Obersten Richtern geladen wer- 
den. 

Da „Demokratie und Institutionen auf 
dem Spiel standen“ (Präsident Belisario 
Betancur), wurde mit den Geiselnehmern 
der M-19 nicht verhandelt. Unter Einsatz 
von Panzern stürmten Spezialeinheiten 
von Polizei und Militär den Justizpalast. 
Bei der „erfolgreichsten Aktion des Jah- 
res“ (Sprecher des Militärs) kamen über 
hundert Menschen ums Leben. Über 60 
davon waren Zivilpersonen. Unter den 
Opfern befinden sich der Präsident und 
elf Richter des Obersten Gerichtshofes. 

Bei einem Brand, der durch das Bom- 
bardement der Soldaten ausbrach, wur- 
den die Archive und Prozeßakten des 
Obersten Gerichtshofs und des Staatsra- 
tes vernichtet. Unter den verbrannten 
Schriftsätzen sind auch die Originalunter- 
lagen zum Folter-Prozeß Olga Löpez. 
Kopien der. Justizakten sind in den mei- 
sten Fällen nicht vorhanden. - 

Die jüngste politische Entwicklung in 
Kolumbien (bis Ende Nov. 85) läßt dar- 
auf schließen, daß die Hoffnungen auf ei- 
ne demokratische Öffnung begraben wer- 
den müssen. Die militärische Lösung der 
Justizpalast-Affäre wird verschiedentlich 
als „Putsch der 28 Stunden“ bezeichnet. 
Das Militär hat eindeutig an Terrain ge- 
wonnen. Bettina Reis 
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BRD-Nuklearexporte 


Auf dem Weg zur Bombe 


Eine Bilanz der bundesdeutschen Nuklear-Kooperation 


mit der 3. Welt 


Die 3. Überprüfungskonferenz des 
Atomwaffensperrvertrags, die am 
20.9.1985 zu Ende ging, verlief 
ergebnisios.' Die zum Bau von 
Atombomben notwendigen Tech- 
nologien werden weiterhin in 
interessierte Dritte- Welt-Länder 
gelangen. So entdeckten Mitglieder 
der Bremer Arbeitsgemeinschaft 
gegen Rüstungsproduktion und 
Waffenhandel am 13.9.1985 im 
Schuppen 24 des Neustädter Ha- 
tens von Bremen mehrere einschlä- 
gige Kisten für das deutsch-argen- 
tinische Nukleargeschäft: Empfän- 
ger — KKW Atucha Il, Absender — 
Kraftwerksunion (Siemens)? 


In Argentinien landete die deutsche Nu- 
klearindustrie ihren ersten Coup. Bereits 
1968 setzte sie sich gegen internationale 
Konkurrenz durch und exportierte das 
Kernkraftwerk (KKW) Atucha I (Schwer- 
wasserreaktor), das im März 1974 in Be- 
trieb ging? Nachdem der Auftrag für ei- 
nen zweiten Schwerwasserreaktor 1973 
aus unerfindlichen Gründen an die kana- 
disch-italienische Konkurrenz verloren 
ging, griff die Kraftwerksunion (KWU) 
beim Ringen um Atucha Il in die Trickki- 
ste der Wettbewerbspolitik. Konkurrent 
Kanada forderte für die ebenfalls bestellte 
Schwerwasser-Anlage sog. full-scope- 
safeguards (strenge Sicherheitsauflagen), 
da eine solche Anlage zu den sensitiven, 
d.h. militärisch leicht nutzbaren Anlagen 
zählt. Die BRD lehnte dies zunächst ab, 
schloß sich aber — auf US-amerikani- 
schen Druck hin — der kanadischen For- 
derung an. Obwohl das kanadische Ange- 
bot wesentlich preisgünstiger war, kam 
die KWU 1979 doch noch zum Zug, in 
dem sie das Geschäft aufteilte: Den Reak- 
tor lieferte sie selbst, die sensitive Schwer- 
wasserfabrik durfte die Schweizer Firma 
Sulzer beisteuern, die full-scope-guards 
ließen sich damit umgehen.? Heute wird 
noch fleißig an Atucha II gebaut, die er- 
wähnten Kisten dienten offenbar als Zu- 
lieferung,. 


Inzwischen verfügt Argentinien bereits 
über alle Komponenten des Brennstoff- 
kreislaufes (s. Schaubild), womit die tech- 
nologischen Voraussetzungen des Bom- 
benbaus gegeben wären. Dazu trug die 
BRD einen erheblichen Teil bei: Eine Pi- 
lot-Wiederaufbereitungsanlage (WAA) 
entstand mit deutscher Unterstützung in 
Ezeiza bei Buenos Aires und lief 1969— 


1972 (offizielle Aufarbeitungskapazität: 
1kg pro Jahr)’, seit 1974 gibt es offiziell 


‚keine deutsch-argentinische Zusammen- 


arbeit auf dem Gebiet der Wiederaufbe- 
reitung mehr. 

Dennoch befindet sich eine argentini- 
sche WAA in Bau.’ Woher die Technolo- 
gie dazu wohl kommt, muß sich die seit 
dem 31.3.1969 in Form eines Rahmen- 


Atombomben und 
Atomkraftwerke 
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abkommens über nukleare Zusammenar- 
beit mit Argentinien eng verbundene 
BRD wohl fragen lassen. Eine im Bau be- 
findliche Urananreicherungsanlage unter- 
liegt nicht einmal den Sicherungsmaßnah- 
men der Internationalen Atomenergiebe- 
hörde LAEA (s. Kasten). 

Argentinien arbeitet auf dem nuklea- 
ren Sektor eng mit Brasilien zusammen, 
was die Bundesregierung „als wirtschaft- 
lich sinnvoll und der Vertrauensbildung 
zwischen beiden Staaten dienlich“ beur- 
teilt.? Beide Staaten sind weder Vertrags- 
staaten des Atomwaffensperrvertrages 
noch des lateinamerikanischen Vertrages 
von Tlatelolco (s. Kasten). 


Brasilien — Das große Geschäft in 
der Krise 


Der Jahrhundertvertrag, das „Bomben“- 
geschäft, das umfangreichste Außenhan- 
delsabkommen der Nachkriegsgeschichte 
bis dahin gelang der Bundesregierung mit 
den Militärs in Brasilien. Am 27.6.75 
schlossen beide Staaten in Bonn ein Re- 
gierungsabkommen ab, das Brasilien Zu- 
gang zum gesamten Brennstoffkreislauf 
verschaffen sollte: In 40 Privatverträgen 
und 2 zwischenstaatlichen Abkommen, 
denen die bereits 1969 getroffenen „Ver- 
einbarungen über wissenschaftlichen 
Austausch auf dem Gebiete der Atom- 
energie“ zugrunde lagen, nahm das Brasi- 
liengeschäft Formen an: 8 KKWs sollten 
bis 1990, die Hälfte davon bis 1986 fer- 
tiggestellt werden (KWU); eine Uranan- 
reicherungsanlage (STEAG, Interatom) 
sowie eine Pilotanlage zur Wiederaufar- 
beitung (KEWA, Uhde) bildeten die 
Kernprojekte des Geschäftes.” Zwar 
sollten alle von der BRD gelieferten An- 
lagen der JAEA-Kontrolle (s. Kasten) un- 
terliegen und nur mit Zustimmung der 
Bundesregierung an Drittländer expor- 
tiert werden dürfen, doch bezogen sich 
diese Vereinbarungen nicht auf von Bra- 
silien selbsterstellte Anlagen. Damit han- 
delte sich die BRD massive Kritik vor al- 
lem der Supermächte ein, der ein Uran- 
boykott der USA und Kanadas folgte.!? 
In der Zwischenzeit hat das hart durch- 
geboxte Geschäft allerdings erheblich an 
Substanz verloren. Den Träumen der bra- 
silianischen Militärs, dem Land zu einer 
raschen Industrialisierung zu verhelfen, 
setzte Präsident Sarney (Nachfolger des 
im Januar dieses Jahres gewählten, aber 
verstorbenen Präsidenten Neves) nicht 
zuletzt angesichts des gewaltigen Schul- 
denbergs endgültig ein Ende. Konkret se- 
hen die von ihm veranlaßten Kürzungen 
folgendermaßen aus: Nur noch für das 
mit 8 Jahren Verspätung am 1.1.85 in 
Betrieb gegangene und noch immer nicht 
reibungslos funktionierende KKW Angra 
I des US-Konzerns Westinghouse sowie 
für den im Bau weit fortgeschrittenen 
KWU-Reaktor Angra II steht noch Geld 
zur Verfügung.?® Dabei zielte Brasilien in 
Kooperation mit der BRD einmal auf den 
Aufbau einer vollständigen Nuklearindu- 


strie ab, die parallel zum Ausbau der 
Energiegewinnung aus Wasserkraft er- 
folgte.?! Die verfehlten Energiebedarfs- 
prognosen der 70er Jahre, die noch 1973 
(Energieplan „Plano 90“) einen Bedarfs- 
zuwachs von 300% Strom bis 1990 vor- 
hersagten, sollen in einer im April 1985 
von Energieminister Chaves in Auftrag 
gegebenen Studie aktualisiert werden.?? 
De facto vollzieht sich der Ausstieg aus 
dem deutsch-brasilianischen Abkommen 
aber schon seit Jahren. Während sich der 
Bau des US-Reaktors Angra Lin den 70er 
Jahren wegen technischer Probleme 'ver- 
bunden mit einer Kostenexplosion von 
geplanten 300 Millionen $ auf 1800 Mil- 
lionen $ verzögerte, ergaben sich prompt 
noch Schwierigkeiten mit den Fundamen- 
ten der KWU-Kraftwerke Angra-II und 
-III (1979). Daraufhin kamen die Bauar- 
beiten an den KWU-Reaktoren begün- 
stigt durch die sich anbahnende Weltwirt- 
schaftskrise zum Stillstand.?? Sicherlich 
spielten dabei aber auch prekäre Details 
des Vertrages, die erst 1979 bekannt wur- 


den, eine Rolle. Die KWU sicherte sich 
praktisch die vollständige Kontrolle der 
von ihr erbauten Atomanlagen über ein 
„technisches Komitee“ (4 stimmberech- 
tigte KWU-Mitglieder, ein Brasilianer oh- 
ne Stimmrecht), in dem alle wichtigen 
Entscheidungen getroffen werden. Dies 
führte zu Kontroversen zwischen den 
Vertragspartnern, da die deutsche Wirt- 
schaft auf diese Weise eine Machtposition 
in einem Schlüsselsektor der brasiliani- 
schen Wirtschaft erlangte.* 

1984 strichen die brasilianischen Mili- 
tärs zwei der geplanten Reaktoren. Aller- 
dings wurde ein Standort an der Küste 
von Sao Paulo noch für den dritten und 
vierten KWU-Meiler geräumt, die ange- 
stammte Bevölkerung (3500 Bauern und 
Fischer) vertrieben.?? 


Atombombe — Made in Brasilia? 


Trotz dieser Kürzungen ist die Gefahr der 
Herstellung einer brasilianischen Bombe 
keineswegs gebannt. Allzu deutlich sind 
die Hinweise auf das Interesse der Mili- 


tärs und anderer Oberschichtsfraktionen 
an der „eigenen“ Bombe.?° Die Zündung 
der indischen Atombombe 1974 wirkte 
auf sie wie ein Schock, ihr Großmacht- 
denken erhielt einen Knacks.?? „Die Re- 
gierung muß entdeckt haben, daß das 
Land in Beziehung zu Argentinien oder 
Indien im Rückstand war“, spekulierte ei- 
ner der wichtigsten brasilianischen Physi- 
ker Jos€ Lopes.2® Spätestens seit diesem 
Zeitpunkt dürften militärische erle- 
gungen mit eine Rolle beim Ausbau des 
Atomprogrammes gespielt haben. 

Mit der sich verschärfenden Wirt- 
schaftskrise verlangsamte die Regierung 
den Bau der Atommeiler zwar, aber der 
totale Ausstieg aus der sündhaft teuren 
Atomtechnologie wurde nie angestrebt. 
Selbst die zivilen Politiker beteuern, — 
bei aller wählervolkgefälligen Kritik am 
Vertrag mit der BRD —, daß die Beherr- 
schung des vollständigen Nuklearzyklus 
für Brasilien unentbehrlich sei, nur müsse 
der Rhythmus des Ausbaus der finanziel- 
len Lage angepaßt werden.?? Interessan- 
terweise sieht diese Anpassung dergestalt 
aus, daß der Ausbau einer sensitiven An- 
lage forciert, während der KKW-Bau zeit- 
lich gestreckt wird. So soll die Urananrei- 
chungsanlage in Resende ihre volle Kapa- 
zität (64 Tonnen niedrig angereichertes 
Uran pro Jahr) 1988 erreichen. Noch 
1983 schichtete man Mittel vom Kraft- 
werksbau in Richtung Anreicherungspro- 
jekt um.?° Eine eigene WAA wurde an- 
ei auf unbestimmte Zeit verscho- 

en. 


Militärische Nuklearforschung? 


Beim Aufbau einer „wissenschaftlichen 
Infrastruktur“, die zum Bau von Atom- 
bomben nötig ist, hilft die BRD fleißig 
mit. Es herrscht ein reger Wissenschafts- 
und Technologieaustausch. Militärische 
Absichten weisen Brasilien und „die 
BRAD in trauter Gemeinsamkeit zurück. 
Vorwürfe wegen Bombenplänen und ge- 
heimer Kernforschungslabors von brasi- 
lianischen Atomphysikern veranlassen 
die Bundesregierung nicht einmal zu ei- 
ner kritischen Nachfrage beim Vertrags- 
partner,’ da an der friedlichen Zielset- 
zung des brasilianischen Atompro- 
gramms offenbar keinerlei Zweifel ange- 
bracht seien. Doch folgende Zusammen- 
hänge geben zu denken: Das Institut für 
Nuklearenergieforschung (IPEN) in Sao 
Paulo ist das Zentrum der staatlichen Nu- 
klearforschung. Hier existiert vermutlich 
eine eigene Wiederaufbereitungsanlage 
mit einer jährlichen Kapazität von 5 Kilo- 
gramm Plutonium, außerdem wird Uran- 
dioxid gefertigt und ein 2 Megawatt-Re- 
aktor betrieben. Geführt wird das Institut 
von einem Befürworter der Atomwaffen. 
Die Kontrolle über die Aktivitäten liegt 
nicht bei der Internationalen Atomener- 
giekommission, der die Anlagen aus dem 
Atomvertrag unterstellt sind, sondern bei 
der brasilianischen Nationalen Atom- 
energiekommission, der ein Befürworter 
der atomaren Bewaffnung vorsteht.?? Da- 


Die Teilnehmer eines Kurses der Kernkraftschule Karlsruhe vor den KKW Biblis 


neben existieren andere nationale Atom- 
forschungsinstitute, die sich mit der An- 
reicherungstechnologie beschäftigen, nu- 
kleare Antriebe für Untereseeboote oder 
brasilianische Trägerraketen entwickeln 
— letzteres in Zusammenarbeit mit der 
Deutschen Forschungs- und Versuchsan- 
stalt für Luft- und Raumfahrt. 

Inzwischen tritt der größte Großwaf- 
fenexporteur der 3. Welt — Brasilien — 
auch im Nuklearbereich als Anbieter auf. 
Der Irak, dessen von Frankreich geliefer- 
ter Forschungsreaktor 1981 von Israel 
zerstört wurde, gilt als militärisch interes- 
sierter Kunde. Offiziell wird selbstver- 
ständlich dementiert. Um den Reigen 
komplett zu machen: Die deutsch-brasi- 
lianischen Forschungsanstrengungen 
führten Ende 1983 zur Entdeckung des 
siebtgrößten Uranlagers der Welt 
(160000 Tonnen), womit sich die gesam- 
ten brasilianischen Reserven auf über 
300.000 Tonnen erhöhten. Brasiliens 
Rohstoffversorgung in dieser Richtung 
scheint ebenso wie der bundesdeutschen 
Uranimport auf lange Sicht gesichert.”* 


Südafrika — Uranlieferant Nr. 1 


Trotz eines Verbotes der Vereinten Na- 
tionen (1974), das den Abbau und Ex- 
port von Rohstoffen aus Namibia unter- 
sagt, deckt die BRD ihren Uranbedarf 
zum Teil aus der namibischen Rössing- 
Mine, der größten Uranmine der Welt.” 
Die BRD steigerte gar den Anteil ihrer 
Uranimporte aus Südafrika (Machthaber 
in Namibia) von ursprünglich 27,2% 
(1965—1976) auf 43%, wobei dieser An- 
teil bis 1990 konstant bleiben soll.’ Die 
Gründe hierfür erläutert Otto Graf 
Lambsdorff: „In Kanada und Australien 
— das weiß jeder — ist die Lieferbereit- 
schaft (für Uran) eingeschränkt. Hingegen 
ist sie in Brasilien und Südafrika besser... 


Wir können uns nach meiner Meinung 
nicht entscheidend daran stoßen, daß die 
politischen Verhältnisse und die Gesell- 
schaftsordnung in diesen Ländern nicht 
unseren Geschmack entsprechen, um es 
sehr milde auszudrücken.“ (aus der 167. 
Sitzung des 7. dt. Bundestages vom 
24.4.75).°” Für Südafrika gilt diese Ein- 
schätzung bis heute. 

Es gab und gibt keine nukleare Zusam- 
menarbeit mit Südafrika, läßt die Bundes- 
regierung verlauten.’® Es wird lediglich 
zugegeben, daß 6 südafrikanische Wis- 
senschaftler vorübergehend bei Themen 
der kernphysikalischen Grundlagenfor- 
schung mitgearbeitet haben; eine Ausbil- 
dung auf dem Gebiet der Urananreiche- 
rung fand offiziell nicht statt.”” Aber in 
Südafrika existiert eine Urananreiche- 
rungsanlage (Valindaba), die 1977 in Be- 
trieb ging und keiner internationalen 
Kontrolle unterliegt. In dieser Anlage sol- 
len bis Mitte 1984 bis zu 650 kg'hochan- 
gereichertes Uran produziert worden 
sein, was zum Bau von einigen Dutzend 
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Kernsprengkörpern reichen würde. Eine 
zweite Anlage mit einer Kapazität von 50 
Tonnen niedrigangereichertem Uran soll 
1987 fertiggestellt sein.” Der Clou: Es 
bestand zwischen 1969 und 1975 offen- 
bar eine geheime Zusammenarbeit unter 
Mitwirkung von Regierungsvertretern 
und hohen Militärs der BRD, die es Süd- 
afrika ermöglichte das deutsche Uranan- 
reicherungsverfahren zu kopieren und 
selbst auf ihrer Anlage anzuwenden.” 
Doch lassen sich diese Angaben aufgrund 
der strikten Geheimhaltungspraxis in die- 
sem Bereich nicht beweisen. 

Nun stimmt es allerdings nachdenklich, 
daß Südafrika mit sehr hoher Wahr- 
scheinlichkeit am 22.9.1979, also 2 Jahre 
nach Inbetriebnahme seiner Urananrei- 
cherungsanlage, einen Atomtest durch- 
führte, Ein US-Überwachungssatellit re- 
gistrierte ein optisches Signal im südafri- 
kanischen Hoheitsgebiet, das dem „Dop- 
pelblitz“ eines Kerntests ähnelte.’? Au- 
Berdem erstand das Apartheidsregime 
Panzerhaubitzen des Typs G 6 Rhino, die 
taktische Nuklearsprengköpfe verschie- 
Ben können. Der deutsche Beitrag: eine 
Munitionsfüllanlage von Rheinmetall, oh- 
ne die dieses Artilleriesystem nicht funk- 
tionsfähig wäre. Wegen dieser Lieferung 
läuft seit 1977 ein Verfahren gegen 
Rheinmetall-Manager, da die Ausfuhr an- 
geblich ohne die notwendige Genehmi- 
gung der Bundesregierung erfolgte. Der 
Prozeßbeginn ist nun mit über 8 Jahren 
Verspätung für Anfang 1986 angesagt.” 


Indien — Pakistan: Nuklearer 
Rüstungswettlauf? 


Indien testete als erstes Land der 3. Welt, 
sieht man einmal von China ab, am 
18.5.1974 eine Atombombe; nach eige- 
ner Interpretation zu friedlichen Zwek- 
ken. Es wäre in der Lage binnen kürzester 
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Zeit eine Atomstreitmacht aufzubauen, 
scheint sich dabei aber zurückzuhalten, 
um international glaubwürdiger auf ato- 
mare Abrüstung drängen zu können.” 
Kurz vor dem Test schloß die BRD mit 
Indien ein Rahmenabkommen zur tech- 
nisch-wissenschaftlichen Zusammenar- 
beit ab, das am 7.3.1974 in Kraft trat. 
Bereits 1973 lieferte die Firma Uhde eine 
sensitive Schwerwasseranlage, die im in- 
dischen Bundesstaat Orissa bei Tulcher 
errichtet wurde.* 

Im Bereich der „friedlichen“ Nutzung 
der Kernernergie scheint es allerdings im- 
mer wieder zu technischen Schwierigkei- 
ten zu kommen. So konnte die KWU im 
April 1984 einen Beratervertrag für das 
Kraftwerk Tarapur abschließen, der nicht 
nur verschiedene Ingenieurleistungen, 
sondern auch die Lieferung von Ersatz- 
teilen aus dem stillgelegten Kraftwerk 
Grundremmingen A beinhaltet — Teile, 
die die USA nicht an Indien liefern woll- 
ten. Neben dem KKW Tarapur betreibt 
Indien 4 weitere KKWvs (unter internatio- 
naler Kontrolle) und baut an 5 weiteren, 
die bis spätestens 1992 fertiggestellt sein 
sollen (ohne internationale Kontrolle).*? 

Nachbaarstaat Pakistan verfügt nach 
eigenen Angaben über den gesamten 
Brennstoffkreislauf und scheint auch vol- 
ler Ehrgeiz an der „islamischen Bombe“ 
zu basteln. Dabei werden zwei Wege be- 
schritten: Waffenfähiges Plutonium pro- 
duziert Pakistan in den zwei einzigen 
KKWs des Landes, dem Natururanreak- 
tor Kanupp in Karachi und im For- 
schungsreaktor Parr im Atomforschungs- 
zentrum Pinstech in Islamabad. Isoliert 
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wird das Piutonium in der mindestens 
schon seit 1975 arbeitenden Pilot-WAA, 
die ebenfalls zum Pinstech-Zentrum ge- 
hört.*8 


Ein anderer Weg führt über die Uran- 
anreicherung zur Bombe. Pakistan mußte 
sich seine Materialien von rund 120 euro- 
päischen Firmen zusammenkaufen, um 
im Februar 1984 stolz von der erworbe- 
nen Möglichkeit der Urananreicherung 
berichten zu können.“ Dabei spielte die 
Freiburger Spezialfırma CES Kalthof eine 
unrühmliche Rolle, indem sie Kompo- 
nenten einer solchen Anlage illegal ver- 
kaufte. Ein eindeutiger Verstoß gegen 
den Atomwaffensperrvertrag und das 
Außenwirtschaftsgesetz, für den Ge- 
schäftsführer Albrecht Migule am 
11.3.1985 nur zu 8 Monaten auf Bewäh- 
rung (Höchststrafe: 3 Jahre) verurteilt 
wurde.°° Die Bundesregierung zweifelt 
dennoch nicht an der friedlichen Zielset- 
zung des pakistanischen Nuklearpro- 
gramms, das von Libyen und Saudi-Ara- 
bien angeblich finanziert wird.” Die 
deutsch-pakistanischa Zusammenarbeit 
erstreckt sich offiziell lediglich auf den 
nicht-sensitiven Bereich.’'! Ganz anders 
die regionale Großmacht Indien, dessen 
Ministerpräsident Gandhi nicht müde 
wird vor der nuklearen Aufrüstung Paki- 
stans zu warnen.’? Alle Versuche, beide 
Staaten zur Unterzeichnung des Atom- 
waffensperrvertrags zu bewegen, scheiter- 
ten, da Indien nicht auf der gleichen Stufe 
mit Pakistan stehen will. Ein Ausdruck 
für die angespannte Lage in dieser Re- 
gion. 
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Nukleare Aufrüstung im Nahen 
Osten? 


Die angebliche atomare Bewaffnung Isra- 
els motivierte nicht nur Pakistan zur In- 
tensievierung seines Nuklearprogramms,. 
sondern vor allem seine arabischen Nach- 
barn. Besonders der Irak, Ägypten und, 
mit Abstrichen, der Iran, reagierten mit 
Atomprogrammen. Dem Programm des 
Iraks setzte Israel, wie bereits erwähnt, 
mit der Zerstörung des irakischen For- 
schungsreaktors (1981) ein jähes Ende. 

Der Iran bestellte unter dem Schah 2 
KKWs, dessen Bau in Bushehr am 
1.7.1975 begann.?? Die Islamische Revo- 
lution brachte 1979 die Bauarbeiten zum 
Erliegen, so daß ein KKW-Block im 1. 
Bauabschnitt zu 80% und im 2. Bauab- 
schnitt zu 60% fertiggestellt ist; die Kern- 
reaktoren sind noch nicht installiert wor- 
den.®? Inzwischen erwägen KWU-Exper- 
ten die Fertigstellung eines Kraftwerk- 
blocks, wozu sie sich Anfang 1984 vor 
Ort erkundigten.’® 

ten steht noch am Anfang seines 

Atomprogramms. Es will zwei KKWs bei 
EI Dabaa errichten, wobei es sich mit ei- 
ner Fülle von Anbietern konfrontiert 
sieht. Die französische Firma Framatome, 
die derzeitig offenbar das Rennen an- 
führt, bekam durch ein sehr preisgünsti- 
ges Angebot der KWU Konkurrenz.’ Al- 
lerdings handelt es sich dabei um eine si- 
cherheitstechnisch abgemagerte Version 
eines Druckwasserreaktors, der in der 
BRD selbst gar nicht genehmigt würde.” _ 

Im Kampf um das Ägypten-Geschäft 
spiegelt sich eine Weltmarktsituation im 
Nuklearbereich wieder, die der Weiter- 
verbreitung von Atomwaffen und der Si- 
cherheitsgefährdung durch die KKW-Be- 
treiber in der 3. Welt sehr förderlich ist. 
Die stark exportabhängige Nuklearindu- 
strie (an ihrer Spitze die BRD mit 43% 
Exportanteil nach der Zahl der Anlagen) 
steckt weltweit in der Krise, da die Nach- 
frage fehlt. Die Gründe hierfür liegen auf 
der Hand: Internationale Schuldenkrise, 
geringerer Energiebedarf, verstärkter: 
Rückgriff der potentiellen KKW-Kunden 
auf eigene Energiereserven (z. B. Wasser- 
kraft, Sonnenenergie). Und wer wie die 
BRD nicht noch für das eigene Atomwaf- 
fenarsenal produziert, dem steht das 
Wasser innerhalb kürzester Zeit bis zum 
Hals. Von daher wurde auch kein Gedan- 
ke auf eventuelle regionale Krisenherde 
verschwendet, die sich durch Nuklearex- 
porte in Zukunft noch brisanter ausneh- 
men könnten. Ägypten beispielsweise ist 
der Großwaffenexporteur Nr. 1 der Drit- 
ten Welt°® und liefert Waffen sowie Mu- 
nition in Milliardenhöhe an den Groß- 
waffenimporteur Nr. 3 der Dritten Welt, 
den Irak. Dieser wiederum befindet sich 
seit über 5 Jahren im Krieg mit Nachbar 
Iran. 


Die Bundesregierung jedenfalls will 
sich mit einer gesunden Mischung aus Ig- 
noranz gegenüber politischen Machtkon- 
stellationen und Naivität aus der Nahost- 


Problematik ausklinken. In Bezug auf Is- 
rael heißt es: „Nach Kenntnis der Bundes- 
regierung wurden keine Nuklearanlagen 
an Stellen in Israel verkauft, verschenkt 
oder auf andere Weise übergeben“, was 
aber angesichts der Bedeutung Israels als 
Transitland im internationalen Waffen- 
handel wenig heißt. Über Israel soll übri- 
gens auch Südafrika Rüstungs- und Nu- 
kleartechnologie zumindest „häppchen- 
weise“ erhalten haben. 


Neuer Markt im Fernen Osten 


In den letzten Jahren entwickelte sich die 
Atommacht China zu einem interessanten 
Partner für die internationale Nuklearin- 
dustrie. Vor kurzem konnte die KWU in 
Zusammenarbeit mit der Bundesregie- 
rung einen Exporterfolg gegen starke 
Konkurrenz verbuchen. In einem nuklea- 
ren Kuhhandel verkaufte die KWU ein 
KKW und die BRD erhällt im Gegenzug 
eine Endlagerstätte für Atommüll in der 
Wüste Gobi.! Die Bundesregierung be- 
teiligt sich dabei mit einer 9 Milliarden 


Hermes-Deckung°? Genauere Modalitä- 
ten sind noch nicht bekannt. 

Die Volksrepublik China, die ihr 
Atomprogramm massiv ausbauen will (10 
KKWs bis zum Jahr 2000), schloß bisher 
mit 6 westlichen Ländern Kooperations- 
abkommen, interessanterweise auch mit 
den nuklearen Schwellenländern Argenti- 
nien und Brasilien.‘? 

Inzwischen plant das Land den Bau ei- 
ner WAA und einer Urananreicherungs- 
anlage.6® Da China aber bereits seit 1964 
Atomwaffen besitzt und im letzten Jahr 
auch 2 Atomtests durchführte, kann man 
davon ausgehen, daß die Lieferländer 
hier hemmungsloser als in andere Dritte- 
Welt-Staaten exportieren werden. 

Während Chinas flächenmäßig kleiner, 
aber wirtschaftlich potenter Nachbar Tal- 
wan bereits seit Jahren sein „friedliches“ 
Nuklearprogramm kontinuierlich ausbaut 
und inzwischen bereits 37% seines Ener- 
giebedarfs aus Kernenergie deckt (zum 
Vergleich: BRD 26,5% im Jahr 1984), 
gilt Indonesien als nuklearer Newcomer. 

Das Land, zu dem die Bundesregierung 


trotz des Völkermordes in Osttimor sehr 
gute Beziehungen pflegt, läßt sich von 
‚NUKEM (Hanau) eine Brennelementfa- 
brik für Materialtestreaktoren bauen. In 
derartigen Reaktoren wird im allgemei- 
nen hochangereichertes Uran einge- 
setzt‘” Die Firma Interatom (KWU- 
Tochter) erhielt bereits 1982 einen 190- 
Millionen-Auftrag für den Bau eines 
Mehrzwecknuklearreaktors, der aller- 
dings nur unbedenkliches, niedrig ange- 
reichertes Uran produziert, heißt es.°® Bei 
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einem eventuellen Atomtest in einigen 
Jahren darf man sich dann wieder fragen, 
woher denn die Technologie wohl kam. 
Die Bundesregierung unterstützt die 
krisengeschüttelte Nuklearindustrie nicht 
nur bei Kräften, sondern betreibt eine re- 
striktive Informationspolitik, die einer 
Weiterverbreitung von Atomwaffen nur 
Vorschub leisten kann, Dazu eine charak- 
teristische Episode aus dem Deutschen 
Bundestag vom 20.6.1985°°: „Welche 
Staaten sind nach Kenntnis der Bundes- 


Der Atomwaffensperrvertrag 


Der Atomwaffen-Nichtweiterverbreitungsvertrag (NVV) trat nach Sjährigen Ver- 
handlungen zwischen USA und UdSSR am 5. März 1970 in Kraft. Bereits am 1. 
Juli 1968 unterzeichneten die Atommächte USA, UdSSR und Großbritannien. Die 
beiden noch verbleibenden Atommächte Frankreich und China verweigerten bis 
heute ihre Unterschrift. Für die seit 1966 .als nukleares Schwellenland geltende 
BRD setzte die sozialliberale Koalition als eine ihrer ersten Amtshandlungen am 
28.11.1969 ihre Unterschrift unter den Vertrag; die Ratifikation, die Vorausset- 
zung für das Stimmrecht bei den im Abstand von 5 Jahren stattfindenden Überprü- 
fungskonferenzen ist, erfolgte allerdings erst über 4 Jahre später, am 20.2.1974. 
Dabei stimmten 90 Abgeordnete der CDU/CSU gegen den NVV, darunter die jet- 
zigen Minister Wörner, Zimmermann, Kiechle, Dollinger und Warnke.!? Inzwi- 
schen gehören 124 Staaten (ohne die nuklearen Schwellenländer Israel, Indien, 
Südafrika, Pakistan, Argentinien und Brasilien) diesem auf 25 Jahre begrenzten‘ 
Vertragswerk an, das als eines der bedeutendsten Rüstungskontrollabkommen der 
Nachkriegsgeschichte gilt. . 

Zum Inhalt des NVV: Die Kernwaffenstaaten verpflichten sich in Art. 6 zur 
„Beendigung des nuklearen Wettrüstens in naher Zukunft und zur nuklearen Ab- 
rüstung“; die Nicht-Kernwaffenstaaten in Art. 2 dazu, Kernwaffen weder herzustel- 
len, noch zu erwerben und andere Staaten dabei nicht zu unterstützen. Der umstrit- 
tene Art. 4, der auf Betreiben der BRD aufgenommen wurde, sichert den Vertrags- 
staaten ausdrücklich das Recht auf friedliche Nutzung der Kernenergie zu. Mehr 
noch: Er verpflichtet alle Vertragsparteien, „den weitestmöglichen Austausch von 
Ausrüstungen, Material und wissenschaftlichen und technologischen Informatio- 
nen zur friedlichen Nutzung der Kernenergie zu erleichtern“.'? Dahinter steht die 
Überzeugung, daß militärische und zivile Nutzung der Atomtechnologie grundsätz- 
lich trennbar ist. 

Die Kontrolle des NVV unterliegt der Internationalen Atomenergiebehörde 
(IAEA) in Wien, die 1957 als Unterorganisation der Vereinten Nationen gegründet 
wurde. Sie soll dabei eine Doppelrolle spielen: Einerseits durch technische Kon- 
trollen (1978: 213 Kontrolleure für 322 Anlagen auf der Welt) rechtzeitig das Ab- 
zweigen einer relevanten Menge Spaltstoffes entdecken, andererseits die friedliche 
Nutzung der Atomenergie fördern und vorantreiben.'* Das Budget der JAEA von 
92.8 Millionen Dollar (1983) dient zu einem Drittel der Kontrolle, zu zwei Dritteln 
der Förderung der Atomenergie. Direkte Sanktionsmöglichkeiten hat die Agentur 
nicht;'5 außerdem ist es ein offenes Geheimnis, daß die Kontrollen umgangen und 
spaltbare Materialien zum Bau von Atombomben unentdeckt abgezweigt werden 
können. Von daher erfüllen die IJAEA-Kontrollbesuche eher eine psychologische 
Funktion und dienen der Vertrauensbildung unter den Staaten.'° Die Bundesrepu- 
blik schaltet der IJAEA gar noch die „sanfteren“ Kontrollen der 1954 gegründeten 
EURATOM vor. Die JAEA-Kontrolleure dürfen lediglich — bis auf wenige Aus- 
nahmefälle — die EURATOM Angaben prüfen. Bezeichnenderweise unterzeich- 
nete die BRD das Verifikationsabkommen mit EURATOM und IAEA erst, nach- 
dem dieses Verfahren sichergestellt war (5.4.1973). 

Zur Klarstellung muß erwähnt werden, daß der NVV sich nur auf zivile und mi- 
litärische Kernsprengung bezieht. Alle anderen militärischen Nutzungsmöglichkei- 
ten der Kernenergie wie Antrieb von Kriegsschiffen (z. B. U-Boote), Stromerzeu- 
gung für militärische Anlagen etc., sind erlaubt, da es zu keiner nuklearen Spren- 
gung kommt.!? 


Der Vertrag von Tlatelolco Den Vertrag über das Verbot von Atomwaffen in La- 
teinamerika, der am 14.2.1967 unterzeichnet wurde und am 22.4.1968 in Kraft 
trat, unterschrieben bisher 23 Staaten. Lediglich Kuba verweigert bis heute die Un- 
terschrift. Argentinien und Brasilien wollen Art. 18 des Vertrages so verstanden 
wissen, daß es ihnen weiterhin erlaubt ist, Atomtests zu friedlichen Zwecken 
durchzuführen. Deshalb gelten sie noch nicht als Vertragsstaaten.!° Die Vertrags- | 
staaten stehen mit der Internationalen Atomenergiebehörde in Wien in Kontakt. 
Der Transit von Atomwaffen durch das Gebiet bleibt vom Vertrag unberührt." 
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regierung bereits heute im Besitz von 
Kernwaffen, und welche Staaten verfügen 
über die notwendige Technologie, um 
Kernwaffen in relativ kurzer Zeit herstel- 
len zu können?“ (Frage des Abgeordne- 
ten Bahr) — Möllemann, Staatsminister 
im Auswärtigen Amt: 

„Herr Kollege Bahr, außer den in Art. 
IX Abs. 3 des Vertrages festgeschriebe- 
nen 5 Kernwaffenstaaten hat seit 1979 
nur Indien eine nukleare Explosion ver- 
ursacht. Ob Indien oder andere Staaten 
im Besitz von Kernwaffen sind, entzieht 
sich der Kenntnis der Bundesregierung. 
Die Frage, welche Staaten über die not- 
wendigen Technologien verfügen, um 
Kernwaffen in relativ kurzer Zeit herstel- 
len zu können — wie es in Ihrer Frage 
heißt —, kann von der Bundesregierung 
nicht beantwortet werden, da sie nicht 
über die Kenntnis verfügt, welche Tech- 
nologien notwendig sind, um Kernwaffen 
in relativ kurzer Zeit herstellen zu kön- 
nen“ 

Man kann sich auch dumm stellen! 
as/Brasiiien-Teil unter Mitarbeit von 
Helmut Hagemann 
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Was hat das Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft mit 
Südafrika und Hanau zu tun? 


Am Vormittag des 7. November 1985 hatte 
das in Eschborn bei Frankfurt ansässige 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft un- 
angenehme Gäste. Aktive verschiedener 
Gruppen sowohl aus der Dritte-Welt-, der 
Friedens- als auch der Anti-AKW- 
Bewegung wollten sich und die Öffentlich- 
keit über die Aufgaben des Amtes infor- 
mieren, das seine Aktivitäten wohl eher 
nicht so gerne in den Blick der Öffentlich- 
keit gerückt sehen möchte. 

Da uns der Aufruf zu dieser Aktion für 
die letzte Ausgabe zu spät erreichte, veröf- 
fentlichen wir hier das Flugblatt und ein 
paar Worte zu diesem Besuch. red. 


Das Bundesamt für gewerbliche Wirt- 

schaft in Eschborn genehmigt im Auftrag 

der Bundesregierung die Einfuhr von 

Uran in die BRD und die Ausfuhr von 

Atomanlagen aus der BRD. 

Die Hanauer Atomfirmen verstoßen 
mit Hilfe und Unterstützung durch Bun- 
desregierung und Bundesamt für gewerb- 
liche Wirtschaft gegen das Völkerrecht. In 
mehreren Resolutionen und Dekreten des 
UN-Sicherheitsrates, der UNO-General- 
versammlung des UNO-Rates für Nami- 
bia sowie in einem Urteil des Internatio- 
nalen Gerichtshofes werden Förderung, 
Ausfuhr und Verarbeitung von Uran aus 
Namibia verurteilt und für illegal erklärt. 
Zudem hat die UNO-Generalversamm- 
lung am 14.9.81 einen generellen Boy- 
kott Südafrikas beschlossen. 

Industrie, Bundesregierung und Bun- 
desamt für gewerbliche Wirtschaft inter- 
essiert das wenig: 

— Die Atomfirmen NUKEM, ALKEM, 
RBU und HOBEG in Hanau stellen 
aus Uran Brennelemente für alle 
Atomkraftwerke in der BRD her. Ein- 
käufer des Urans sind die deutschen 
Energieversorgungsunternehmen 
(EVUs), z. B. Rheinisch-Westfälisches 
Elektrizitätswerk (RWE), VEBA, 
Nordwestdeutsche Kraftwerke AG 
(NWK), die das Uran den Brennele- 
mentefabriken überlassen und sie für 
diese Leistungen bezahlen. Ein Groß- 
teil dieses Urans (ca. 30-60%) 
stammt aus Südafrika und Namibia, 
wie die genannten EVUs zugegeben 
haben. 

— Die Firma NUKEM lieferte Anlagen 
für die Erschließung der Rössing- 
Uran-Mine in Namibia. 

— Die NUKEM-Tochter TRANSNU- 


KLEAR, Hanau, organisiert Trans- 
porte südafrikanischen und namibi- 
schen Urans. i 

— Die NUKLEARTECHNIK GmbH 
(NTG) in Gelnhausen bei Hanau lie- 
fert Atomtechnologie nach Südafrika 
(National Accelerator Center, Stellen- 
bosch) j 

— Die NUKEM verdient mit, wenn die 
URENCO Urananreicherungsanlagen 


in Almelo (Niederlande), Capenhurst 

(Großbritannien) und Gronau (BRD) 

Uran aus Namibia und Südafrika an- 

reichert; denn über ihre Tochtergesell- 

schaft URANIT (Jülich) ist die NU- 

KEM mit 30-96 % an diesen Anlagen 

beteiligt. 

Alle diese Atomgeschäfte wurden und 
werden mit Wissen und Genehmigung 
der jeweiligen Bundesregierungen und 
des Bundesamtes für gewerbliche Wirt- 
schaft getätigt. 

Schließlich sind Staat, Kreise und 
Kommunen auch an Unternehmen wie z. 
B. VEBA und RWE (Muttergesellschaft 
der NUKEM) beteiligt, die für diese Ge- 
Fe von entscheidender Bedeutung 
sind. 
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Apartheidsregime = 
Hitlerfaschischmus 


Das Apartheidssystem Südafrikas wird 
von der UNO mit dem Hitler-Faschismus 
auf eine Stufe gestellt und seine Politik als 
„Verbrechen gegen die Menschlichkeit“ 
verurteilt. 

Diese Verbrechen zeigen sich u.a. in 
extrem hoher Kindersterblichkeit, fehlen- 
der sozialer und medizinischer Versor- 
gung und besonders krasser Ausbeutung 
und Entrechtung der farbigen Bevölke- 
rung und der Bevölkerung des besetzten 
Namibias. 

Gerade die beschriebenen Verhältnisse 
machen die Geschäfte mit Südafrika für 
die hiesige Industrie so lukrativ. 


Nuklear 
export! 


Nosooc..-. 
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— Ohne die Uraneinfuhren läuft in Ha- 
nau keine Brennelementefabrik und in 
der BRD kein AKW. 

Ohne die lukrativen Exportgeschäfte, 

vorzugsweise mit diktatorischen Regi- 

men wären das Atomzentrum Hanau 
und die gesamte BRD-Atomindustrie 
längst am Ende. 

— Die Wirtschaft Südafrikas wird durch 
die (Atom-)Geschäfte mit der BRD 
gefördert. Allein die Uranexporte aus 
Namibia tragen jährlich mit 500 Mill. 
Dollar Deviseneinnahmen zur Stabili- 
sierung des Apartheidsregimes bei, 

— Dank der BRD-Hilfe konnte Südafrika 
am 22.9.79 seine erste Atombombe 
zünden. Damit ist das Regime in der 
Lage, einen Atomkrieg auszulösen. 
Dank der atomtechnologischen Zu- 
sammenarbeit mit Südafrika (bis hin 
zum Austausch von Wissenschaftlern) 
verschafft sich die BRD Erfahrungen 
zum Bau eigener Atombomben nach 
Ablauf des Atomwaffensperrvertrags 
in neun Jahren. 

— Durch Waffenexporte zur Unterstüt- 
zung des Apartheidregimes profitiert 
die BRD-Industrie (z. B. Heckler & 

Koch, Messerschmidt-Bölkow-Blohm) 
auch noch von der Unterdrückung und 
Ermordung der Bevölkerung, die sich 
gegen ihre unmenschlichen Lebensbe- 
dingungen wehrt, 

Selbst die südafrikanischen Kirchen 
und der Internationale Bund freier Ge- 
werkschaften (IBFG) fordern inzwischen 
den generellen Boykott Südafrikas. 


zu di 
gibt es eine Post- 
kartenserie, sieben 


farbige Postkarten mit 
Kinderzeichnungenund . .. . 
Fotos, Bezug: GEB, 5 DM ; :.",. 


Wir fordern: 


— Stop jeglicher Einfuhr namibischen 
Urans! 


— Stillegung aller Atomanlagen und 


Atomfirmen in Hanau und anderswo! 

— Stop aller Ausfuhren von Atomanlagen 
und Rüstungsgütern nach Südafrika 
und in andere Länder! 

— Totalen wirtschaftlichen und politi- 
schen Boykott Südafrikas! 

— Politische, materielle und finanzielle 
Unterstützung der Befreiungsbewe- 
gungen Südafrikas und Namibias! 


Was lief am 7.11.? 


Trotz zahlenmäßig sehr geringer Beteili- 
gung (wo war die Südafrika-Solidaritäts- 
bewegung?) waren doch eine ganze Reihe 
verschiedener Gruppen aus dem gesam- 
ten Spektrum vertreten. Leider war auch 
das Interesse der Medien sehr gering, so 
daß unsere Transparente, Resolutionen 
usw. praktisch „nur“ die Leute aus den 
Bewegungen selbst (durch die Vorberei- 
tungen) und die Beschäftigten beim Bun- 
desamt erreichten. Dort stießen wir je- 
doch überraschenderweise auf recht gro- 
Bes Interesse und teilweise offene Zustim- 
mung. Darum hoffen wir, daß durch un- 
sere Aktion zumindest „amtsintern“ etwas 
in Bewegung kommt. Dazu haben wir im 
Nachhinein auch noch den Personalrat 
des Bundesamtes angeschrieben und wei- 
tere Informationen geschickt. 

Wir sahen hier die Möglichkeit, in der 


in Nicaragua 


32 S. DIN A& Querformat 
40 zum Teil ganzseitige 
Fotos. 

Mit Interviews und Be- 
richten zur Lage der ar- 
beitenden kinder und zu 
den Jugendausbildungspro 
jekten in Nicaragua, die 
diesen Kindern durch 
Schulunterricht und eine 
praktische Ausbildung 
den Weg in ein menschen- 
würdiges Leben öffnen 
sollen. 


Bestellungen an: 


Gesellschaft für 
entwicklungspolitische 
Bildung GEB e.V. 
Postfach 5222 

7B Freiburg 


Preis: 6.- 


aktuellen Auseinandersetzung um Süd- 
afrika eine gemeinsame Aktion von ver- 
schiedenen Gruppen aus der Dritte- 
Welt-, Solidaritäts-, Anti-AKW- und 
Friedensbewegung sowie der Grünen zu 
machen. Das Bewußtsein über vorhande- 
ne Zusammenhänge sollte auch in einer 
gemeinsamen Aktion deutlich werden. 
Die SPD, die ach so fortschrittliche „Op- 
position“ in Bonn, haben wir dabei ganz 
bewußt ausgegrenzt. Im Bundestag 
stimmten bis auf 2 Enthaltungen auch alle 
SPD-Abgeordnete gegen einen Antrag, 
„die weitere Ausbeutung von Uran durch 
Firmen mit Bundesbeteiligung in dem von 
Südafrika besetzten Namibia einzustellen 
und jegliche Einfuhr und Nutzung von 
Kernbrennstoffen namibischen Ur- 
sprungs in die BRD (...) zu verbieten.“ 

Zudem floriert das Geschäft zwischen 
BRD-Rüstungs- und Atomindustrie und - 
Südafrika nicht erst seit Regierungsantritt 
der CDU, auch SPD-Regierungen drück- 
ten beide Augen zu, wenn es um die Pro- 
fite der Industrie ging. j 

Wir wollen nicht dazu beitragen, eine 
Politik zu decken, die mit schönen oder 
radikalen Worten auf die nächsten Wah- 
len schielt, sich aber „vornehm“ zurück- 
hält, wenn’s konkret wird. 

Ein Unterstützungstelegramm vom 
Namibia-Rat der UNO in New York, in 
dem die Aktion sehr begrüßt und noch- 
einmal auf die Zusammenhänge der Aus- 
beutung Namibias mit der BRD-Atom- 
mafia hingewiesen wurde, erreichte uns 
leider erst einen Tag später. 


Initiativgruppe Umweltschutz Hanau 
Thomas-Münzer-Str. 2 
6450 Hanau 
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Verschuldung in’Chile 


Gastfreundschaft auf chilenisch 


Im Juli 1983 übernimmt Chile in Ver- 
handlungen mit dem Internationalen 
Währungsfonds und den 611 Gläubiger- 
banken die Garantie über einen Großteil 
der privaten Auslandsverschuldung. Re- 
gierung und Zentralbank verzichten in 
diesem Abkommen auf die Unantastbar- 
keit der nationalen Reichtümer. Im Falle 
der Unzahlbarkeit der Auslandsschulden 
sichern sich die internationalen Banken 
das Recht, sich an Chiles Kupfer, an den 
großen Waldbeständen, den verbliebenen 
staatlichen Unternehmen, den Konten 
des Landes im Ausland und allen sonsti- 
gen Besitztümern schadlos zu halten. 

Am 28. Juni 1985 übernimmt der chi- 
lenische Staat in einer neuen Verhand- 
lungsrunde mit dem Koordinationskomi- 
tee von 12 Banken weitere Garantien für 
die privaten Auslandsschulden. Hatte die 

-chilenische Regierung 1982 erst für 38% 
der gesamten Verschuldung des Landes 
gebürgt, so sind es nach dem neuen Ab- 
kommen mit den Banken 80% geworden. 
Die Verstaatlichung der Schulden wurde 
so in einem rasanten Prozeß vollzogen, 
der den wirtschaftspolitischen Idealen ei- 
ner totalen Privatisierung und Entstaatli- 
chung, mit denen die Militärjunta ange- 
treten war, vollkommen entgegengesetzt 
ıst. 


Geplante Verschuldung führt zum 
Bankrott 


Als die Militärs 1975, zwei Jahre nach 
dem Sturz des sozialistischen Präsidenten 
Allende, begannen, die Ideen des nord- 
amerikanischen Nobelpreisträgers Milton 
Friedman in die Tat umzusetzen, waren 
sie sogar — im negativen Sinn - zum Vor- 
bild für andere Länder geworden. In der 
Universtität von Chicago entworfen, sah 
dieses monetaristische Wirtschaftsmodell 
vor, daß die Länder der Dritten Welt nur 
noch auf den Gebieten mit den kapitalisit- 
schen Zentren konkurrieren sollen, auf 
denen sie z. B. aufgrund billiger Löhne 
oder günstiger Bedingungen für die Ge- 
winnung von Rohstoffen oder die Pro- 
duktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
Kostenvorteile haben. In Chile und ande- 
ren Ländern Lateinamerikas (z. B. Argen- 
tinien und Peru) führte dieses Modell 
zum Bankrott breiter Sektoren der ein- 
heimischen Industrie und des Handwerks 
und zur zunehmenden Monopolisierung 
von Industrie und Handel. 

Die Öffnung des Landes für Importe 
und die günstigen Bedingungen für die 
Beschaffung von Krediten im Ausland 


hatten zudem eine der höchsten Ver- 
schuldungsraten Lateinamerikas (gemes- 
sen an Bevölkerungszahl und Wirt- 
schaftsstärke) zur Folge. Ende 1985 er- 
reichten die Schulden die immense Sum- 
me von 21,5 Mrd. US-Dollar. Allein als 
Zinszahlungen fielen in diesem Jahr 2,2 
Mrd. US-Dollar an. Dies entsprach mehr 
als der Hälfte der erwarteten Exportein- 
künfte und mehr als alle Einnahmen, die 
durch den Kupferexport zu erwarten wa- 
ren. Zusätzlich waren 1985 für 2 Mrd. 
US-Dollar Schulden zu tilgen. 
Internationale Finanzkreise haben Chi- 
le denn auch die denkbar schlechtesten 
wirtschaftlichen Prognosen ausgestellt. 
Betrug 1984 das Verhältnis der Schulden 
zu den Exporten 394%, so wird für 1990 
zwar eine Reduzierung auf 280% ge- 
schätzt, die damit aber immer noch welt- 
weit die schlechteste Relation sein wird. 


„Riesenhafte Einmischung“ des 
Währungsfonds 


Da das Land so immer weniger in der La- 
ge war, seine Rückzahlungen und Zinslei- 
stungen termingerecht zu leisten, geriet es 
immer mehr in Abhängigkeit von den in- 
ternationalen Banken und dem Weltwäh- 
rungsfonds. 

Seitdem 1983 der Bankrott der chile- 
nischen Wirtschaft offensichtlich wurde 
(die wichtigsten Banken und Konzerne 
gerieten unter staatliche Kontrolle), be- 
gann der Einfluß des Währungsfonds 
(IWF) auf die Wirtschaftspolitik immer 
mehr zuzunehmen. Bei den Verhandlun- 
gen mit Chiles Regierung hat er großes 
Gewicht, denn ohne seine Zustimmung zu 
den Wirtschaftsmaßnahmen hat das Land 
kaum Chancen, seine aufgelaufenen Ver- 
pflichtungen bei den internationalen Ban- 
ken umzuschulden. Außerdem gewährt 
der Fonds dem Land immer wieder eige- 
ne Kredite, um die Lücken in der Zah- 
lungsbilanz auszugleichen. Allein für die 
Jahre 1983/84 erhielt Chile ein Stand-by- 
Abkommen über 525 Millionen US-Dol- 
lar und im März 1985 wurde eine Verein- 
barung über 3 Jahre im Wert von 750 
Millionen US-Dollar geschlossen. All die- 
se Freundlichkeiten haben aber natürlich 
ihren Pferdefuß. Gemäß der allgemeinen 
Logik des Währungsfonds wird von der 
chilenischen Regierung eine Reduzierung 
der Staatsausgaben und des staatlichen 
Defizits gefordert, um den Kreditbedarf 
gering zu halten. Die Einfuhren sollen re- 
duziert, die Exporte gesteigert werden, 
um so Devisen für die Schuldentilgung ins 


Land zu holen. Um dies zu gewährleisten, 
muß die chilenische Landeswährung, der 
Peso, immer weiter abgewertet werden. 
Zudem mußte sich Chile im März 1985 
verpflichten, nur geringe Lohnerhöhun- 


gen im öffentlichen Sektor zuzulassen; 


das Zahlungsbilanzdefizit sollte von 
10,5% des Bruttosozialprodukts 1984 
auf 4,5% 1987 reduziert werden, bei 
Lohnverhandlungen im privaten Sektor 
soll sich der Staat ganz heraushalten. 

Im Prinzip stellen diese Bedingungen 
eigentlich kein Problem für die Militärre- 
gierung dar, entsprechen sie doch voll 
und ganz ihrem wirtschaftlichen Grund- 
konzept. Aber aufgrund der ökonomi- 
schen und politischen Schwierigkeiten 
hatte die Regierung 1984/85 den halb- 
herzigen Versuch einer Kehrtwendung ih- 
rer Wirtschaftspolitik unternommen. Um 
die seit Mai 1983 anwachsende Protest- 
welle der Bevölkerung zu stoppen, war 
der Konservative Onofre Jarpa im August 
1983 zum Innenminister ernannt worden. 
Er hatte den Auftrag, die politische Basis 
der Regierung zu festigen und die Ver- 
breiterung der Oppositionsbewegung zu 
verhindern. Im April 1984 waren dann 
die Chikago-Boys, Anhänger der Lehre 
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Milton Friedmans, für einige Monate ent- 
machtet worden; einem neuen Wirt- 
schaftsteam mit dem Finanzminister Es- 
cöbar und dem Wirtschaftsminister Col- 
lados an der Spitze wurde die Reaktivie- 
rung der chilenischen Wirtschaft aufge- 
tragen. Dies war notwendig geworden, 
weil gerade die Proteste vom März des 
Jahres gezeigt hatten, daß es im Lager der 
Regierung politische Abspaltungen gab. 
Sektoren wie die Transportunternehmer, 
die Kleinhändler, die Bauern und Klein- 
unternehmer hatten sich gegen die mone- 
taristische Wirtschaftspolitik gewendet 
und drohten ins „feindliche Lager“ abzu- 
wandern. Von den neuen Wirtschaftsau- 
toritäten wurde ein pragmatischerer Kurs 
erwartet, der u. a. über eine Erhöhung des 
Staatsdefizits mehr Investitionen in öf- 
fentliche Arbeiten leiten würde. Wenn- 
gleich diese neue Wirtschaftspolitik nie 
ganz unbeeinflußt vom monetaristischen 
Modell war, wurde doch in einigen Berei- 
chen der nationalen Industrie durch die 
größere Abschottung gegen ausländische 
Importe ein geringer Aufschwung er- 
reicht. Im November 1984 allerdings än- 
derte sich die politische Landschaft be- 
trächtlich. Pinochet rief den Belagerungs- 
zustand aus, die harte Hand regierte wie- 
der uneingeschränkt und jeglicher Ver- 
such einer „politischen Öffnung“ wurde 
vorerst abgebrochen. Angebote an die 
Opposition, die in sich stark gespalten 
war, waren nicht mehr nötig. So mußten 
im Februar ’85 Innenminister Jarpa und 
Finanzminister Escöbar ihre Posten räu- 
men, im Juli folgte ihnen Wirtschaftsmini- 
ster Collados. Der Weg wurde erneut be- 
reitet für eine technokratisch-monetaristi- 


sche Politik, deren Repräsentant der neue 
Finanzminister Hernän Büchi ist. 


„Anpassung“ der Wirtschaft 
verschärft die Armut 


Schon die extrem hohe Auslandsver- 
schuldung Chiles hatte für seine Bevölke- 
rung keine positiven Folgen. Nicht genug 
damit, daß sie den Konzentrationsprozeß 
der Wirtschaft anheizte und in Verbin- 
dung mit den anderen Maßnahmen der 
Regierung die Arbeitslosigkeit auf 25— 
30% anschwellen ließ, schafften die gro- 
ßen Wirtschaftsgruppen zudem auch 
noch etwa 8 Mrd. US-Dollar ihrer im 
Ausland aufgenommenen Kredite sofort 
wieder auf sichere Konten in Panama und 
andere Finanzzentren. Für die Bevölke- 
rung blieb nur ein Paket von Maßnahmen 
zur „Anpassung“ der Wirtschaft, das ihre 
Lebensbedingungen weiter verschlechter- 
te. Für den IWF heißt dies im Fachjargon 
„Reduzierung der internen Nachfrage* 
und bedeutet, die inländischen Wirt- 
schaftsaktivitäten zu reduzieren, um so 
die Importe zu senken und damit Devisen 
zu sparen, die für die Schuldtilgung not- 
wendig sind. Für die Bevölkerung bedeu- 
tete dies im Mai 1985, nur drei Monate 
nach den Verhandlungen Chiles mit dem 
Währungsfonds, die Bekanntgabe eines 
neuen Wirtschaftspaketes, das für die 
nächsten sechs Jahre große Sparmaßnah- 
men im öffentlichen Sektor vorsieht. Bis 
Januar 1986 wurde die automatische An- 
passung der Renten an die Inflation ge- 
stoppt; Kindergeld wurde reduziert; Ar- 
beitslosengeld, das ohnehin nur ganz we- 
nige Arbeitslose erhalten, wurde weiter 


Foto: M.B. 


gekürzt; neue Abwertungen des Peso 
wurden angekündigt. Chilenische Wirt- 
schaftswissenschaftler errechneten dar- 
aufhin, daß die Anpassungskosten, die 
die Zinszahlungen in Zukunft garantieren 
sollen, eine Reduzierung des Pro-Kopf- 
Einkommens von 1.500 US-Dollar 1984 
auf 1.200 US-Dollar 1987 mit sich brin- 
gen dürften. 


Armut und Not haben als Folge der 
Wirtschaftspolitik der Militärs in Chi- 
le stark zugenommen. Gleichzeitig 
schließen sich die Menschen in Selbst- 
hilfegruppen zusammen, die sich nicht 
nur eine Linderung der alltäglichen 
Not, sondern die Einübung basisde- 
mokratischer Verfahren und das En- 
gagement für eine demokratische Ge- 
sellschaft zum Ziel gesetzt haben. 


terre des hommes versucht, diese Ini- 
tiativen zu unterstützen. 
Helfen Sie uns dabei. 


OÖ 


terre des hommes 
Postfach 4126 - 4500 Osnabrück 
Spendenkonto 700 
Bank für Gemeinwirtschaft Osnabrück 
und alle anderen Banken und 
Sparkassen 


Informationen über die Projektarbeit 
in Chile senden wir Ihnen gerne zu. 


Vom amtlichen Umgang mit 
der Unterernährung 


Bis Dezember 1982 wurde in Chile 
ein seit Jahrzehnten entwickeltes na- 
tionales Mutter-Kind-Programm für 
Zusatzernährung (PNAC) aufrechter- 
halten. Doch mitten im beginnenden 
Strudel der Wirtschaftskrise wurde 
dieses Programm um 33 Prozent ge- 
kürzt. Was waren die Gründe? 

Seit langem war das PNAC Haupt- 
abnehmer der nationalen Milchindu- 
strie. Etwa 60 Prozent der Produktion 
wurden von diesem Programm aufge- 
kauft. Durch die von der Regierung 
künstlich über den Wechselkurs ge- 
schaffenen Vorteile für den Import 
von Waren war jedoch auch die natio- 
nale Milchindustrie betroffen. Das 
Land wurde vom Import abhängig. 


daß Importe teurer wurden, war die 
nationalen Industrie nicht mehr in der 
Lage, in die Bresche zu springen. Der 
Staat war aber nicht bereit, die Mehr- 
kosten, die er ja letztlich selbst verur- 
sacht hatte, zu übernehmen, und re- 
duzierte folglich die Ausgaben für das 
Programm. 

Schon in den ersten Monaten nach 
dieser Entscheidung wurden die Kon- 
sequenzen deutlich: die Unterernäh- 
rung von Kindern stieg nach Angaben 
des Gesundheitsministeriums an. Of- 
fensichtlich um diese negative Ent- 
wicklung zu kaschieren, wurde vom 
Ministerium ein neues Verfahren zur 
Feststellung der Unterernährung ein- 
geführt. Staat wie bisher Gewicht und 
Alter der Kinder ins Verhältnis zu set- 
zen, vergleicht man jetzt Gewicht und 
Größe. Ein Kind aber, das weniger zu 
essen hat, wächst auch langsamer. Ein 
kleineres Kind, das weniger wiegt — 
beides Konsequenz der fatalen Ernäh- 
rungslage — soll also nach den neuen 
Kriterien des Gesundheitsministers 
das Normale sein. Unterernährung 
wird so vielleicht in Chile auf amtli- 
chem Wege abgeschafft. 


Als sich der Wechselkurs so änderte, 


Zu leiden haben unter diesen Maßnah- 
men fast alle Bevölkerungsschichten, aber 
insbesondere die Ärmsten der Armen. 
Nachdem der IWF im September 1984 
von Chile eine „aktivere“ Wechselkurspo- 
litik verlangt hatte, wurde schon wenige 
Tage später eine einschneidende Abwer- 
tung des Peso von der Regierung verkün- 
det, die nach Meinung der konservativen 
Zeitschrift „Que Pasa?“, die „riesenhafte 
Einmischung, die der IWF in den Ent- 
scheidungen der nationalen Wirtschaft 
hat“, deutlich machte. Die Preise stiegen 
daraufhin schlagartig. 

Durch die notwendige Reduzierung 
der Staatsausgaben werden insbesondere 
die sozialen Dienstleistungen immer wei- 
ter gekürzt. 

So gibt es keine Lösung für die etwa 
800.000 fehlenden Wohnungen. Die 
staatlichen Krankenhäuser müssen sich 
seit November 1984 faktisch selbst finan- 
zieren. Die Bedingungen für die Kranken 
werden so immer unerträglicher. Es gibt 
keine Medikamente, wenn man sie nicht, 
ebenso wie das Bettzeug, selbst zur Be- 
handlung mitbringt. Immer mehr schlecht 
ausgebildetes Personal wird angestellt; ge- 
fährlich Infektionskrankheiten breiten 
sich in den Krankenhäusern aufgrund 
mangelnder Aufwendungen für Hygiene 
aus. 

Besonders die Kinder sind von dieser 
Entwicklung betroffen. In der Kinderab- 
teilung des Hospitals „Felix Bulnes“ wird 
an Bronchitis oder anderen Leiden er- 
krankten Kindern statt Antibiotika destil- 
liertes Wasser gespritzt. Auch die Unte- 
rernährung hat zugenommen. Nach 
Schätzung der chilenischen Ärztekammer 
sind heute 46% der Kinder unter 6 Jah- 
ren unterernährt. 

Das nationale Mutter-Kind-Programm 
für Zusatzernährung (PNAC), das schon 
seit Jahren in Chile funktioniert, sollte ei- 
gentlich in Notsituationen mit Zusatznah- 
rung einspringen. Aber auch dieses Pro- 
gramm hat seit 1982 die Konsequenzen 
zu spüren bekommen (s. Kasten). Wurde 
es zuerst um 30% gekürzt, so gab es im 
Juni 1985 einen weiteren Skandal um 
dieses Programm: ein Teil der Milchab- 
gabe sollte durch Reis ersetzt werden. 
Und ebenfalls im Juni 1985 wurde eine 
große Gruppe Kinder aus den benachtei- 
ligtsten Familien aus dem Programm aus- 
geschlossen. 

War es ein Zufall, daß diese Entschei- 
dung so kurz nach den Verhandlungen 
mit IWF und Banken getroffen wurde? 

Das IWF-Team unter seinem Chef Jan 
Van Houten kommt alle vier Monate 
nach Chile, um zu prüfen, ob das Land 
seine Versprechungen gehalten hat. Es ist 
wohl nicht sehr wahrscheinlich, daß sich 
Van Houten auch mit den Familien aus 
den „poblaciones“ unterhält, denen das 
Wasser bis zum Halse steht. Die soziale 
Lage der Bevölkerung gehört eben nicht 
zu den ökonomischen Eckdaten des IWF 
und der internationalen Bankengemein- 


scale Michael Bünte 
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Was von „Meutereien“ in chilenischen Gefängnissen zu halten ist 


nationalen Presse die Meldung 
über einen „Zwischenfall“, der sich 
in der Penitenciaria, einem Gefängnis von 

Santiago, ereignete. Bei einer angeblichen 

Meuterei hätten politische Gefangene ei- 

nen Fluchtversuch unternommen. Das 

habe die Sicherheitskräfte zum Eingreifen 
gezwungen. Die Gefangenen sollen Waf- 
fen besessen haben, die sie den Wärtern 
entwendet, von ihren Angehörigen erhal- 
ten oder selbst gebaut hätten. Bei dem 

Vorfall wurden acht Menschen getötet 

und 26 z. T. schwer verletzt. Unter den 

Toten befindet sich Victor Zuniga, unter 

den Verletzten sind Carlos Garcia, Hugo 

Marchant, Jorge Palma und Carlos Ar- 

aneda. Für alle fünf war vor Militärgerich- 

ten die Todesstrafe gefordert worden. 

In der offiziellen Version über die Ge- 
schehnisse, die auch in Chile stark ange- 
zweifelt wird, finden sich einige Wider- 
sprüche. Zahlreiche Tatsachen weisen 
darauf hin, daß es sich nicht um einen 
Fluchtversuch, sondern um den geplanten 
Mord an politischen Gefangenen handelt. 
— Es wird immer wieder versucht, politi- 

sche Gefangene zu ermorden. Eine 

„legale“ Bemühung war z. B., drei von 

ihnen durch ein Kriegsgericht (im 

Schnellverfahren) zum Tode zu verur- 

teilen. Diese Möglichkeit wurde durch 

nationale und internationale Proteste 
verhindert. Ebenso gab es Versuche, 
politische Gefangene zu vergiften oder 
sozialen Gefangenen die Entlassung zu 
versprechen, wenn sie bestimmte polit. 

Gefangene umbringen würden. 

— Im letzten Jahr hat es mehrere angebli- 
che Meutereien in Gefängnissen gege- 
ben, die brutale Repression gegen po- 
lit. Gefangene nach sich zogen. Auf- 
grund dieser Vorfälle war es den polit. 
Gefangenen sicher klar, daß ein Auf- 
stand oder Flucht, den Versuch für sie 
bedeutet hätte, ins offene Messer zu 
laufen. 

Zum Vorfall am 18.10. in Santiago: 

— Bereits am 1516.10. wurden drei 
Personen verhaftet, denen vorgewor- 
fen wird, an der Vorbereitung des an- 
geblichen Fluchtplans maßgeblich be- 
teiligt gewesen zu sein. Wenn diese an- 
geblich „Meuterei“ schon im voraus 
bekannt war, warum wurden dann 
nicht rechtzeitig andere Maßnahmen 
ergriffen? 

— Auffällig ist, daß wenige Minuten vor 
der Schießerei die bekannten christde- 
mokratischen Gewerkschaftsführer 
Manuel Bustos und Rudolfo Seguel in 
einen anderen Teil des Gefängnisses 
verlegt wurden. 

— Nach Aussagen von Gefangenen und 
Angehörigen sind die politischen Ge- 
fangenen an keinem Fluchtplan betei- 
ligt gewesen, Vielmehr sei eine Gruppe 
sozialer Gefangener zwischenzeitlich 


E nde Oktober fand sich in der inter- 


Be a Pr) 


Die Wandmalereien in Santiago geben Zeugnis von der Unterdrückung 


in der Penitenciaria untergebracht 
worden, wo sie nach Absprache mit 
der Polizei eine echte Fluchtsituation 
simuliert hätten, die es den „Sicher- 
heits“kräften erlaubte, in das Gefäng- 
nis einzudringen und die politischen 
Gefangenen hinzurichten. 

— Als sie die Gefahr bemerkten, haben 
sich die politischen Gefangenen sofort 
in ihre Zellen zurückgezogen. 

— Die „Auseinandersetzung* dauerte 
5-10 Minuten und die Gefangenen 
wurden schnell zusammengeschossen. 
Die Schießerei der Sicherheitskräfte, 
die auf den Dächern saßen und auf die 


Zellen und Abteilungen feuerten, dau- . 


erten noch länger als eine halbe Stunde 


an. 
— Fünf der Toten wurden in ihren Zellen 


gefunden, obwohl sie doch einen. 


Fluchtversuch unternommen haben 
sollen! 

— Diejenigen politischen Gefangenen, 
die den „Aufstand“ angezettelt haben 
sollen, befanden sich im Sondersicher- 
heitsbereich. Dort tragen die Wärter 
im innersten Bereich keine Waffen, um 
zu verhindern, daß die Gefangenen an 
Pistolen gelangen. Die offizielle Ver- 
sion, diese Gefangenen hätten ihre Be- 
wacher überwältigt und sich so Waffen 
verschafft, ist also unmöglich. 

— Ebensowenig kann es sein, daß die Ge- 
fangenen Waffen in ihren Zellen selbst 
gebaut haben, da diese ständig genau 
untersucht werden. 

— Den Angehörigen wird vorgeworfen, 
Waffen ins Gefängnis geschmuggelt zu 
haben. Angesichts der massiven Lei- 
besvisitationen vor Betreten der Be- 
suchsräume wäre das aber eine reine 
Selbstmordaktion gewesen. 


are 
ment 
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Die Angehörigen der politischen Ge-. 
fangenen sind starker Repression ausge- 
setzt. Aufgrund nationaler und internatio- 


:naler Proteste wurde bisher erreicht, daß 


das Rote Kreuz zugelassen und ein Un- 
tersuchungsrichter eingesetzt wurden. 
Trotzdem ist die Lage der politischen 
Gefangenen weiterhin sehr schwierig. 
Deshalb hier ein Textvorschlag für einen 
Protestbrief an den chil. Innenminister: 


Ricardo Garcia 
Ministro del Interior 
Edificio Diego Portales 
Santiago — Chile 


Senor Ministro, 
protestamos contra la represiön hacia los 
presos politicos y sus familiares. Pedimos 
la protecciön de ellos, atenciön medica, 
mejoramiento de las condiciones en las 
celdas. Mäs encima pedimos el reconoci- 
miento de los presos „politicos“ y la con- 
centraciön de todos ellos en un recinto 
especial asi como estä establecido en el 
convenio de Ginebra. 

Atentamente 


Übersetzung: 

Wir protestieren gegen die Repression, 
der die politischen Gefangenen und ihre 
Angehörigen ausgesetzt sind. Wir fordern 
ihren Schutz, medizinische Versorgung, 
Verbesserung der Bedingungen in den 
Zellen. Außerdem fordern wir ihre Aner- 
kennung als politische Gefangene und ih- 
re Zusammenlegung in einem speziellen 
Gefängnis, entsprechend den Bestimmun- 
gen der Genfer Konvention. 


pen 
olitin DEUMECH, Oktober 1985 
Rundbrief COSECH vom 1.11.1985 


Chilekomittee Freiburg 
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Interview 


Leben von Tortillas und Bohnen 


Kaffeebauern in El Salvador 


Während einer Rundreise der mit- 
telamerikanischen Delegation in- 
nerhalb der Kaffeekampagne führte 
Klaus Hess vom Informationsbüro 
Nicaragua ein Interview mit Roberto 
Bustamante, Gewerkschaftsvertre- 
ter aus EI Salvador, das wir im fol- 
genden abdrucken. 


Roberto, könntest Du Dich und Deine 
Gewerkschaft zuerst einmal vorstellen? 

Ich heiße Roberto Bustamante und bin 
Mitglied des „Sindicato de los trabajado- 
res de la industria del cafe“ SICAFE, der 
Gewerkschaft der Kaffeeindustrie-Arbei- 
ter, die zusammen mit 22 anderen Ge- 
werkschaften der nationalen Gewerk- 
schaftsföderation FENASTRAS ange- 
schlossen ist. Unsere Organisation ist eine 
unabhängige, weder dem Staat, noch ei- 
ner Partei oder einer anderen Einrichtung 
verpflichtete Gewerkschaft. Wir haben in 
allen 16 Kaffeeverarbeitungsanlagen Ge- 
werkschaftgliederungen. Im Kaffeesektor 
gibt es außerdem Vereinigungen der Kaf- 
feebauern (wie die „associaciön nacional 
campesina“ ANC) und der Kooperativen. 

Vor weichen Problemen stehen die Lan- 
darbeiter und Bauern im Kaffeeanbau zur 
Zeit? 

Kaffee ist seit 1850 traditionelles An- 
bauprodukt in El Salvador. Vorher wurde 
Indigo angebaut, welches aber internatio- 
nal durch Kunstprodukte ersetzt wurde 
und so keinen Absatzmarkt mehr fand. 
Die Ausbeutung ist aber im Kaffeeanbau 
nicht geringer geworden. Insgesamt 80% 
des Anbaugebiets — das beste Land — ist 
in den Händen weniger reicher Plantagen- 
besitzer und nur 20% in Händen der 
Kooperativen und Kleinproduzenten. Die 
Landarbeiter verdienen auch heute noch 
pro Tag nur 7 Colones 50; das entspricht 
etwa einem Dollar. Trotzdem machen sie 
die ganze Arbeit, pflanzen den Kaffee an, 
reinigen, düngen und spritzen ihn und 
ernten. Wegen des verstärkten Einsatzes 
von chemischen Produkten von beispiels- 
weise BAYER aus der BRD gibt der Kaf- 
feeanbau den meisten nur vier Monate im 
Jahr Arbeit, (wegen des Gifteinsatzes ent- 
fällt beispielsweise das Jäten), nämlich in 
der Erntesaison zwischen November und 
Februar. Dann werden die Arbeiter wie 
Vieh zu den Plantagen gekarrt, schlafen in 
Massenunterkünften oder unter freiem 
Himmel, leben allein von Tortilla und 
Bohnen — und das wird ihnen auch noch 


vom Lohn abgezogen —. Hinzu kommen 
schlechte hygienische Verhältnisse. Für 
die offiziell eingeführte Krankenversiche- 
rung muß man bezahlen, kriegt im Krank- 
heitsfall zwar ein Rezeptformular, aber 
keine Medizin; die muß man sich privat 
besorgen. Zu dieser „normalen“ Ausbeu- 
tung kommt häufig noch direkter Betrug 
hinzu. Denn die meisten Arbeiter sind 
Analphabeten und werden bei der Lohn- 
abrechnung übers Ohr gehauen, da sie 
nicht rechnen können. So ist die Situation 
bei den Landarbeitern. 

Bei dem Kaffeebauern ist sie ähnlich. 
Auch ihr Einkommen reicht kaum zum 
Überleben; ihre Ernte können sie nicht 
frei vermarkten, da der Staat das Export- 
monopol hat. Auch die kaffeeverarbeiten- 
de Industrie ist in den Händen der Regie- 
rung und einer kleinen Schicht Industriel- 


ler, die den Kaffee kaufen, verarbeiten, 


vermarkten und die Preise bestimmen. 


Die Bauern bekommen für 1- Quintal 
(entspricht ca. 100 Pfund) Kaffee ganze 
265 Colones, also 44 $ vom staatlichen 
Institut INCAFE, während dieses auf 
dem Weltmarkt 147$ für den Kaffee ein- 
steckt. 

Die Arbeiter, die in der Gewerkschaft 
SICAFE organisiert sind, kämpfen zu- 
sammen mit den Bauern gegen diesen Zu- 
stand, denn nur die Großgrundbesitzer, 


die Industrie und der Staat profitieren von 
diesem Zustand, nicht aber die Arbeiter 
und Bauern. 

Welche Forderungen stellt Ihr als Ge- 
werkschafter angesichts dieser Situation? 

Für die Kleinbauern fordern wir ge- 
rechte Preise für die Produktion, für Kaf- 
fee ebenso wie für Baumwolle und Mais, 
denn da sieht es ähnlich aus. Überall wo 
Klein- und Großproduzenten nebenein- 
ander her das gleiche Produkt anbauen, 
bekommen die Kleinbauern dafür einen 
geringeren Preis mit der falschen Begrün- 
dung, er habe eine „schlechtere Qualität“. 

Wir fordern darüber hinaus das Recht 
auf direkte Vermarktung. Die Kleinbau- 
ern hatten schon Angebote aus Kolum- 
bien, Venezuela und Spanien für ihren 
Mais, der Staat beharrte jedoch auf sei- 
nem Handelsmonopol. Er allein legt die 
Preise fest und steckt die Devisen ein. Von 
den Kaffeeeinnahmen, die 70% der Devi- 


seneinnahmen EI Salvadors ausmachen, 
landen 40% bei der Regierung, ganze 5% 
bei den Bauern und der große Rest geht 
an die Großgrundbesitzer. 

Für die Landarbeiter fordern wir einen 
gerechten Lohn und soziale Anerken- 
nung, die uns gebührt, denn wir sind die- 
jenigen, die eigentlich alle Werte schaffen. 
Recht auf ein humanes Leben, auf ange- 
messene Unterkunft und Ernährung, auf 
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Gesundheitsversorgung und Hygiene. Wir 
fordern die Anerkennung von kollektiven 
Arbeitsverträgen sowie gewerkschaftliche 
Rechte. Die Lösung bringt eine wirkliche 
Agrarreform und die Aufteilung der Kaf- 
feeanbaugebiete unter den Bauern, damit 
sie selbst produzieren und Gewinne ma- 
chen können. 

Wie denkt Ihr, Eure Forderungen 
durchsetzen zu können? 

Wir kämpfen schon sehr lange für diese 
Forderungen. Wir haben gelernt, uns zu 
organisieren, wir kämpfen für und in einer 
organisierten Bewegung. Immer wieder 
wurden wir unterdrückt, bedroht, gefan- 
gen genommen. Viele verschwanden, To- 
desschwadrone traten in Aktion. 1977/78 
wurde die Bewegung für eine integrierte 
Agrarreform, eine gerechte Verteilung des 
Landes, immer stärker. Doch sie wurde 
unterdrückt, die Gewerkschaften aufge- 
löst, viele gingen in den Untergrund, eini- 
ge resignierten. 

Laut Verfassung gibt es das Recht auf 
gewerkschaftliche Organisierung, doch in 
der Praxis sieht das anders aus: Gewerk- 
schaften wird die Zulassung verweigert, 
Führer werden verhaftet, wie der der 
Postgewerkschaft, oder eingeschüchtert. 
Wenn das legal nicht geht, treten die To- 
desschwadrone auf den Plan. Obwohl es 
heißt, daß sie aufgelöst sind, sitzen ihre 
Vertreter weiterhin im Parlament. Bislang 
ist es noch nie vorgekommen, daß einer 
von ihnen verhaftet worden ist. 

Auch bei den Industriearbeitern in der 
Stadt gibt es Arbeitskämpfe, weil immer 
mehr Betriebe geschlossen werden. 
10000 Arbeiter sind betroffen. Ganze 
Branchen haben die Arbeit aus Solidari- 
tät niedergelegt, bei den staatlichen Was- 
serwerken ANDA wurden 2000 Arbeiter 
nur deshalb gefeuert, weil sie Gewerk- 
schafter sind. Trotzdem geht unser Kampf 
um die Einheit der Gewerkschaften, die 
Einheit zwischen Arbeitern und Bauern 
weiter. Am 13. September 1985 fand eine 
Demonstration von 20000 Menschen 
statt, die sich gegen die Regierung, das 
Wirtschaftsministerium und die Zentral- 
bank richtete und das Einfrieren der Löh- 
ne und Arbeitsplätze verurteilte. 

65000 Bauern haben schon vor dem Prä- 
sidentenhaus in Petitionen bessere Preise 
gefordert. Wie kämpfen weiter für Orga- 


nisations-, Gewerkschafts- und Mei- 
nungsfreiheit, für Menschenrechte und 
soziale Anerkennung. 


Auch die FMLN versucht, den Kaf- 
feexport zu boykottieren, damit die Re- 
gierung keine Devisen für ihre Kriegsfüh- 
rung erhält. Sie ruft die Kleinproduzenten 
auf, nicht zu ernten bzw. die Ernte nicht 
an die Regierung zu verkaufen. In vor- 
übergehend von der FMLN kontrollierten 
Gebieten konnte man die Ernte boykot- 
tieren. Die Armee jedoch zwang die 
Kleinproduzenten zu ernten, oder erntete 
selbst mit den Soldaten und zwangsweise 
verpflichteten Tagelöhnern. 

Was hat die Agrarreform, die Du vorhin 
erwähntest, bisher für Euch gebracht? 

Die sogenannte Agrarreform wurde am 


15. Oktober 1979 per Regierungsdekret 
verkündet. Zum einen geht sie natürlich 
auf den Druck der Bauern nach Land zu- 
rück, darüber hinaus war sie für die inter- 


nationale Öffentlichkeit bestimmt, wo sie 
mit großem tam tam verkauft wurde. Ihre 
Konzeption wurde vom gleichen US-Be- 
rater Prosterman ausgearbeitet, der auch 


die Agrarreform in Vietnam durchgeführt 
hat. Sie sollte 600000 Bauernfamilien oh- 
ne Land, das heißt etwa 3 Millionen Men- 
schen, begünstigen. In einer ersten Phase 
sollten die Großgrundbesitzer mit mehr 
als 500 ha Land, in einer zweiten Phase 
die mit 150 bis 500 ha enteignet werden, 
und die dritte Phase sollte die Pachtver- 
hältnisse bei Ländereien zwischen 50 und 


"150 ha betreffen. 


Faktisch sind in der ersten Phase 
65000 Bauernfamilien, in der dritten 
30000 Bauernfamilien „begünstigt“ wor- 
den, weiterhin sind also 505000 Familien 
immer noch ohne Land. Die zweite Phase, 
die eigentlich die entscheidende ist, weil 
sie auf die Mehrzahl der Ländereien und 
insbesondere auf die Kaffeeplantagen zu- 
treffen würde, ist nie durchgeführt wor- 
den. Betreffs der ersten Phase verschonte 
man die Ländereien der Streitkräfte und 
der Regierungsparteien und enteignete 
nur das schlechtere Land mit geringerer 
Produktivität. 

Die neugegründeten „Agrarreformkoo- 
perativen“ sind völlig vom Staat kontrol- 
liert, sie müssen für das Land bezahlen 
und sind faktisch vom ersten Tag an ver- 
schuldet. Der Staat setzt auch die Ver- 
kaufspreise fest: zum Beispiel für Mais auf 
31 Colon pro Quintal, dies bei Produk- 
tionskosten von 38 Colones. Dazu 
kommt, daß der Staatshandel zwar diesen 
Aufkaufspreis garantiert, selber aber nur 
20% der Produktion abnimmt. So sind 
die Bauern gezwungen, den weitaus größ- 
ten Teil (ca. 60%) bei Zwischenhändlern, 
die wir Cojoten nennen, loszuwerden. 
Diese Cojoten zahlen nur 17 Colones und 
verkaufen den Mais zu 30 Colones weiter, 
stecken als 50% Gewinn in die Tasche. 

Die dritte Phase der Agrarreform, die 
die kleinen Pachtländereien betrifft, säte 


nur Zwietracht unter den Bauern, sie 
war unserer Meinung nach von den 
USA bewußt so angelegt. 

In einem Fernsehfilm über die Agrarre- 
form in El Salvador konnte man jüngst die 
Auffassung hören, die Bauern wollten gar 
keine Agrarreform, sondern sehnten den 
alten Zustand zurück! 

Ja, aus genau eben diesen Gründen. 
Die Bauern waren auch gar nicht vorbe- 
reitet. Da kam man hin und sagte: Das ist 
jetzt dein Land, bebau es. 67% der Bau- 
ern sind Analphabeten.. Sie kriegen über- 
haupt keine Unterstützung, keine techni- 
sche Hilfe, keine Kredite, keine Beratung, 
müssen importierten Dünger und Pestizi- 
de kaufen, die Tag für Tag teurer werden, 
dann Saatgut usw. Wenn sie Kredite bei 
der Bank nehmen, zahlen sie 13% Zinsen 
und bekommen bei der Emte einen nied- 
rigen Preis. Das staatliche Kaffeeinstitut 
INCAFE bezahlt ihnen den Kaffee dar- 
über hinaus erst 6 Monate später. Es hat 
nur ein Ausbeutungswechsel stattgefun- 
den: vom Patron zur Nationalbank und 
zum Staatsapparat. Was Wunder, daß die 
Bauern das alte System zurückwünschen 
oder sich gleich dem bewaffneten Kampf 
anschließen. 

Wie beurteilst Du den Prozeß, der mit 
den Wahlen in El Salvador in Gang gekom- 
men ist, der Duarte und die Christdemo- 
kratie an die Macht brachte und in den in- 
ternationalen Medien als die langerwartete 
Demokratisierung verkauft wird? 

Was die Wahlen angeht, so sind überall 
die Bilder gezeigt worden mit langen 
Schlangen vor den Wahllokalen. Das sind 
zum Großteil keine bewußten und aktiven 
Stimmen für die Regierung. Denn es gab 
eine Notwendigkeit und ein Zwang zu 
wählen. Man bekam einen Stempel dafür, 
und wer nicht wählte war ein Kommunist. 
Es konnten keine linken Parteien gewählt 
werden, denn die Kandidaten hätten mit 
dem Tod zu rechnen gehabt. Dann kommt 
teilweise auch ein traditionelles rückstän- 
diges Bewußtsein auf dem Land hinzu, 
den zu wählen, der das Sagen hat. 

Trotzdem gab es 100000 ungültig ab- 
gegebene Stimmen, die als Opposition zu 
werten sind. 

Die internationale Propaganda unter- 
stützt die gewählte Regierung als „dritten 
Weg zwischen Konservativismus und Re- 
volution“. Duarte wird von Kohl als 
„Hoffnungsträger“ empfangen. Es heißt, 
das Volk stünde hinter ihm, doch 7 der 8 
zugelassenen Parteien sind in der Opposi- 
tion, es gibt Arbeitskämpfe, Demonstra- 
tionen von 60000 Personen. Duarte ist 
mit Versprechungen an die Regierung ge- 
kommen, deren Einlösung nun eingefor- 
dert wird. 1984 wollte er 15000, 1985 
weitere 50000 neue Arbeitsplätze schaf- 
fen, insgesamt sind es ganze 100 gewor- 
den. Und jetzt gibt es ein Dekret, daß we- 
gen der Kriegskosten kein einziger neuer 
Arbeiter eingestellt wird, die Arbeitsplät- 
ze also komplett eingefroren werden. 

Dann hat er versprochen, den Dialog 
mit der Befreiungsbewegung zu beginnen, 
das hat er auch in der UNO verkündet, 


deshalb wurde er auch gewählt. Jetzt 
stockt der Dialog, weil ihn das Militär 
nicht will. Die US-Botschaft und die US- 
Berater bestimmen völlig die Politik in 
meinem Land. Duarte behauptet, daß er 
Chef der Streitkräfte sei, in Wirklichkeit 
ist es umgekehrt: die bewaffneten Streit- 
kräfte geben intern den Ton an, und die 
Reagan-Administration extern. Duarte 
wird die Probleme nicht lösen, da über 
die Probleme nicht in El Salvador ent- 
schieden wird. 

Für uns hat sich die Situation kaum geän- 
dert: Die USA buttert täglich 2 Mio. $ in 
den Krieg, neue Spezialbataillone entste- 
hen, Counter Insurgency Taktiken werden 
entwickelt. Die Bombardierungen und 
Vertreibungen gehen weiter, drei von fünf 
Arbeitern in meinem Land sind vertrie- 
ben, geflohen oder obdachlos. Das Heer 
bereichert sich noch an’ dieser Situation. 
Militärs rücken in Konfliktzonen ein, be- 
schlagnahmen die Kaffeernte oder ernten 
selber und stecken den Erlös ein. 

Wir fordern von der Regierung, daß sie 
das einhält, was sie versprochen hat, wes- 
halb sie gewählt worden ist: Rechte der 
Arbeiter, Meinungs- und Organisations- 
freiheit, Dialog mit der Befreiungsbewe- 
gung, um den Frieden zu erreichen, als 
wirkliche Möglichkeit des Volkes sich zu 
entwickeln. In unserer Forderung nach ei- 
ner politischen Lösung sind wir uns einig 
mit vielen Massenorganisationen, der 
nichtstaatlichen Menschenrechtskommis- 
sion, den Studenten, der Kirche. 


SEIT WOCHEN UNTERSTÜTZ’ 


Was schlagt Ihr vor, wie wir Euch in Eu- 
rem Kampf unterstützen können? 

Zuerst einmal unterstützt Ihr uns, in- 
dem Ihr mich als Vertreter der Gewerk- 
schaft eingeladen habt, damit ich während 
der Rundreise an vielen Orten über die 
Situation in El Salvador und unsere For- 
derungen berichten kann. 

Die Hauptforderung, die ich — und da- 
für habe ich ein Mandat von SICAFE und 
der Bauernorganisation bekommen — in- 
nerhalb der Kaffeekampagne an Euch 
und die Kaffeekonsumenten in der BRD 


allgemein stelle, ist, Kaffee aus EI Salva- 
dor zu boykottieren und statt dessen di- 
rektimportierten Kaffee aus Nicaragua zu 
kaufen. Dort kommen die Erlöse den 
Bauern und Landarbeitern und dem so- 
zialen Aufbau des Landes zugute. In EI 
Salvador werden 80% der Devisenein- 
nahmen in den Krieg und der Rest in die 
Staatsverwaltung gesteckt. 70% der Devi- 
senerlöse kommen vom Kaffeexport. Die 
Hälfte dieses Kaffees geht in die BRD. 
Der Kaffee den Ihr kauft, verwandelt sich 
in meinem Land in Repression, in Hub- 
schrauber, Flugzeuge, Waffen, Bomben, 
Militär, LKWs. Die Bauern und Planta- 
genarbeiter haben nichts davon. Ein poli- 
tisch begründeter Boykott des Salvador- 
Kaffees schwächt die Wirtschaftsmacht 
des Staates und gibt den Bauern Auftrieb 
in ihrer Forderung nach Direktvermark- 
tung ihrer Produktion, also Abschaffung 
des Staatsmonopols. 

Auch die Regierungspolitik in Bonn ist 
für uns entscheidend. Die Wiederaufnah- 
me der diplomatischen und wirtschaftli- 
chen Beziehungen bewirkt, daß die BRD 
das absichert, was die USA militärisch 
macht. Die Entwicklungshilfe verwandelt 
sich in elektronisches Kriegsmaterial, von 
deutschen Firmen geliefert. Da könnt Ihr 
was tun. Auch unmittelbare finanzielle 
Unterstützung können wir brauchen. 
Zum einen für die Gewerkschaftsarbeit, 
die insbesondere auf dem Land Ausbil- 
dungscharakter hat: Seminare, Bewußt- 
seinsbildung, ideologische Orientierung, 
Schulung für Kader, Organisierung, Un- 
terstützung in Arbeitskämpfen. Es man- 
gelt an Schreibmaschinen, an didakti- 
schem Material, Geld für Papier, Perso- 
nal, eigentlich an allem, da die Landarbei- 
ter und Bauern kaum finanzielle Mittel 
aufbringen können. 

Dabei spielen die unabhängigen Ge- 
werkschaften ihre politische, moralische 
und wirtschaftliche Unterstützung eine 
ungeheuer wichtige Rolle zur Verteidi- 
gung der Lebensinteressen der Bauern 
und Arbeiter gegenüber Staat und Patron. 

Aber auch die Unterstützung der 
Flüchtlinge, die sich innerhalb und.außer- 
halb EI Salvadors befinden ist notwendig. 
Nur mit internationaler Hilfe könnte ihr 
Los gebessert werden. Dabei muß man 
bedenken, daß die Lager, die internatio- 
nal, z. B. auch der EG vorgeführt werden, 
eher die in besseren Verhältnissen sind 
und es gibt bei weitem schlimmere Bedin- 
gungen. 

Ich möchte also zusammenfassen: 

1. Eine öffentliche Kampagne: „Keine 
Unterstützung für Staat und Militär in E] 
Salvador!“ 

2. Boykott des Salvadors-Kaffees, solange 
die Erlöse dem Volk eher schaden als nut- 
zen! 

3. Internationale Verbreitung der Ge- 
werkschaftsforderungen aus El Salvador. 
Und genau mit diesen Zielen bin ich hier- 
her gekommen. 

Roberto, herzlichen Dank für dieses Ge- 
spräch. 

Informationsbüro Nicaragua, Wuppertal 
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Material: 


Befreiender Glaube nel 
— Solidarisches Handeln 


Texte vom Romerokongreß im März 
'%5 und vom Lateinamerikatag des 
Ev. Kirchentages im Juni '85 

Mit Beiträgen von: Fernando Castillo (Chile): 
Julia Esquivel (Guatemala): Norbert Arntz 
(Peru); Pauolo Süss (Brasilien): Fernando 
Cardenal (Nicaragua); Jon Cortina (El Salva- 
dor): Durothee Sölle: Dietmar Schönherr, 
Horst Goldstein u.a. 


768. DM 8,- 


Horst Goldstein (Hrsg.) 

Befreiung findet hier und jetzt statt 
Zur Praxis der Theologie in Nicaragua 
160 S. M 14,-- 


Dorothee Sölle’ Horst Goldstein 
„Dank sei Gott und der 
Revolution“ 

Christen in Nicaragua 

220 S. DM 9,80 


Beide Bücher bieten sowohl Analysen zur 
kirchlichen Situation in Nicaragua und zum 
Konflikt zwischen Hierarchie und „Basiskir- 
che“ als auch zum Verhältnis von sandinisti- 
scher Revolution und Religion. Zudementhal- 
ten sic umfassende Dokumentationen aus dem 
Leben der Kirche in Nicaragua. 


Menschenrechte \ 
und Menschen- ne 


rechtspolitik in Mittelamerika 
80 S. DM 3,— 


Diese Broschüre versucht anhand der Fakten- 
lage (Quellen und verschiedene internationale 
Menschenrechtsorganisationen) die Lage der 
Menschenrechte in Mittelamerika aufzuzei- 
gen. um auf Grundlage dieser Fakten die Ent- 
wicklungshilfepolitik der Bundesrepublik zu 
beleuchten. Wegen der Instrumentalisierung 
der Menschenrechtsproblematik durch kon- 
servative Kreise in der Bundesrepublik eine 
unumgängliche Lektüre, um sich ein objekti- 
ves Bild in dieser Frage zu machen. 


„El Salvador und Nicaragua im 
Vergleich“ 

Entwicklungspolitisches Symposium 
Nicht-staatlicher Hilfswerke 

66 Seiten DM 6,— 


Mit Beiträgen internationaler Experten zu fol- 

genden Bereichen: 

— Landwirtschaft. Agrarreform und Ernäh- 
run; 


& 
— Gesundheit und Partizipation 
— Chancen für Demokratie und Partizipation 


im Ländervergleich gu 
Zeitung „Nicaragua heute“ Nr. 11 
‚(Herbst ’85) 

Preis: 100 Stck. DM 
‚Versandkosten 


Gedacht zum Weiterverteilen in den Gemein- 
den, an Büchertischen. bei Sıraßenaktionen 
etc. 


15,— + 


Bestellungen bitte an: 

Christliche Initiative Romero e.V. 
Kardinal-von-Galen-Ring 45 
54400 Münster 
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Rezensionen 


„Das Brot des Siegers“, Das Hackfleisch- 
Imperium von Christiane Grefe, Peter 
Heller, Martin Herbst, Siegfried Pater, 
Lamuv-Verlag, 286 Seiten, 24,— DM. 


„El Salvador: Die Hamburger-Nieder- 
lassung von MeDonald’s wird von Solda- 
ten mit locker sitzender Maschinenpistole 
bewacht.“ 

Das Fast-Food-Business expandiert 
mit einer erschreckenden Kontinuität auf 
den Märkten der Welt. Allein McDo- 
nald’s besitzt bereits mehrere Lokale in 
Brasilien, Costa Rica, Nicaragua, El Sal- 
vador, Guatemala, Venezuela usw. Dem 
stehen die anderen großen Fast-Food- 
Konzerne in nichts nach. Während „Wim- 
py’s“ den indischen Markt als lukrativ 
erachtet, verkauft „Burger King“ seine 
Produkte in Hongkong, Kolumbien, Pa- 
nama, Puerto Rico, Venezuela und auf 
den Bahamas. 

Dreijährige Recherchen und ein coura- 
gierter Mitarbeiter in der McDonald’s 
Zentrale in Chicago ermöglichten dieses 
spannend geschriebene Buch. Während 
in den ersten Kapiteln der Abriß der Er- 
nährungsgeschichte zu kurz geraten ist, 
faszinieren mich doch die ausführlich be- 
schriebenen Entscheidungskriterien zur 
Entwicklung eines Fast-Food-Produktes 
(Bsp. Hamburger) für die industrielle Fer- 
tigung. Nachdem von den Autoren dies 
bis in Detail erklärt wird, widmen sie sich 
im Hauptteil der Organisation, Ideologie 
und den Arbeitsbedingungen in den Un- 
ternehmen. Betriebsratsarbeit, gewerk- 
schaftliche Organisation schlechthin, wird 
im Keim erstickt bzw. mit allen Mitteln 
bekämpft, wobei man vor Entlassungen 
keineswegs zurückschreckt. „Geeigneten“ 
(d.h. lächelnden, schnellen und ruhigen) 
Arbeitskräften bietet man hingegen nied- 
rige Löhne, unbezahlte Überstunden, 
Teilzeitarbeit usw.. Belustigend und trau- 
rig zugleich wirken die Versuche einzel- 
ner Gewerkschafter, dagegen vorzugehen. 
So ißt beispielsweise ein amerikanischer 
Gewerkschaftsfunktionär in der Mittags- 
zeit um die 15 Hamburger, um dem Per- 
sonal unauffällig Informationen mitteilen 
zu können. 

Manager und Führungspersonal wer- 
den bei McDonald’s betriebsintern ge- 
schult. Diese „Burger-Akademien“ führen 
ihr Personal in die „Kniffe“ der Betriebs- 
wirtschaft ein und indoktrinieren die völ- 
lige Identifikation mit dem Unternehmen 
(„Wir sind ein Sieger-Team“). Jeder Ar- 
beitsschritt ist bei McDonald’s zeitlich 
festgesetzt und ständig per Computer zu 
überwachen. So darf der Kunde nicht län- 
ger als drei Minuten auf seine Bestellung 
warten. „Time is money“, und das erwar- 
tet Ray Kroc, McDonald’s Gründer, „wie 
man Licht erwartet, wenn man den Schal- 
ter anknipst.“ Ein Kapitalist alter Manier. 

‚Einige Kapitel werden auch den Zu- 


sammenhängen zwischen Fast-Food und 
Ländern der Dritten Welt gewidmet. Da- 
mit man hier seinen Hamburger mit Rind- 
fleisch (dem sog, Patty) „genießen“ kann, 
werden jährlich tonnenweise Kraftfutter, 
zumeist Soja (Ölkuchen, Sojaschrot...), 
importiert aus Ländern der Dritten Welt. 
So verfüttern allein die Bayern mind. 
300.000 Tonnen Ölkuchen jährlich an ihr 
Vieh, welche je zur Hälfte aus Brasilien 
und den USA kommen. Ca. 50 Mio. Ton- 
nen umfaßt die jährlich importierte Men- 
ge an Futtermittel der EG, die zur Hälfte 
aus Ländern der Dritten Welt stammt, wo 
es somit als Grundnahrungsmittel fehlt. 
„Des einen Mannes Hunger, ist des ande- 
ren Mannes Fest.“, bemerkt da Ray Kroc. 
Die lateinamerikanischen Staaten expor- 
tieren jedoch nicht nur Futtermittel, son- 
dern auch Rinder. Ohne Rücksicht auf 
Ökologie und nationale Nahrungsmittel- 
versorgung werden Wälder gerodet (siehe 
„blätter“ Nr. 124 und 125), das Holz ver- 
kauft, die Rinder gezüchtet und auch ver- 
kauft, um Reichtum zu „produzieren“, 
was für Carlos Urcuyo, einem Rinder- 
züchter, Bankier und Hamburger-Produ- 
zenten aus Costa Rica, eine „Nationale 
Pflicht“ ist. Dieses Rindfleisch wird u. a. 
von den USA importiert. 


Wohin es genau geht, erzählte den Au- 
toren Sergio Quintana, Mitglied einer 
Kooperative in Costa Rica: „Wir versor- 
gen McDonald’s und Burger King und 
auch Wendy’s, die kaufen auch unser 
Fleisch“ Das bestätigt auch Alberto 
Amador, Präsident des Vereins für Rin- 
derzucht in Costa Rica. Damit dürfte 
dann wohl McDonald’s Behauptung, daß 
in ihren Burgern nur US-Rindfleisch sei, 
widerlegt sein. 

Ist das Fleisch erst einmal verarbeitet 
(somit eine undefinierbare Masse) und 
tiefgekühlt, wandert es in die Fast-Food- 
Küchen der Welt. So gelangt es u. a. auch 
in den Magen so manchen Lateinamerik- 
aners, wo es das nahrhaftere traditionelle 
Essen verdrängt und den Straßenverkäu- 
fern von Tortillas und Fladenbroten die 
Existenzgrundlage nimmt. „McDonald’s 
umfaßt die Ideologie des freien Unter- 
nehmertums und der unbegrenzten 
Wachstumsmöglichkeiten, verwirklicht 
durch Beharrlichkeit, Bestimmtheit und 
Ehrenhaftigkeit, und strebt die Verkörpe- 
rung der höchsten Normen im Geschäfts- 
leben an. Dabei spiegelt es die Qualitäten 
von Integrität und Moral wider, insbeson- 
dere in seinem Verhältnis zu Kunden und 
Mitarbeitern“ (The Vision of McDo- 
nald’s). 

Im Anhang wird auf den Film zum 
Buch hingewiesen („Dschungelburger“), 
der sich schwerpunktmäßig mit der Rin- 
derzucht Lateinamerikas beschäftigt, so- 
wie auf weitere Materialien und Kontakt- 
adressen. O.W. Altmann 


Medienkursbuch 
OKOLOGIE 


Filme-Videos -Dias 


ÖKOMEDIA INSTITUT 


Medienkursbuch 

Okologie 

Filme — Videos — Dias 
Ökomedia-Institut für ökologische 
Medienarbeit e.V. (Hrsg.), Freiburg 
1985, 422 Seiten 

Dieses „Medienkursbuch‘ zur Öko- 
logie stellt eine Orientierungshilfe für 
Lehrende und Lernende dar. 

Alle - aufgenommenen Titel wurden 
gesichtet und bewertet: nicht nach 
dem Motto einer Zensur, sondern mit 
der wichtigen Aufgabe zu kommentie- 
ren, die Tendenzen der Medien zu 
benennen und deren Intentionen 
transparent zu machen. 

Das Kursbuch enthält Hinweise zu 
511 Filmen, 192 Video-Produktionen, 
$3 Tonbildschauen, 121 Diaserien 
und 106 Foliensätzen. Es ist mit Lite- 
raturhinweisen zu allen Gebieten ver- 
sehen. 

Die Themen: Ökologie allgemein, 
Wasser, Boden, Luft, Landwirtschaft, 
Gartenbau, Natur und Landschaft, 
Tiere und Pflanzen, Wald, Gesund- 
heit, Ökonomie, Industrie und Tech- 
nik, Energie, Chemie und Sonder- 
müll, Abfall und Recycling, Dorf und 
Stadt als Lebensraum, Alternatives 
Leben, Umweltbewegung und Um- 
weltpolitik, Dritte Welt, Atomare Be- 
drohung, Naturvölker, Verkehr und 
Lärm, 

Preis: 24,80 DM 

ÖKOMEDIA 


Institut für ökologische Medienarbeit e.V. 
Schillerstraße 52 
7800 Freiburg 


Rüdiger Siebert: 


Insel im schwarzen Fluß. Die Geschichte 
einer verkauften Kindheit in Thailand. 
Würzburg: Arena-Verlag, 1984 


In Bangkog gibt es Hunderte von Hinter- 
hof-Fabriken, denen hauptsächlich Kin- 
der Montagearbeiten verrichten. Wie 
Sklaven werden die kleinen Arbeiter, die 
meist aus verarmten bäuerlichen Familien 
im Norden und Nordosten des Landes 
kommen, von den Fabrikbesitzern und 
Aufsehern beahndelt. Weder für die Ar- 
beitssicherheit noch für minimale Pausen 
und eine ausreichende Ernährung der 
Kinder ist gesorgt. Die Behörden drücken 
häufig beide Augen zu. 

Rüdiger Siebert hat über das Thema 
ein Jugendbuch geschrieben. 

Der kleine Thon kommt aus dem Dorf 
Ban-Yang; seine Eltern sind hoch ver- 
schuldete Reisbauern. Eine Vermittlerin 
zahl Thongs Vater 500 Baht Handgeld. 
Der Vater kann damit die drückendsten 
Schulden bezahlen. Dafür muß Thong 
nach Bangkok. Dort muß er in einer ge- 
fängnisartig vergitterten Fabrik arbeiten. 

Nach einiger Zeit schafft er es trotz- 
dem, aus der Fabrik zu fliehen. Nun muß 
er sich in der riesigen Stadt Bangkok al- 
lein orientieren. Er findet Unterschlupf 
bei einer Frau, die unter einer Straßen- 
brücke eine Art Hütte bewohnt. Als Zei- 
tungsverkäufer bestreitet er in den Stra- 
ßen von Bangkok seinen Lebensunter- 
halt. Dort wird er wieder eingefangen von 
Helfershelfern des Syndikats, das Kinder- 
arbeit an Fabriken vermittelt. Er muß in 
eine Puppenfabrik. Dieses Mal hat er 
Glück. Das „Zentrum zum Schutz der 
Kinderrechte“ hat eine Anzeige gegen die 
Besitzer der Puppenfabrik erstattet, die 
dieses Mal nicht einfach in den Papier- 
korb wandert. Die kleine Hinterhof-Fa- 
brik fliegt bei einer Polizei-Razzia auf. 


und was wir 
damit zu tun haben 


Das vorliegende Buch ist eine Reaktion auf das neuer- 
liche Auflodern des Palästina-Konflikts im Libanon- 
krieg im Sommer 1982. Unversöhnlich stehen sich zwei 
nationale Ansprüche gegenüber: ‚Erez' Israel (das hi- 
storische Land Israel) und das Recht der Palästinenser 
auf nationale Selbstbestimmung in ihrer Heimat Palä- 


stina. 


Die Debatte um den Nahost-Konflikt wird weltweit 
geführt. Auch bei uns in der BRD. Unter Konservativen 


wie unter Linken. 


In verständlicher Sprache geschrieben und über- 
sichtlich im Aufbau ist es ein besonderes Anliegen des 


Der Palästina-Konflikt 


Thongs Odyssee durch Bangkok ist da- 
mit noch nicht zu Ende. Er lebt eine Wei- 
le in Bangkoks größtem Squatter-Gebiet 
Klong Toey und kommt mit einer jugend- 
lichen Diebesbande in Berührung. Am 
Schluß nimmt Thongs Geschichte eine 
glückliche Wendung. Die Erzählung hatte 
an einem thailändischen Feiertag, dem 
Fest Loy Krathong begonnen. Zwei Jahre 
später ist wieder Loy Krathon. Da treffen 
wir Thon in der „Kinderrepublik am 
Kwai“, einem von einigen fortschrittlichen 
thailändischen Pädagogen und Sozialar- 
beitern ins Leben gerufenen Ausbildungs- 
zentrum für heimatlose Kinder. 

Thongs Geschichte geht gut aus. Sie- 
bert läßt jedoch keinen Zweifel, daß es in 
Thailand noch viele Kinder gibt, die sich 
jahrelang als kleine Fabrikarbeiter durch- 
schlagen müssen. Ob es für sie je eine Be- 
freiung aus diesen unmenschlichen Be- 
dingungen geben wird, ist offen. 

Thongs Geschichte ist spannend und 
überzeugend geschrieben. Sehr plastisch 
werden die Lebensverhältnisse der Kin- 
der in der Fabrik oder der Menschen im 
Sium dargestellt. Dabei verliert sich der 
Autor an keiner Stelle in Sentimentalität. 
Auch Thong, die Hauptperson der Ge- 
schichte, erregt.nicht nur das Mitgefühlt 
der Leser. Thong wird als besonders pfıf- 
figer und erfindungsreicher Junge geschil- 
dert. Er ist nicht nur Opfer der un- 
menschlichen Verhältnisse, in die er hin- 
eingeraten ist, sondern auch ein kleiner 
Held mit eigenen Wünschen, Plänen und 
Vorstellungen. 

Rüdiger Siebert hat für „Insel im 
Schwarzen Fluß“ einen Jugendbuchpreis 
erhalten. Hoffentlich bekommen viele 
Kinder und Jugendlich bei uns das Buch 
in die Hand. Es eignet sich auch gut als 
Geschenk (für Kinder und Jugendliche im 
Alter zwischen 10 und 16 Jahren). 


Einhard Schmidt 


Buches, sowohl eine Einführung in die verschiedenen 


Aspekte der Palästinaproblematik zu geben, als auch 


einen Einblick in den Diskussionsstand hier. 


Bestellung bei: iz3w - Pf. 5328 - 7800 Freiburg 


1. Auflage Juni 1983 
264 Seiten 10,80 DM 
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ZD-Stellen-Liste 


Der DFG-VK-Landesverband hat ein 
neues Verzeichnis der Zivildienst- 
Plätze in Baden-Württemberg erstellt. 
Es enthält auf 32 Seiten ca. 2000 
Adressen (einschließlich Telefon- 
Nummern) von Einrichtungen, in de- 
nen anerkannte Kriegsdienstverweige- 
rer ihren Zivildienst ableisten können. 
Bei der Suche nach einer ZD-Stelle, 
die den eigenen Vorstellungen ent- 
spricht, ist diese Adressenliste ein un- 
verzichtbares „Nachschlagewerk“. 

Die ZD-Stellen-Liste kann gegen 
Beilage von 4,— DM (in Briefmarken) 
bestellt werden bei: 


DFG-VK Deutsche 
Friedensgesellschaft — 
Vereinigte 
Kriegsdienstgegner 
Alberichstr. 9 

7500 Karlsruhe 21 


KARLSRUHER STADTZEITUNG 
Nr,37 9.Jhg. Dezember ‘85 


"Schwarze bucklige Katze 
gegen AKW Leibstadt” 


Magneti Marclli: Yon 
Fließband zum "Montagemodul“ 


Interview 
mit spanischen Werftarbeitern 


Gespräch 
in der Hafenstraße/klamburg 


Knastkampf in Freiburg 
Klassenkampf in Südafrika 


Schwerpunkt England: 
Bergarbeiter-Sozialstaut-riots 
"Like aSummer with athhousand 
Julies" (Buchbesprechung) 

Abo: Hefte 10 DM, Förderabu ab ı 
Einzelheft 3,20 DM, für Instkturfonc! 

(alle Prelse einschl, Porto und Ve 
Bestellung durch Überwelsen aufP 

Kıo,Nr. 1257 03-755. Dic Beste 

1 Woche lang schriftl. widerrufen werden. 
IA Tel. : 0721/8564601 
Postfach 3644 7500 Karlsruhe 
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Presseerklärung 


Arm aber glücklich dank 
MERITAL? 


Die Antidepressiva ALIVAL und PSY- 
TON, die den Wirkstoff Nomifensin ent- 
halten, sind in der Bundesrepublik ins 
Kreuzfeuer der Kritik geraten. Gefährli- 
che Nebenwirkungen, die bei mindestens 
sechs Patienten zum Tode führten, müß- 
ten eigentlich zum Rückzug des Präpara- 
tes führen, meint der Bremer Pharmako- 
loge Prof. Schönhöfer. Nomifensin sei 
den herkömmlichen Antidepressiva „in 
der Wirksamkeit unterlegen, in den Risi- 
ken aber überlegen.“ Auf Veranlassung 
des Bundesgesundheitsamtes mußte 
Hoechst in der Bundesrepublik den Bei- 
packzettel von ALIVAL und PSYTON 
verändern und die Ärzte in einem „Rote- 
Hand-Brief“ vor den Risiken warnen. 

Nicht so in Dritte Welt Ländern. 
Hoechst teilte auf Anfrage mit, daß eine 
Benachrichtigung der Ärzte nur gesche- 
he, wenn die „landesindividuellen gesetz- 
lichen Regelungen“ dies verlangen. Die 
unzureichende Arzneimittelgesetzgebung 
in der Dritten Welt dürfte dazu führen, 
daß eine Benachrichtigung der Ärzte nur 
in Ausnahmefällen geschieht. Aber schon 
immer wurde Nomifensin, das im Aus- 
land meist unter dem Namen MERITAL 
verkauft wird, in Dritte Welt Ländern in 
unverantwortlicher Weise vermarktet. In 
einer afrikanischen Fachzeitschrift wird 
MERITAL noch im März diese Jahres als 
ein hochwirksames und sicheres (!) Mittel 
angepriesen. In Mittelamerika behauptet 
Hoechst gar, es seien keine toxischen Ne- 
benwirkungen berichtet worden. 

MERITAL, das den „Patienten ihre 
natürliche Fähigkeit sich des Lebens zu 
erfreuen“ wiedergebe (Werbespruch), soll 
wohl die Stimmung der Dritten Welt auf- 
hellen. Hoechst geht sogar so weit, ME- 
RITAL in lateinamerikanischen Diktatur- 
en gegen „politischen Streß“ zu empfeh- 
len. erhaupt ist nach Ansicht von 
Hoechst keine Lebenssituation denkbar, 
in der die Einnahme von MERITAL 
nicht anzuraten sei, seien es nun wirt- 
schaftliche, gesellschaftliche, familiäre, 
politische und Arbeitsprobleme oder ein- 
fach nur VergeßBlichkeit. 

Die richtige Reaktion der Firma 
Hoechst auf die Nebenwirkungsmeldun- 
gen wäre der weltweite Rückzug des Mit- 
tels, zumal nebenwirkungsärmere Alter- 
nativen zur Verfügung stehen. Auf jeden 
Fall aber muß die unverantwortliche Ver- 
marktungspraxis in der Dritten Welt so- 
fort eingestellt werden. Auch dort müssen 


alle Ärzte — wie in der „Bundesrepublik — 
durch „Rote-Hand-Briefe“ gewarnt wer- 
den. 


BUKO PHARMAKAMPAGNE 


Geschäftsstelle/Koordination: Dritte 
Welt Haus, en 62, 4800 
Bielfeld 1 


Türkel-Ausstellung zu verkaufen! 


: „Merhaba — Leben, arbeiten, Feste feiern i in der Türkei“, unter et Titel zeigte 
: die Ausländerinitiative Freiburg im Frühjahr: "85 eine große Türkei-Ausstellung, 
. die in 4 Wochen.rund 5,000 Besucher anzog. Mit 150 Foto- und Text-Tafeln sowie 
: vielen Original-Objekten: ‚wurden folgende Raumensernbles gestaltet:’Basar, Klas- 


; ; dungszimmer, 


Ein Jahr im Ausland 


Es gibt eine Unzahl von Möglichkeiten, organisiert in die sogenannte „Dritte Welt“ 
zu fahren. 

Dazu gehört auch der INTERNATIONALE CHRISTLICHE JUGENDAUS- 
TAUSCH (ICJA e. V.). Der ICJA vermittelt einjährige freiwillige soziale Dienste in 
Ländern Lateinamerikas, Afrikas, Asiens, u.a. 

Das bedeutet Mitarbeit in sozialen und/oder politischen Aktionsgruppen und 
Projekten und Leben in einer Gastfamilie oder dem Projekt selbst — ein direkter 
Einstieg also in die Strukturen des Gastlandes, gelebte, alltägliche Auseinanderset- 
zung mit den fremden Traditionen, der dortigen politischen und sozio-Öökonomi- 
schen Situation. 

Konkret heißt das z. B. Mitarbeit in Stadtteilinitiativen für Jugendliche, Slumar- 
beit, in Waisenhäusern, kommunalen Gesundheitszentren, ländlichen Entwick- 
lungsprojekten, Frauengruppen, in lokalen Zeitungen u.a. in Bolivien, Costa Rica, 
Kolumbien, Nigeria, Ghana, Indien und anderen Ländern. 

Die Gastsituation und das Begleitprogramm werden von dem einheimischen 
Partnerkomitee im Gastland organisiert. Dazu kommt eine Vorbereitung und Aus- 
wertung des Austauschjahres durch den ICJA hier in der BRD. Denn ein Aus- 
tauschjahr beinhaltet auch den Austausch der Erfahrungen untereinander und de- 
ren Aufarbeitung, um so gemeinsam zu Perspektiven für ein weitergehendes Enga- 
gement für Frieden und Gerechtigkeit zwischen 1. und 3. Welt nach der Rückkehr 
zu gelangen. 

In besonderen Fällen ist eine Ausbildung nötig, sonst aber nicht Vorbedingung. 
Wichtig ist viel mehr die Offenheit, dem Gastland als „Lernender“ zu begegnen 
und seine Position als Europäer in einem 3. Welt-Land kritisch zu überdenken. 

Die Teilnahmekosten bewegen sich zwischen 6000 und 8400 DM, je nach Ziel- 
land und Einkommen des Zahlenden. Die Teilnahmekosten decken Reise, Unter- 
kunft, Verpflegung, Versicherung, Vorbereitung, Begleitprogramm und Auswer- 
tung. Ein Teilstipendium von seiten des ICJA ist möglich! 

Das Austauschjahr beginnt und endet jeweils Ende Juli. Bewerbungsschluß ist 
deswegen der 31. Dezember, Ausnahmen sind möglich. Danach finden sowohl Be- 
werberfreizeiten als auch Vorbereitungsseminare statt. 

Der ICJA ist als eingetragener Verein eine gemeinnützige Organisation. Er ar- 
beitet ohne Gewinn und wird von der Arbeitsgemeinschaft der Ev. Jugend unter- 
stützt. 

Wer Interesse an mehr Information hat, wende sich an den ICJA, Kiefernstr. 45, 
5600 Wupptertal 2, Tel.: 02 02/50 1081 


senzimmer, Moschee, Handwerksstände, Sommerküche, Wohnräume, Beschnei- 
Karagöz-Theater, Literatur-Film-Musik und Cay-Haus. ° 

: Ein großer Teil der Ausstöllungsstücke wird jetzt zum Verkauf "angeboten: 
— sämtlich Foto-Tafeln (davon 5 im Format 2,50 x 1,50 m) sowie alle Text-Tafeln 

: -(z. T. zweisprachig); Herstellungskosten zus. ca. 8. 500,— DM 


\ — die gesamte Basarausstattung: Stoffballen, Gewürzkörbe, Kupfirwären, Korb- 


waren, Schusterutensilien; 


; — Cay-Haus-Zubehör und.ein Teilder Zimmerausstattung. 
.. „Verkaufspreis (Verhandlungsbasis): 12.000,— DM. Dieser Betrag ‚sollte nicht 
: gleich abschrecken: Beratung über Zuschußmöglichkeiten, Einnahmequellen und 


: Kooperation: mit anderen Trägern sowie nähere Information gibr's bei der 


; Ausländerinitlative Freiburg e; V., Schwarzwaldstr. 42-44, 7800 
ON 0761/7702666 oder D7EIE2E86 


hmmm mmpjjpppippjspseseeseressses m m 


Zeitschriftenschau® 


a TE 


:AIB — Antlimperislistisches Informationsbulletin, 
Nr. 12/1985 

„Schwerpunkt: Internationale der. Contras — Bericht 
vom Kongreß der Antikommunistischen Weltliga in 
Dallas — Gesprüch mit T. Borge (Nicaragua) — In- 
‚terview.mit.A. Ratebzad (Afghanistan) — 

‚Außerdem Berichte zu: EI Salvador, Chile. Südafri- 
ka, Tansania, Vietnam und Türkei. Artikel zu: Welt- 
raumrüstung — Sowjetunion und Dritte Welt — 
Kultur: Gespräche mit E. Cardenal e 

‚Bezug: AIB,Liebigstr. 46, 3500 Marbürg, Preis; 
250DM : 


epd — Entwicklungspolitik, Nr. 20/21/85 
„Anslysen/Berichte/Kommentare. zu: Abschied von: 
der internationalen Arbeitsteilung — zu den Gesprä- 
chen zwischen Pharma-Industrie, Kirchen und Phar- 
ma-Kampagne — Indischer Umweltbericht — Fal- 
sche Rezepte — Afrikas Theologen (II) — Südafrika- 
:Bankengespräche der Bremischen Kirche -- 
Außerdem  Dokumentmtionen zu: Erklärung der 
‚Schwarzen 'Bewußiseinsbewegung (BCM/Azania) 
:zur Ausrüfung des Notstandes in Südafrika -- BRD-' 
Waffenexporte — Dritte Welt: — UN-Frauendekade: 
‚eine philippinische Einschätzung — Aktuelle Litera- 
tur " A E2: 
Bezug: Friedrichstr. 2—6, 6000 Frankfurt 117, Preis: 
Einzel-/Doppelnummer 3,—/4.50 DM, Einfaches 
Abo 52.20, erweitertes Abo 66,— DM 


. = Entwieklungspolitische ‚Korrespondenz, Nr., 


Schwerpunkt: Soziale Bewegungen in Asien und im 
Pazifik: Neue Ansätze — Die NGO-Bewegung in 


Thailand Christliche Basisgemeinden auf den Phi-: 


lippinen = SEWA: Frauengewerkschaft in Indien — 
Widerstand gegen atomare Verseuchung des Pazifik 
— Zur Geschichte der Urban Industrial Mission in 
‚Südkorea — = j 

Bee sk, Postfach 28.46, 2000 Hamburg 20, Preis: 


‚Monatliches Infobulletin des Vereinigten Sekreta- 
:riats der IV. Internationale, Nr. 173, Oktober 1983 

Nachrichten/Berichte zu: Südafrika, Sanktionen sol- 
‚len Botha retten — Haiti — UdSSR, Die Lage der Ar- 


- Japanis 


Der Autor versucht in diesem Buch die Zusam- 
menhänge zwischen Energiepolitik und Ent- 
wicklungspolitik darzustellen. Mit zahlreichen 
Schaubildern und Beispielen versehen, wird 
die Problematik auch dem Leser ohne beson- 
dere Vorkenntnisse nahegebracht. Im einzel- 
nen werden folgende Themen behandelt: 


beiterklasse — Die Notwendigkeit einer revolutionä- 
ren Internationale — Zur Frauenkonferenz in Nairo- 
bi — Mexiko, Diesmal kam'die PRT ins Parlament — 
Schweden: Gewerkschaft und Opposition bei Volvo 
— Fidji: Labour Party gegründa — - j 

Bezug: Isp-Verlag, Mainzer Landstr. 147, 6000 
Frankfurt, Preis:3,50 DM = ! 


Forum entwicklungspolitischer Aktionsgruppen, Nr. 
96, Oktober 85 . 
Schwerpunkt: Pestizid-Expoört 

Außerdem: Ölpalmen, Plantagen bedrohen indiani- 
schen Lebensraum — Guatemala, Demokratisierung 
oder bleibt die Macht der Militärs? — Aktionsbericht 
zu den Aktionstagen zur militärisch-nuklearen Zu- 
sammenarbeit mit Südafrika — 

Außerdem: Kulturkalender Dritte Welt 

Bezug: IG 3. Welt, Ruhrstr. 14, 4040 Neuss 21 


ila-Info.Nr. 90, Oktober/Noveniber 85 
Schwerpunktthema: Die Hungerproduzenten 
Weitere Berichte zu: Nicaragua Landwirtschaft, Re- 
volution heißt Mais und Bohnen — Peru unter dem 


neuen Präsidenten: Hoffnung für Perw — Chile, Brei- ' 


testes Oppositionsbündnis seit 1973 — Aktionspro- 
gramm. gegen Futtermittelimporte. Kaffeekampagne 
— Aktion Bürger gegen Bürger u. a. m. — 

Bezug: Informationsstelle Lateinamerika e. V. Rö- 
merstr. 88, 5300 Bonn 1, Preis: 3.— DM, Jahresabo 
30,— DM 


Peripherie, Nr. 21, Sommer 1985 
Schwerpunkt: Tränsnationale Konzerne 


Transnationale Unternehmen, Industrialisierung in 


der Peripherie und kapitalistischen Entwicklung — 
che Fabrik -- malaysische Arbeiter, Zum „ja- 
panischen“ Modell industrieller Beziehungen — Bho- 
pal und kein Ende: oder: Der Second-hand-Kapitalis- 
mus und die Ökologie — Transnationale Konzerne 
der 3, Welt und der Entwicklungsprozeß armer Län- 
der — Vorbemerkungen zu einer materialistischen 
Theorie der gesellschafilichen Entwicklung — 
Bezug:. LN-Vertrieb, Gneisenaustr, 2, 1000 Berlin 
61, Preis: 9,— DM ä ; 


Georg Cremer: Mangel und Verschwendung 


Energieprobleme im Nord-Süd Konflikt 


Importabhängigkeit: Erdöl - Energieprobleme 
armer Länder (Zahlungsbilanzkrise, 
Brennholzkrise) - Bevölkerungswachstum 

und Energiekrise - Energie und Entwicklung 

- Erschließung eigener Energiequellen - 
Kernenergie für die 3. Welt? + Wachsender 
Energieverbrauch als Zwangsläufigkeit? 

- Kann das Gefälle zwischen Nord und Süd 
abgebaut werden? - Können die endlichen 
Energieträger geschont werden? + Was kann die 
Umwelt verkraften? - Krieg ums Erdöl? - 
Exportieren wir unsere Energieverschwendung? 
« Energieeinsparung bei uns: Katastrophe für 
die OPEC-Länder? - „Global denken — 
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Bücher für die Interschul ’86 


Das Informationszentrum Dritte 
Welt wird — wie schon in den ver- 
gangenen Jahren — einen Informa- 
tionsstand auf der Interschul ’86 vom 
17.—21. Februar 1986 in den Dort- 
munder Westfalenhallen unterhalten. 
Diese größte Internationale Schul- 
ausstellung bietet die Möglichkeit, 
Zehntausende von Besuchern zu er- 
reichen. Wir wollen dort aktuelle ent- 
wicklungspolitische Literatur, die im 
Bildungsbereich eingesetzt werden 
kann, vorstellen und vertreiben. 

Anknüpfend an die guten Erfah- 
rungen der letzten Interschul-Messen 
bieten wir auch wieder anderen klei- 
nen Verlagen und Solidaritätsgrup- 
pen an, ihre Publikationen dort zu 
vertreiben, sofern sie uns in Kommis- 
sion zur Verfügung gestellt werden 
und die nicht verkauften Exemplare 
nach der Messe zurückgegeben wer- 
den können. 

Wir wollen auf diesem Wege bis- 
her von uns noch nicht angeschriebe- 
ne Verlage/Organisationen/ 
Solidaritätsgruppen, die sich im Be- 
reich „Dritte Welt“ engagieren, auf- 
fordern, uns je ein Ansichtsexemplar 
von Veröffentlichungen zu senden, 
die auf einer Schulmesse von Interes- 
se sein könnten. 


Informationszentrum Dritte Welt, 
Weißenburgerstr. 23, 46 Dortmund 
1 (ab 1.1.86: Luisenstr. 17, 46 Do. 
1) 


lokal handeln“ 


1. Auflage, Jan. 1986, 
ca. 200 S., ca. 12,80 DM 
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j ugend 
87; Hrsg und Bezug Er 


E 


‚di e Institutianalisterung 
Tanke, Dokumentation des 


| „Das Gen-Geschäft“, Chan efähren . , 
ı:der Bio-Technologie, Ruben: Scheller, Welt- : 


| kreli-Verlag, "Dortmund 1985, 


SE 


288: ‚Seiten, 


ı „Wenn:dü.mich. leben. wis, Giosonda Bell, E 
; Gedichte. 


“und das:P 


c CH-80D5 Zu 


i | „Nicaragı 8,.:mi, amar“,, ‚Tegstuch eier, Reise »: &.,..4, 


Orttin wur, Dion 


aHETe 


ai, Im Sammer 1984, "Firsp- ad Bezug 
' Nisaragua e. V., Parksır. 37, 02. Wie 4 


Tagungshinweise 


„Vom Lernbereich ‚Dritte Weit’ zur Entwick- 
tungspädagogik: ‚Perspektive oder Sackgas- 
807“ 29.1.—2.2.86, Hüllhorst, Information und 
Anmeldung: Comenius-Institut, Schreiberstr. 12, 
4400 Münster 


„Denn sie wissen, was sie tun: Entwicklungs- 
hilte in der ‚Wende’-Gasse“, 31.1.—2.2.86, 
Berchum/Hagen 
Militarisierung des Pazifiks — Sicherheit dos 
Westens?“, 28.2.—2.3.86, Bad Boll, Informa- 
tion und Anmeldung für beide Tagungen: ESG, 
„Entwicklung Im Bankrott — Von der Notwen- 
digkeit entwickiungspolitischer und -thooreti- 
scher Neuansätze“, 24.-26.1.86, Hofgeismar, 
Information und Anmeldung: Evangelische 
Akademie, Postfach 1205, 3520 Hofgeismar 
„Wandel der Familie und Entwicklung bei uns 
und In der ‚3. Welt’“, 26.—31.5.86, Vlotho 
„Drei Welten oder elna?“, (Entwicklungspoliti- 
sches Einführungsseminar), 13.—17.6.86, Vlo- 
tho 
„Ökologie und 3. Weit“, 1/2.11.86, Vlotho 
„Islam und Befreiung“, 10.-12.10.86, Vlotho 
„Die türkische Gesellschaft am Scheldewag“, 
8.—10.12.86, Vlotho 
„Rückkehr (ausländischer Arbeiter) — und 
was dann?“, 19—21.9.86, Vlotho 
„Ausländerfeindlichkeit — Rechtsextremis- 
mus — Gewalt“, 12.—14.11.86, Vlotho 
„Zypern — für immer getellt?“, 1.—4.10.86, 
Vlotho 
„Ausländische und deutsche Jugendliche in 
= offenen Jugendarbeit“, 21.—23.5.86, Vlo- 
tho 
„Berufliche Ausbildung ausländischer Ju- 
gendlicher Im dualen System“, 12.—14.3.86, 
Vlotho 
„Der Islam in Gesellschaft und Erziehung“, 
10.—12.9.86, Vlotho 
„Gesellschaft und Erziehung Im Mittelmser- 
raum — den Herkunftsländern unserer aus- 
ländischen Mitbürger“, 1.—6.12.86, Vlotho 
Information und Anmeldung für diese Tagun- 
gen: Jugendhof Vlotho, Oeynhausener Str. 1, 
4973 Vlotho 


Spuckzettel 


Die DFG-VK Baden-Württemberg 
hat einen Bogen mit 8 verschiedenen 
Spuckzetteln zu den Themen Kriegs- 
dienstverweigerung und Abrüstung 
herausgegeben. Die selbstklebenden 
Mini-Plakate im halben Postkarten- 
Format zeigen neben schon klassi- 
schen Slogans und Emblemen der 
Friedensbewegung („Frieden schaffen 
— ohne Waffen“, Helm mit Blume, 
zerbrochenes Gewehr) auch einige 
weniger bekannte, aber ähnlich aus- 
drucksstarke Motive. 

3 Bögen kosten inklusive Porto 
DM 1,40, 9 Bögen DM 3,50 (Preis für 
größere Mengen bitte erfragen). Be- 
stellt werden kann gegen Beilage des 
entsprechenden Betrages in Briefmar- 
ken bei: 


DFG-VK 


Alberichstr. 9 
7500 Karlsruhe 21 


Rafik Schami 


Der Fliegenmelker 

und andere Erzählungen aus Damaskus 
112 Seiten, DM 14,80 

ISBN 3-923446-03-9 

West-Berlin, 1985 


Rafik Schami, 1946 in Damaskus geboren, lebt seit 
1971 in der Bundesrepublik. 1980 Mitbegründer der Li- 
teraturgruppe „Südwind“. 1981 Mitbegründer von Poli- 
Kunst. 1980-1983 Mitherausgeber und Autor der Reihe 
„Südwind-Gastarbeiterdeutsch“, seit 1983 Mitheraus- 
geber und Autor der Reihe „Südwind-Literatur“. 

Für sein literarisches Werk wurde Rafik Schami 1985 
mit dem Adalbert von Chamisso-Förderpreis ausge- 
zeichnet. 

Rafik Schamis Erzählungen aus dem Altstadtviertel sei- 
ner Kindheit sind mit jahrtausendalter Kultur durch- 
wirkte Erinnerungsfäden, die er zu Menschenland- 
schaften des Damaskus der fünfziger Jahre verwebt. 
„Nein, es ist kein Märchen. Märchen spielen in alten 
Zeiten und fernen exotischen Ländern und nicht im 
letzten Herbst in Damaskus. 

Wenn man das Thomastor durchschreitet, endet das 
Elendsviertel, wo wir wohnten. Von hier aus erstreckt 
sich das neue Damaskus der Gärten, besseren Häuser 
und Lokale. Als lebten zwei fremde Völker nebeneinan- 
der, deren Verbindung die Straßenverkäufer waren. Ich 
nannte einmal das Thomastor 'den Eingang nach Pa- 
ris’. Ich wußte zwar nicht, wie Paris aussieht, aber ich 
wußte genau, daß die Leute in dem neuen Viertel bes- 
ser lebten als wir.“ 


Verlag 
Das Arabische Buch 


Wunditstr. 13-15, 1000 Berlin 19, Tel.: 030/3228523 
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iz3w 
PF 5328 
7800 Freiburg 


Bestellschein 
für ein Geschenkabonnement der blätter des iz3w 


Ich bestelle für 
Vorname des Beschenkten 
Name des Beschenkten 


Straße 


PLZ Ort 


ein Jahresabo der blätter des iz3w (8 Hefte) zum 
D Normalpreis von DM 40,— 


D ermäßigten Preis von DM 30,— 
(nur für Studenten, Schüler, Azubis, ZDLer, Arbeitslose) 


D Unbefristet, immer zum Jahresende kündbar 
D Befristet auf 1 Jahr 


Der Beschenkte erhält eine Benachrichtigung und ab 1986 re- 
gelmäßig die blätier des iz3w. 


Die Rechnung wird bezahlt von: 
Vorname 

Name 

Straße 


PLZ Ort 
DO) Ich bin ebenfalls Abonnent der blätter. 
D Ichbinkein Abonnent. 


Datum Unterschrift 


Mir ist bekannt, daß ich innerhalb von zwei Wochen ohne An- 
gabe von Gründen meine Abo-Bestellung rückgängig machen 
kann. 


Viktor Lüpertz. 
Berzrstr 6 


7801 Oberried 


Postvertriebsstück 
Gebühr bezahlt 
M47F 

iz3w 

Postfsch 5328 
7800 Freiburg 


informationszentrum dritte welt -iz3w 


Komplette Jahrgänge der „blätter“ 


Seit 1970 erscheinen die „blätter des iz3w“ regelmäßig achtmal im Jahr. Anfänglich als eine Art Rundbrief für die verschie- 
densten entwicklungspolitischen Gruppen konzipiert, entwickelte sich die Zeitschrift schnell zur heute größten unabhängigen 
entwicklungspolitischen Zeitschrift im deutschsprachigen Raum. Sie versorgt knapp 6000 Abonnenten in über 85 Ländern 
kontinuierlich mit aktuellen Informationen und Hintergrundberichten über die Dritte Welt und ist zur Staindardlektüre für jeden 
entwicklungspolitisch Interessierten geworden. Wir bieten folgende Jahrgänge zu ermäßigten Preisen an: 


„blätter“ Nr. 75-82, Themenschwerpunkt: Sri Lanka (Sonderdruck), 
UNCTAD V, Kolumbien, Patenschaften in der Dritten Welt, Ausländer in 


der BRD, Indochina, Eritrea, westliche Nachrichtenagenturen 


„blätter“ Nr. 83-90, Themenschwerpunkte: Afghanistan, Tourismus, 
8 Frauen in der Dritten Welt, Angepaßte Technologie, Asylrecht, Ei Salva- 
dor, ASEAN (Heft Nr. 86 vergriffen). 


„blätter“ Nr. 91—98, Themenschwerpunkte: Indien, Chile, Pflanzengifte 
1 in der 3. Welt, Ernährung, Gesundheit, Venezuela (Heft Nr. 96 vergrif- 
fen) 


„blätter“ Nr. 99-105, Themenschwerpunkte: Krieg um Ölquellen, Ost- 
Timor, Schüler schreiben über Afrika, Internationalismus, Verstädterung, 
Paraguay, Chile (Heft Nr. 106 vergriffen) 


„blätter“ Nr. 107—114, Themenschwerpunkte: Palästina, Afghanistan, Li- 
banon, Sowjetunion und Dritte Welt, Philippinen, Chile, Pharma-Kam- 
pagne, Armenien 


IC7/® 1983 insgesamt 36 Hefte und ein Sonderdruck 
oo 


DM 2 
DM 208 
DM 20% 
DM 20% 
DM 20% 
DINKSS” 


Achtung: Preise inkl. Porto- und Versandkosten. Versand erfolgt nur gegen Voreinsen- 
dung des genannten Betrages in Scheck oder Briefmarken; Kein Versand ge- 
gen Rechnung! 


Bestellungen an iz3w, Postfach 5328, 7800 Freiburg 


